
PROTOKOLL 
über die 30., ordentliche Sitzung des Gemeinderates der Stadt Steyr, am Donnerstag, 

dem 10. November 1977, im Rathaus, /. Stock hinten, Gemeinderatsifzungssaal. 

VORSITZENDER: 
Bürgermeister Franz Weiss 

Beginn der Sitz·ung: 15. 00 Uhr 

Offenfliche Sitzung 

Anwesend 

Erich S abl ik 
Hubert Sa iber 

BL!RGERME I STER-STELLVERTR.: 
Dr. Konrad Schneider 
Johann Schodermayr 
Herb e rt S c:hwc1rz 
Ernst Seid! 

Heinrich Schwarz 
Karl F1·itsch 

STADTRÄTE: 
Rudolf Fürst 
Anna Kaltenbrunner 
Konrad f<inzelhofer 
Johann Zöchl ing. 

GEMEINDERÄTE: 
Alfred Baumann 
Maria Derfl inqer 
Vinzenz D1-esl 
Franz Enöckl 
Karl F euerhuber 
Ernst Fuchs 
Walter Kienesbergcr 
Walter Köhler 
Rudolf Luksch 
Franz May1-
Erich Mayrhofer 
Therese Mol terer 
Josef f~adler 
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Dr. Alois St c l lnberge r 
Otto Trcml 
Alfred Watzcnböck 

VOM AMT: 
Magistratsdir·ektor Obersenatsrat 
Dr. Johann Eder 
Magi stratsdi rektor-Stel lvertr·eter 
Senatsrat Dr. Helmut Schreibmüller 
Kontrollamtsdirektor Oberamtsrat 
Alfred Eck! 
Präsidi aldi rektor Oberamtsr·at 
Roland Postler 
Direktor der Städt. Unternehmungen 
Oberamtsrat Robert Schlederer 
Rechnungsdirektor· Oberamtsrat 
Ludwig Stary 

PROTOKOLLFÜHRER: 
OAR. Walter Radmoser 
VB Gerda Gugenbergcr 



TAGESORDNUNG 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 

1) Präs-591 /77 
Präs-592/77 

2) Präs-553/77 
Präs-576/77 
Präs-591/77 
Präs-592/77 

3) Ha-5161/77 

4) Präs-606/77 . 

Angelobung von zwei neuen Mitgliedern des Gemeinde
rates. 

Änderung in den gerneinderätlichen AusschUssen. 

Österreichisches Rotes Kreuz, Bezirksstelle Steyr; 
Subvention - Personalkosten. 

Rettungs-Verdienstrredai I le der Stadt Steyr; Verleihung 
an Mitar' beiter des Bergrettungsdienstes. 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 

5) Pr·äs·-537 /77 

6) Bau3-2827 /75 
Bau2- 790/77 
Bau2- 890/77 
Bau2-1153/77 

7) ÖAG-2251 /77 

8) GI-IJ2-6 l 40/74 

Verbesse rung de r familienfördernden Maßnahmen für die 
Bediens teten der Stadt Steyr. 

Verkauf von Gr·undparzel len im Bereiche der Waldrand
siedlung. 

Ankauf eines Teiles der Liegenschaft E Z 42, KG. Steyr, 
von Frau Maria Brunmayr, Steyr, Hasenrathstraße 11. 

Tausch des Grundstückes 590/14, KG. Steyr (Alfred und 
Maria Santa) gegen städtische Grundflächen. 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 

9) GHJl-92/77 Datenverarbeitung; Mittelfreigabe. 

10) Wa-3940/61 

11) GHJ2-4 703/77 

Sanierung der Ufermauer bei der Schwimmschulbrücke; 
Grundsatzbeschluß. 

Ausbau und Instandsetzung der Feuerwehrgarage I ndu
striestraße 1. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT RUDOLF FÜRST: 

12) Buch-6500/'76 Genehmigung des Rcchnungsabschl usses der Stadt Steyr 
für das Jahr 1976. 

13) Buch-5825/77 

14) ßauS-4404/76 

Genehmigung einer Krediterhöhung bei VP 454-53 oH. 

Marienkirche; Subvention zur Restaurierun~ der Fassade 
an der Eisengasse. 

- 288 -



i 5) H a-52 10/77 

16) GHJ 1-4042/77 

Gewährung einer außerordentlichen Subvention an die 
Be_zi rksorganisation Steyr der Österr. Kinderfr·eunde. 

Anschaffung eines Betrachtungsgerätes für Röntgen
schirmbilder. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT ANNA KAL TENBRUNNER: 

17) BauS-4634/77 

18) GHJ2-738/77 

·Auswechslung de·r Eingangstüren zu den Bürgermeister
räumen, 1 . Stock vorne, und Ankauf eines Lusters. 

Dachinstandsetzung städt. Objekt Wagnerstraße 2 - 4. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 

19) ÖAG-3385/77 Genehmigung der ·Jahresbilanz 1976 der Stadtwerke Steyr. 

Stadtwe·rke 

20) Bau5-6142/72 

21) ÖAG-6638/75 

Halfenbadanbau - Vergabe von Professionistenarbeiten 
a) 
b) 
c) 

Mülldeponie der Stadt Steyr; Durchführung seismischer 
Messungen. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT MANFRED WALLNER: 

22) Bau6-446 l /76 

23) B au6- 1781 /76 

24) Bau3-6440/76 

25) Bau5-2378/70 

26) Bau3-4488/74 
Bau6- l 199/76 

Ergänzung der GR-8eschli.isse betreffend die Kanalisation 
Ennser Straße. 

Errichtung des Hauptsammlers A, 1. T ei 1, 1. Bauabschnitt, 
im Bereiche des Hartplatzes der Doppelturnhalle. 

Abbruch der Liegenschaften Eisenstraße 8, 10 und 14 so
wie Schiffmeistergasse 2, 4 und 5. 

Umbau Ennskai 27; Vergabe der Mal er- und Anstreicher
arbeiten. 

Ergänzung des GR-Beschlusses betreffend die Sanierung 
des Grünmarktes, Straßen- und Kanalbau. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBERGER: 

27) GHJ2-5700/76 

28) Bau3-5107 /77 

29) VerkR-977 /76 

30) Bau3-5698/77 

Errichtung eines Parkhofes nächts dem Hause Färber
gasse 7. 

Vergabe der Baumeisterarbeiten für die Verampelung der 
Kreuzung P~chergasse - Johannesgasse. 

Verampel ung der Kreuzung Pachergasse - Johannesgasse. 

Ausbau Jägergasse und Par·kpl atz ehern. Areal der Bür
ger! ichen Brauerei. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT JOHANN ZÖCHL ING: 

31) SH-3286/77 Ausspeisungsbeiträge in städtischen Kindertagesheim

stätten und Horten; Erhöhung. 
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32) SH-4550/77 

33) Schul-6291/76 

34) Schul -6291/76 

Weihnachtsaktion 1977 zugunsten bedüdti ger Pensionisten 
-und Rentner. 

Ganztagsschule an der HS 2 Enns leite; Verabreichung des 
Mittagessens an die Schüler - Einrichtung einer Betriebs
küche. 

Ganztagsschule an der HS 2 Ennsleite; Adaptierung Spei
sesaal Peuerbachstraße 2 - 4. 
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BÜRGERMEISTER FRAhJZ WE ISS: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Ich darf Sie zur heutigen Sitzung herzlich begrüßen. Ich habe zunächst einmal die Fest
stellung zu treffen, daß der Gemeinderat heule beschlußfähig ist. Es haben sich aller
dings eine Reihe von Mitgliedern entschuldigen .lassen. Es sind dies Stadtrat Wippersber
ger, der unabkömmlich ist, Stadtrat Wallner, der sich im Krankenhaus befindet, ferner 
die Gemeinderäte Reisner, Frau Lieb!, Brunm~y,~, Holub und Manetsgruber. Letzterer wird 
viel! eicht noch später zur Sitzung kommen. 1 eh bitte, diese Entschuldigungen dem Proto
koll einzuverleiben. 

· Für die Protokollprüfung der heutigen Sitzung sind vorgesehen die Gemeinderäte Baumann 
und Dr. Stellnberger. Ich sehe aus dem Kopfnicken, daß beide Herren zustimmen. Somit 
ist auch dieser Akt erledigt. 
Meine Damen und Herren, durch das Ausscheiden zweier Gemeinderäte ist es erforderlich, 
heute die dafür bestimmten Nachfolger, von den Parteien nomini erlen Nachfolger, im Ge
meinderat anzugeloben. Ich bitte Sie, sich dazu von den Plätzen zu erheben. 
Von der ÖVP schied aus Herr Gemeinderat Johann Knogler. Es wurde auf Grund des Vor
schlages Herr Gemeinderat Ernst Seid! in den Gemeinderat berufen. Er ist anwesend. 
Weiters schied von der Freiheitlichen Partei Österreichs aus Ing. Wolfgang Fahrnberger. 
An seiner Stelle wurde nominiert Gemeinderat Alfred Watzenböck. Ich bitte die beiden 
Letztgenannten, nach der Vorlesung der Gelöbnisformel mit den Worten "ich gelobe" die 
Angelobung anzunehmen und durchzuführen. Die Berufung für Sie beide erfolgt nach der 
einschlägigen Bestimmung der Statutargemeinde-Wahlordnung. 

1) Präs-591/77 
Präs-592/77 
Ang elobung von zwei neuen Mitgliedern 
des Gemeinderates. 

Ich lese Ihnen nun die Gelöbnisformel vor. Sie lautet: 
"1 eh gelobe, die Gesetze der Republik Österreich und des Landes Oberösterreich gewis
senhaft zu beachten, die übernommenen Pflichten nach bestem Wissen und Gewissen zu er-
füllen und der Stadt die Treue zu halten." · 

Ich bitte Sie, mit der Antwort "ich gelobe" dies zu bestätigen. 

GEMEINDERAT ERNST SEIDL und GEMEINDERAT ALFRED WATZENBÖCK: 
"Ich gelobe". 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 eh danke Ihnen und darf Sie nunmehr als neue Mitglieder des Gemeinderates herzlich 
begrüßen in der Überzeugung, daß es genauso wie bisher gelingen wird, in gemeinsamer 
Arbeit die Interessen der Stadt, ihrer Bürger, nach den besten Möglichkeiten, die uns 
zur Verfügung stehehn, zu erfüllen. Ich danke. Sie können wieder Platz nehmen. 
Die beiden Herren werden gebeten, auf der für die Fraktionen vorgesehenen Seite die 

Plätze einzunehmen. 

Wir kommen nun nach der Angelobung, das war Pu0kt 1) der heutigen Sitzung, zur Ände
rung der gemeinderätl ichen Ausschüsse. Hiezu darf ich folgendes vorschlagen. Entschul
digung, ich muß vorher den Vorsitz abgeben. Ich bitte Herrn Koll. Schwarz, die Vor
sitzführung während meiner Berichterstattung zu übernehmen, um meinen Obi iegenheiten 

nachkommen zu können. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
1 eh übernehme den Vorsitz und erteile Herrn Bürgermeister zur Berichterstattung das 
Wort. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Auf Grund des Ausscheidens des Herrn Gemeinderate~ Johann Knogler wird eine Änderung 
in den Ausschüssen stattfinden müssen. Es wird daher der Antrag an den Gemeinderat er
gehen und ich bitte, hiezu die nötige Zustimmung einzuholen. 
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2) Präs-553/77 
Präs-576/77 
Präs-591/77 
Präs-592/77 
Änderung in den g<"me i nder'iil I i chcn Ausschüssen. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Gemäß dem'Vorsc:hlag der ÖVP-Gemeinder-atsfraktion vom 30. 9. 1977 wird anstelle 
des ausgeschiedenen Gemeinderates Johann Knogler 

Gemeinder'at Ernst Seidl 

als Mitglied des gemeinderätlichen Finanz- und Rechtsausschusses sowie des gemein
derät I i chen Bauausschusses beste 11 t. . 

BÜl~GERME I STER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Sie haben· den Antrag gehört. Wünscht jemand zu diesem Antrag zu sprechen? 1 eh sehe, 
es liegt l<eine Wortmeldung vor'. Wer dem Antrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um 
ein Zeichen mit der' Hnnd? Danke. 1 st jemand gegen diesen Antrag oder enthält sich je
mand der Stimme? Das ist nicht der.Fall, dann so beschlossen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 m 2. Fall bedarf es keiner Bestellung in die Ausschüsse. Für Herrn Ing. Wol fgnng 
Fahr'nberger ist nunmehr Herr Gemeinderat Watzenböck in unseren Kreis eingetreten. 
Herr Gemeinderat F ahrnberger· war nicht ordentliches Mitglied der Ausschüsse, sondern 
wurde auf Grund bestehender Best immun gen und F esl legungen bei gezogen. Es wird daher 
vorgeschlagen, für Herrn Geme inderat Watzenböck die Lösung zu treffen, wie sie üblich 
ist, daß es den jewei I i gen Ausschüssen obliegt, die nötige Entscheidung über die Bei
ziehung zu treffen. Es wird me ines Er·ac htens nach sicherlich kein Problem sein, die
sen Fol'lnalakt zu vollziehen. Eine Beschlußfassung dazu ist nicht erforderlich, da be
reits hiezu bestimmte Regeln aufgestellt sind. 

BÜRGERME I STl.:.R-STELLVERTRE TER HEINRICH SCHWARZ: 
Wünscht zu dieser Mitteilung des Herrn Bür·germeisters jemand das Wort? Das ist auch 
nicht der Fall. Das wird zur Kenntnis genommen. Ich bitte um den nächsten Antrag. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 eh habe Ihnen einen Antrag des Stadtsenates vorzulegen. Er lautet: 

3) Ha-5161/77 
Österr. Rotes l<reuz, Bezir'ksstelle Steyr; 
Subvention - Per'sonalkosten. 

Der· Gemeinderat wolle beschl icßen: 
Über Antr· ag wird dem Österr. Roten Kreuz, Bezirksstelle Steyr-Stadt, eine Subvention 
als Zuschuß zum Personalaufwand für 4 Bedienstete gewährt. 
Der Errechnung des Zuschusses werden folgende Vergleichsposten zugrunde gelegt: 

1 Bediensteter Schema IV/C/V/5, verheiratet, 1 Kind 

2 Bedienstete Schema IV/D/IV/2, ledig 

Bediensteter Schema 111/p 3/111/9, ledig. 

Der Zuschuß wird mit 46 % der jährlichen Personalkosten(Gehalt, Leistungszulage, Ver
waltungsdienstzulage, Hausha I tszul age) für die Vergleichsposten bemessen und beträgt 
für das Jahr 1977 S 278. 200, - . 
Zum genannten Zweck wird der· Betrag von 

S 270.500,--
(Schi 11 ing zweihundertsi ebz i gtausendfünfhundert) 

bei VP 51~51 oH freigegeben und bei derselben Haushaltsstelle eine übcrplanmäßige 
Ausgabe von 
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S 7.700,--
(Schi 11 ing siebentauscnsiebenhundert) 

bewilligt. Die Deckung für die überplanmäßige Ausgabe hat durch Mehreinnahmen bei den 
allgemeinen Deckungsmitteln zu erfolgen. 

Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Wünscht zu diesem Antrag jemand zu sprechen? Es I iegt keine Wortmeldung vor. Wenn Sie 
dem Antrag die Zustimmung geben, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand? Danke. Gegen
teilige Meinungen oder Stimmenthaltungen? Es liegen keine vor. Damit ist dieser Antrag 
beschlossen. 1 eh bitte um den nächstenAntrag. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Es . liegt ein weiterer Antrag des Stadtsenates vor. 

4) Präs-606/77 
Rettungs-Verdienstmedaille der S~adt Steyr; 
Verleihung an Mitarbeiter des Bergrettungsdienstes. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
1 n Anerkennung der langjährigen verdienstvollen Tätigkeit auf dem Gebiete des Bergret
tungswesens wird an folgende Personen die Reltungs-Verdienstmedai l le der Stadt Steyr 
verliehen: 

In Gold (für eine mehr als 25jähriqe Tätigkeit): 
Eidenböck Heinrich, geb. 1911 - 27 Jahre 
D 1. Ehl er Otto, geb. 1922 - 25 Jahre 
Fri edl Adolf, geb. 1921 - 30 Jahre 
Geyer Max, geb. 1912 - 30 Jahre 
Grundner Max, geb. 1920 - 30 Jahre 
HikadeFritz, geb.1914-26Jahre 
Niedermayr Harald, geb. 1925 - 30 Jahre 
Petek Max, geb. 1913 - 30 Jahre 
Raffe I seder l<urt, geb. ·1923 - 27 Jahre 
Schnel I inger Josef, geb. 1923 - 26 Jahre 
Starnberg Franz, geb. 1900 - 30 Jahre 
Weiss Franz, geb. 1921 - 30 Jahre 
Wiesner Leopold, geb. 1926 - 29 Jahre 

In Silber (für eine mehr als 20jähriqe Tätigkeit): 
Dr. EnderJosef, geb. 1915-22Jahre 
Heinrich Otto, geb. 1925 - 23 Jahre 
Hennerbichler Leo, geb. 1932 - 22 Jahre 
Mi glbauer Hans, geb. 1929 - 20 Jahre 
Öhlinger Erich, geb. 1930 - 22 Jahre 
Punzengruber Hans, geb. 1929 - 22 Jahre 
Studener Fritz, geb. 1912 - 21 Jahre 

Wenn Sie einverstanden sind und mir das genehmigt wird, verzichte ich auf die Verle
sung der Namen, da diese im Amtsbericht angeführt sind und allen Gemeinderatsmitgl ie
dern bekannt sein dürften. Wenn Sie einverstanden sind, bitte ich um Zustimmung zu die
sem Antrag. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Wünscht zu diesem Antrag jemand das Wort? Das ist nicht der Fall. Liegt eine Stimment
haltung oder Gegenstimme vor? Auch nicht, dann ein einstimmiger Beschluß. 
1 eh danke für die Berichterstattung. Kol l. Schwarz hat sich zum Wort gemeldet, bitte! 

GEMEINDERAT HERBERT SCHWARZ: 
Wertes Präsidium, sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates! 
Gemäß § 11 Abs. 1 des Stadtstatutes in Verbindung mit § 15 der Geschäftsordnung er lau-
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be ich mir an Sie Herr Bürgermeister namens der· ÖVP-Fraktion folgende Anfrage: 
1) Wieviele Anträge auf Gewer-befikderung sind auf Gnmd der in der Sitzung vom 1. 3. 
1977 vom Gemeinderat beschlossenen Gewer·beför-derungsrichtlinien eingebracht worden? 
2. Wieviele Anträge sind bis jelzl positiv und wieviele negativ erledigt worden? 
3. Wie hoch ist der Gesamtbetr·ag, der der- Wirtschaft auf Gr-und dieser Gewerbeför-de
rungsrichtlinien bisher zugeflossen ist? 

1 eh danke für die Worlertei lung und ersuche um Behandlung. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
1 eh danke. Diese Anfrage wird zur Kenntnis genommen. Gemäß § 15 der Geschäftsordnung 
ist darüber eine Diskussion nicht möglich. 1 eh frage Herrn Bürger-meister, ob er gleich 
antworten wi 11 oder nicht? 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 eh kann nur die kurze Erkl är-ung abgeben, daß ich diese 3 gegliederten Anfragen prüfen 
lassen werde und in der nächsten Sitzung dnrüber ein Bericht erfolgt. 

BÜRGERME I STER-STELLVERTRET.ER HE: 1 NR ICH SCHWARZ: 
1 eh bitte um Kenntnisnahme. Die Ber-ichterstattung des Herrn Bürgermeisters ist damit 
abgeschlossen. 1 eh ersuche um Übernahme des Vor-silzes. 

BÜRGERMEISTER r-RANZ WE ISS: 
Danke. 1 eh übernehme den Vorsitz gerne und erteile zugleich Kollegen Schwarz das Wort 
zu seinen Berichten. 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Meine Damen und Hcr- ren des Gcmeinder·a t es ! 
Der erste Antrag der- gemeinde,-ätlichen P ersonalkommission beschäftigt sich mit einer 
Verbesserung der fami I ienförderndcn Maß nahmen für die Bediensteten der Stadt Steyr. 
Dazu darf ich einleitend ku,-z sagen, daß bei der Stadt Steyr seit vielen Jahren als frei
willige Saozialleislung an die Bediensteten in Form einer-Familienbeihilfe und Weihnachts
beihilfe ein Betrag von ,-und S 620.000,- jährlich zur Auszahlung gekommen ist. Es soll 
nunmehr diese Regelung abgeändert werden und ich bitte schon jetzt um Ihre Zustimmung 
zu nachfolgendem Anlr-ag. Der Antrag der gerneinderätl ichen Personalkommission I autet: 

5) Präs-537 /77 
Verbesserung der fami I ienfördernden Maßnahmen 
für die Bediensteten der Stadt Steyr. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
1) Entspr-echend dem Amtsbericht des Personalr·eferates vom 13. 9. 1977 wird ab 1. 7. 
1977 den aktiven Bediensteten der Schemata 1 - 1 V und I L (Beamte und Vertragesbedi en-
stete) sowie den Ruhe- und Versorgungsgenußempfängern als freiwi 1.1 i ge Sozialleistung 
der Stadt Steyr eine Haushaltsbeihilfe gewährt, die als Sonderzahlung jeweils im Mai 
und November eines jeden Jahres, erstmals im November 1977, ausbezahlt wird. 

2) Diese Haushaltsbeihilfe wird mit dem 1 1/2fachen jenes Betrages festgesetzt, der dem 
einzelnen Bediensteten an Haushaltszulage (Grundbetrag und Steigerungsbeträge) ge
bührt. Bedienstete, die keinen Anspruch auf Haushaltszulage haben, erhalten eine Son
derzahlung in Höhe von S 300,- für je 6 Mo.nate (Bemessungszeitraum). 

3) Die erste Auszahlung (November 1977) er-folgt für einen Bemessungszeitraum von 6 
Monaten. Die zweite Auszahlung (Mai 1978) umfaßt, wie alle folgenden Auszahlungen, 
ebenfal I s einen Bemessungszeitraum von 6 Monaten. Hiedurch erfolgt für Dezember 1.977 
einmalig ausnahmsweise eine Doppelzahlung. Bei Bediensteten, bei denen im Dezember 
die Vor-auss.etzungen für eine Beihi I fenzahl ung erlöschen, wird der im November bezahl
te entsprechende Betrag rückver-rechnet. 

4) Bedienstete, die während des Gemessungsz.eitraumes fü,- den die Sonderzahlung ge
währt wird, nicht .im vollen Genuß der Haushaltszulage stehen, erhalten als Sonderzah
lung den entsprechenden Teil. Änderungen in der Höhe der Haushaltszulage sind bei der 
E3erechnung der Haushaltsbeihilfe zu berücksichtigen. 
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1 eh bitte um Ihre Zustimmung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Sie haben den Antrag gehört. 1 eh frage Sie, ob jemand dazu zu spreche n wünscht? 

Herr Gemeinderat Schodermayr, anschließend Herr Gemeinderat Radler. 

GEME I NOERAT JOHANN SCHODERMAYR: 
Wertes Präsidium, meine sehr geschätzten Damen und Herren des Gemeinderates! 

1 eh möchte besonders auf die Wiehl i gkeit dieses Beschlusses hinweisen. Es handelt sich 

hier um eine echte Förderung der Familien und im besonderen der l<inder unserer Mit

arbeiter. Der Gemeinderat der Stadt Steyr setzt damit eine wohlüberlegte Personalpoli

tik fort. Gemeinsam mit der Personalvertretung gelingt e s immer wieder· , die gestel I ten 

Aufgaben niit einem sparsamen Personalstand durchzuführen. Vergleiche mit anderen Städ

ten ähnlicher Größenordnung beweisen dies immer wieder. Auch der Anteil der Personal

kosten am ordentlichen Haushalt entspricht durchaus einer rationellen Personalpolitik. 

Umgekehrt jedoch muß sich dann die Stadtgemeinde als Dienstgeber verpflichtet fühlen, 

im sozialen Rahmen ihre Mitarbeiter so weit als möglich zu unterstützen. Dies gilt für die 

Essenausgabe, für die Zusatzkrankenversicher·ung, für· dienstfreie Tage bei Familien

festen und dergleichen ebenso wie für diesen Beschluß, welcher der Förderung der Fa

milie dient. 
Abschließend soll festgehalten werden, daß der beschrittene Weg in der Personalpolitik 

zweifel los der richtige war und die sehr wohl überlegten Maßnahmen auch in Zukunft nach 

Maßgabe der Möglichkeiten durchgeführt werden sollen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Ich danke Hcr~rn Gemeinderat Schodermayr. Als Nächs·ter Gemeinderal Radler zu diesem 

Punkt. 

GEME I NOERA T JOSEF RADLER: 
Wertes Präsidium, sehr geehrte Damen und Her' ren des Ge me inderates! 

Namens der ÖVP-Fraktion darf ich zunächst die Erklärung abge ben, daß wir gerne die-

sen familienfördernden Maßnahmen, die uns he ute als Anlr~a g vorliegen, unsere Zustim

mung geben werden. Wir' freuen uns darüber, daß die Bedi e ns te ten die ses Hauses dadurch 

ir.i den Genuß erheblicher oder beträchtlicher finanzieller Mittel komme n, insbesonde re 

trifft dies für die Familienerhalter zu. Es ist fast überflüss ig , darauf hin z uweisen, daß 

diese Mittel natürlich aus dem ordentlichen Budge t der Stadt kommen. We nn man all e rdings 

die Aussendung der Gewerkschaft der' öffentlich Bedienst e ten, die ungefähr vor 2 Monaten 

erfolgt ist, 1 iest, und darin dem Herrn Bürgermeister Weiss, seinem Ste llvertreter Schwarz 

und der Sozialistischen Fraktion der besondere Dank für die damals schon als gegeben an- . 

genommenen fami I ienfördernden Maßnahmen zum Ausdrück bringt, können Uneingeweihte 

den Eindruck gewinnen, daß hier Mittel flüssig werden, die aus einer f<asse der Soziali

stischen Fraktion kommen. 
1 eh freue mich aber tr·olzdem, daß nun heute dieser Antrag zur Beschlußfassung heran

steht und diese Beamten in den Genuß dieser Mittel kommen. Es ist aber auch in diesem 

Zusammenhang angebracht, des Initiators oder des Urhebers dieser fami I ienfördernden 

Maßnahmen zu gedenken. Wie wir aus dem Amtsbericht entnehmen, hat die OÖ. Landesre

gierung bereits am 8. 8. 1977 diese fami I ienfördernden Maßnahmen für die OÖ. Landes

bedi ens tel en über Antrag unseres Landeshaupt mann-Ste 11 vert re lers Pos sa rt besch I os sen. 

1 eh glaube, daß auch hier als Vorreiter für diese soziale Maßnahme dem Landeshauptmann

Stellvertreter Gerhar'd Possart ein Dank gebührt. 
Wenn wir in einer der letzten Gemeinderatsitzungen oder in .der letzten gehört haben, daß 

davor gewarnt wird, daß man dem Landeshauptmann-Stel lvcrtreter Possart Beamte oder 

Angestellte, genaugenommen die Musikschullehrer der .Stadt Steyr, nicht "in den Rachen 

werfen" soll, so ist damit mit diesen familienfördernden Maßnahmen, mit denen das Land 

vorausgegangen ist, das Gegentei I bewiesen. 
Wir müssen z"ugestehen, daß hier das ein bedeutender sozialer Schritt der Landesregie

rung wa·r, dem sich die Gemeinden sehr' ger'ne anschließen. 
· 1 eh darf noch hinzufügen, daß Landeshauptmann-Stellvertreter Gerhard Possart als Vor

reiter auch von den Bundesbediensteten ger'ne gesehen werden würde, weil ich mit Sicher

heit sagen kann, daß die Bundesbediensteten bis zum Jahre 1999 oder bis zum Jahre 2000 
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nicht in den Genuß oder annähernd in den Genuß solcher fami I ienför·dernder- Maßnahmen 
kommen werden. Es war' alf.o mit dem /\us<fruck Land0shauptmann Possart etwas "in den 
Rachen zu werfen", um bei diesem Auscir-uck zu bleiben, viel leicht eine leichte Übertrei
bur19 oder eine star·ke Übcr'tr'eibung könnte man auch sagen, gegeben, weil wir in der 
Stadt Steyr genau wissen, daß vom Landeshauptrnann-Stellvertr·eter Possart für diverse 
Spor·tstätten und diverse Spcwtvereinc schon bedeutende Mittel zugeflossen sind. 
1 eh danke für die Aufmer'ksarnkei t. 

BÜRGEl~ME I STEf~ FRANZ WE ISS: 
1 eh danke für den Beitr'ag. Noch eine weiter'e Wor·trneldung zu diesem Punkt? Nachdem 
schon ein Nachr'uf erfolgt ist, Kollege Schwarz. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Dazu möchte ich ganz kur·z anführen, dc1ß wir uns unabhängig der von Kollegen Radler an
gezoger1en _Bedeutung des HerTn Landeshauptnrnmann-Stel lvertreters Possart entschlossen 
haben, diese Rc9clung frühzeitig einzuführen und damit vollkommen unabhängig vorn Land 
diese Regelung getr'offen haben. 1 m übr'i gen möchte ich _feststel I en, daß bezüglich der' 
Zur'verfügungslcllung von Mitteln seitens des Landes, ich möchte mich nicht ver'breitern, 
bei den Musikschulen die Mittel dort vorhanden sind, wo das Land etwas macht. Die Mit
tel müssen da sein, wei I das Land bereit wäre, die Musiksch_ule zu übernehmen. Es ist 
mir unverständlich, daß für die Gemeinden nur die Hälfte bereitsteht, obwohl das Land 
jederzeit bereit wär·e, den Gesamlbetr-ag zu übernehmen, wenn es in die Hoheit des Lan
des übergeht. Es ist eine Di skr'epanz, eine ungleiche Behandlung, die wir uns einfach, 
glaube ich, doch nicht bieten lassen können und wir werden auf diese Ungleichheit immer 
wieder· hinweisen. Es ist nämlich nicht so wie in vielen anderen Bereichen, daß es heißt, 
in der' Politik ist es nicht so, wer zahlt schafft an, son.dern die Mittel kommen von uns 
allen. Ich möchte nur noch dazu sagen, in der Personalkommission hat die Gewerkschaft 
der· Gemeindebedi cnsteten Slel lung genommen zum Vorwurf. Es fehlt ein einziges Wort in 
diesem Schreiben und dGs heißt, die S o 7.i al ist 1 sehe Fraktion der Gemeindebediensteten. 
Das hat Kollege Radler ausc.lr-ückl ich angeführt und es ist auf Gr-und der Zusammensetzung 
der Gewerkschaft der· Gemci ndebedi ens teten abe r hier ein Gleichklang ja vorhanden. So
\'Vci l die Aufklär-ung, die ich zu diesen Di skussionsbci tr· ägen machen wollte. 
Ich bille Sie aber· um die Zustimmung. 

BÜRGERME I STEI:::;: FRANZ WE ISS: 
1 eh danke für das Schlußwor·t. Wir kommen zur Abstimmung. Der Ordnung halber muß ich 
Sie doch bitten, die Hand zu er-heben, wenn Sie zu diesen Maßnahmen zustimmen, die be
richtet vverden. Gibt es eine Gegenstimme? Wer ist dafür·, sagen wir so? Gegenstimmen, 
'Enthaltungen? 1 eh stelle die E inslimmi gkcit des Bcsch!usses fest. 
1 eh dnnke und bitte um den nächsten Bcr·icht. 
Dad ich das für· die beiden neuen Gemeinderäte noch zur Kenntnis bringen. Herr Gemein
der'at Watzenböck war bereits schon einmal in diesem Gr·emium. Wir haben seit geraumer 
Zeit die Übung, daß die Spr·echer auch bei Diskussionsbeiträgen zum Rednerpult kommen 
we~1en der techni sehen Aufnahme des Beitrages über das Mikrofon zur Protokollaufnahme. 
Das bitte ich bei Ihren fallwcisen Beiträgen beachten zu wollen. 
Ich bitte jetzt um den Bericht. 

BÜl~GERME I STER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Ein weiterer A11trag des Stadtsenates liegt vor. Sie wer-den darin gebeten, zuzustimmen 
dem Abverkauf von Gr· undpar·zel lcn im Bereiche der Waldrandsiedlung. Der Antrag lautet 
wie folgt: 

6) Bau3-2827 /75 
Bau2- 790/?7 
Bau2- 890/77 
Bau2- 11 53/77 
Ver·kauf von Gr·undparzellcn im Bereiche 
der Waldrandsiedlung . .c,__..;,_,;c........;::;_;_;~::..::::...:...;:.;.;~::..:...:..;:.L.:.... _________ e. 
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Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Dem Ver-kauf nachstehend bezeichneter Grundparzellen an die genannten Käufer nach den 
durch ' Gemeinderatsbeschluß vom 17. 5. 1977 festgelegten Verkaufsbedingungen wir·d zu
gestimmt: 

Bau2-790/77 Parzellier-ung West (ehern. Ahamergründe) EZ 90 KG Jägerberg: 

ÖAG-5871/76 Hain Georg, Steyr·, 
Punzerstraße 2/2/7 

Parze! le Ausmaß 

731 m2 

Bau2~870/77 Parzell ierun!=) Süd )ehern. Zdenekgr-ünde) EZ 89 und 91, KG Jägerberg: 

ÖAG-48Li0/77 

ÖAG-3095/77 

Knoth Josef, Steyr, 
Klarstraße 6 a 

Hofer Rudolf, Winkling 11, 
Steyr--Gleink 

872/6 708 m2 

872/14 584 m2 

Bau2-1153/77 Par-zell ier-ung Ost (ehern. Zdenek~ründe), EZ 62 KG Jägerberg: 

ÖAG-34.86/77 Kanel lopulus Georg Ing. 
Georgenberg 199/25 a, 
5431 Kuchl 854/23 897 m2 

ÖAG-4157 /77 Kraus Franz, Steyr, 
Steinbr-·echerring 6/ 1 1 /5 85 4/33 

Ich bitte Sie, auch diesem Antrag die Zustimmung zu geben. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 

610 m2 

Ich frage Sie, ob jemand dazu das Wort wünscht? Ich stelle fest, das ist nicht der Fall. 
Ist jemand gegen den Antrag oder will jemand Enthaltung üben? Auch nicht, somit ist der 
Antr-ag einstimmig beschlossen. Danke. Ich bitte um den nächsten. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Der nächste Antrag beschäftigt sich mit dem Ankauf einer größerenGrundfläche aus der 
KG Stein. Die Landwirtin Maria Brunrnayr- hat einen sehr großen Teil der ihr gehörigen 
Liegenschaft der Stadt zum Kauf angeboten. Das gesamte Gebiet liegt an der Hasenrath
straße im Grenzgebiet der Stadt gegen die Gemeinde Wolfern, befindet sich aber noch in 
der Kat. Gern. Stein in Steyr. Das Gebiet ist im FlächenwidmtJngsplan derzeit noch als 
Grünland ausgewiesen. Die Flächen I iegen in einem Bereich, der schon wegen der Umwelt, 
wie Aussicht, Waldnähe usw. nach entsprechender Aufschließung eine hohe Wohnqualität 
aufweisen wird. Zwar ist infolge des Fehlens von Aufschl ießungsmaßnahmen an eine Be
bauung in gr-ößerem Umfang in nächster Zeit noch nicht zu denken, jedoch sind die ange
botenen Grundstücke im Sinne einer langfristigen Stadterweiterung als wertvolle Bauland
reserve anzusehen. Der entsprechende Antrag des Stadtsenates an den Gemeinderat I au
tet: 

7) ÖAG-2251/77 
Ankauf eines Tei I es der Liegenschaft EZ 42, KG Steyr, 
von Frau Mar-ia Brunrnayr, Steyr, Hasenrathstraße 11. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Dem Ankauf der Grundstücke 351/1, 351/2, 351/3, 352, 354/2, 355, 356/1, 358/4 und 
357 der E Z 42, l<G Stein, im Gesamtausmaß von 54. 234 m2 von Frau Maria Brunmayr, 
Steyr, Hasenrathstraße 11, zum Preise von S 110,-/m2, demnach um S 5,965.740,-
wi r-d zugestimmt. Der Kaufpreis ist in der Weise zu entrichten, daß S 2,000.000 ,- inner
halb eines Monates nach Rechtskraft des Vertrages bar zu bezahlen und S 1,920. 000,- in 
wertgesicherten monatlichen Raten von S 8.000,- zu entrichten sind. Der Restbetrag von 
S 2,045. 7L10, - ist wertgesichert bei halbjährlicher l<ündi gungsfri st in T ei I beträgen von 
mindestens S 500. 000,- dur-ch die Ve,-käuferin abzuberufen. 
Oie Kosten des Liegenschaftserwer-bes trägt die Stadtgemeinde Steyr. Die Freigabe der 
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für den Liegenschaftsankauf, einschließ I ich Kosten und Gebühren im Rechnungsjahr 1978 
anfallenden Beträge ist im kommende~ Rcchnungsjal-)_r_ zu beantragen. 

1 eh bitte Sie um die Zustimmung. 

BÜRGERME ! STER FRANZ WE ISS: 
Entschuldigung. Der Bericht ist zur Kenntnis gebracht und auch der Antrag gestellt. Gibt 
es dazu eine Wortmeldurig? 1 eh stelle fest, es wünscht niemand dazu zu sprechen. 1 m Ab
stimmungsvorgang zuerst die Frage, ob jemand dagegen ist oder Enthaltung übt? Beides 
nicht, somit einstimmiger Beschluß zu diesem Punkt. Ich bitte Sie um den nächsten. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
~in Grundstückstausch der Gemeinde Steyr mit Alfred und Maria Santa liegt dem näch
sten Antr'ag zugr' unde. Es ist ein Antrag des Stadtsenates und lautet: 

8) GHJ2-6l40/7!1 
Tausch des Grundstückes 590/14, l<G Steyr (Alfred 
und Maria Santa) gegen städti s che. Grundflächen. 

Ocr' Ge meinde rat wolle besc hli e ßen: 
Dem Abschluß eines Tauschvertrages zwischen der Stadtgemeinde Steyr und den Ehe
gatten Alfred und Maria Santa, Steyr, Sier'ninger Straße 69, wonach diese der Stadt
gemeinde Steyr di e Grundpar'7.elle 590/14 im Ausmaß von 186 m2 gegen eine städtische, 
etwa 200 m2 g r oße Grundfläche, bestehend aus den Grundparzellen 903/2 Baufläche 
(Abbruchgebäude, Sierninge r Straße 69 a) und einem Tei I des Grundstückes 592/2, 
wi r'd zugestimmt. 
Die mit dem Tau s ch verbunde ne n l<ost e n und Gebülwen trägt jede r Vertragsteil für die 
von ihm er' wor'be n e n Grundfläc hen. 1 m übr'i gen wi r- d We rtgi eichheit der beiden Tausch
f 1 ~che n an genommen. 

1 eh bitte auch hi e r um Ihre Zus t irnmung. 

BÜf~GE RME I STER FRANZ WE ISS: 
Auch hiezu die Frage , ob je mc1nd das Wort er-greifen will? Es ist das nicht der Fall. Zum 
Abst immungsvor·gc_1ng. Gibt e s gcgent e i I i ge Auffassungen oder Enthaltungen? Ebenfal I s 

·nicht. Der Antrag is t ebens o c:instimmig bes chlosse n. 1 eh danke für die Berichterstat
tung. Wir komml'! n z um nächsten Berichterstatter , das ist l<ollege Fritsch. 

BER I CI-ITERSTATTER BÜRGEl~ME I STER-STELLVERTRETER l<ARL FR I TSCH: 
Meine s e hr geehrten Damen und Her'ren des Gemeinde r' ates ! 
1 eh habe Ihnen insgesamt 3 Ar iträge des Stadtsenates zur Beschlußfassung vorzulegen. 
Der er' ste Antr'ag an Sie befußt sich mit einer überplarnnäßigen Ausgabe für die Daten
verar· beitung und laut e t: 

9) GHJ 1-92/77 
Dat e nvcr' a rbc i tun_q; Mitte I fr e i cJabe. 

Der Gerneinde1·c1t wolle beschl icßen: 
Auf Grund des Aktenvermerkes der Magistratsdirektion vom 28. September 1977 wird 
für Zwe cke d e r Datenverarbeitung (Milbenützung des DV-.-Systems der Rechenzentrum Linz 
GesmbH und mittlere Datenv e rarbeitungsa~lage in Steyr) eine überplanmäßige Ausgabe 
von 

S 150.000,--
(Schi 11 ing einhundertfünfzi gtausend) 

bei VP 01-52 oH bewilligt. Die Deckung hat durch Mehreinnahmen bei den allgem_einen 
Deckungsmitteln zu erfolge n. 

1 eh bitte Sie um Annahme dieses Antrages. 
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BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Gibt es dazu Einwendungen zu diesem Antrag? Nicht zu ersehen. Keine Enthaltung, so
mit ist der Antrag einstimmig beschlossen. Wfr kommen zum nächsten Antrag. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Der zweite Antrag des Stadtsenates an Sie ist ein Grundsatzbeschluß und befaßt sich 
mit der Sanierung der Ufermauer bei der Schwimmschulbrücke; Grundsatzbeschluß. 
Er lautet: 

10) Wa-3940/61 
Sanierung der Ufermauer bei der 

· Schwimmschulbrücke; Grundsatzbeschluß . 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Betei I i gung der · Stadtg.emeinde Steyr an der Sanierung der Ufermauer im Bereiche 
der großen F al I enbrücke und der Schwimmschulbrücke mit einem Beitrag von 20 o/o der 
Gesamtbaukosten, das entspricht einem geschätzten Erfordernis von etwa S 140.000,-, 
wird zugestimmt. Die Freigabe dieses Betrages hat im kommenden Haushaltsjahr zu er
folgen. Der Magistrat wird ermächtigt, eine entsprechende Erklärung zur Sicherstellung 
des I nteressentenbeitrages in der angeführten Höhe abzugeben. 
Infolge Dringlichkeit wird gemäß§ 44 (5) des Statutes für die Stadt Steyr der Magistrat 
zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt. 

1 eh bitte auch hier um positive Beschlußfassung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Eine Frage an Sie, ob Sie zu diesem Punkt zu sprechen wünschen? Wenn das nicht der 
Fall ist, darf ich hier zur Aufklärung einen Brief zur Kenntnis bringen, d e r uns von den 
Ennskraftwerken zugegangen ist und es, glaube ich, doch ge rade im Gemeinderat wichtig 
ist, den Inhalt zu kennen. Der Brief lautet: · 
"2. 11. d. J., betrifft Hochwasserverband Kraftwerk Klaus. Wir nehme n Bezug auf die 
Besprechung vom 20. 10. in obiger Angelegenheit und erlauben uns, das an Sie gerichtete 
Schreiben vom 8. 9. 1977 auf Grund der zwischenzeitlichen En t wicklung wie folgt zu er
gänzen. Wir haben nämlich diesbezüglich einige Gespräche geführt. Wir haben dem Bun
desministerium für Land- und Forstwirtschaft über den Verlauf dieses Hochwassers und 
die dabei von unserem Unternehmen durchgeführten Maßnahmen zu dessen Abschwächung 
ausführ! ich berichtet. Wir haben unsere Maßnahmen an Hand dieses Berichtes überprüft 
und feststellen können, daß unter Berücksichtigung der außergewöhnlichen Situation die
ses Hochwassers wir die zweckrnäß i gsten Maßnahmen getroffen haben. Das Bundesmini
sterium wird zusammen mit uns und der technischen Hochschule Wien, von w_elcher die bis
herigen Pr·ognosen und die dar·auf abgestimmten Maßnahmen festgelegt wurden, entschei
den, ob und welche Maßnahmen in Hinkunft notwendig sind, um auch die Abfuhr eines sol
chen außergewöhnlichen Hochwassers, wie das vom August dieses Jahres, noch verbes
sern zu können. 
Wir rechnen damit, daß uns d iese Maßnahmen weitere erhebliche Kosten verursachen wer
den, die wir jedoch im Interesse eines optimalen Hochwasserschutzes zu tragen bereit 
sind. 
Wir gestatten uns nochmals darauf hinzuweisen, daß wir sowohl beim letzten Hochwasser 
durch Kappung der Hochwasserspitze und zeitliche Verlagerung der Hochwassermenge 
als auch bereits 2 Jahre vorher während d~r Bauzeit durch Auffangen eines Hochwassers 
eine entsprechende Entlastung auch für die Stadtgemeinde Steyr gebracht haben. Dies 
wurde uns durch ein Dankschreiben der Firma Hack zum Ausdruck gebracht. 
Unterfertigt Ennskraftwerke AG und die Direktoren dazu." 

Ich bitte, das zur Kenntnisnahme vorgelegt zu .haben, damit ersichtlich ist, daß die Stadt 
St~yr in dieser Frage initiativ wurde, nachdem das überraschende Hochwasser im August 
gekommen ist. 
Es hat sich keine Wortmeldung zum Antrag des Kollegen Fritsch ergeben. Wir kommen zur 
Abstimmung. Erhebt sich ein Einspruch -gegen die Beschlußfassung oder eine Enthaltung? 
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Es ist beides nicht der Fall. Auch hier ein einstimmiger Beschluß. 
Ich bitte um ~en __ r,i~chsten Antrag. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Der dritte Antrag beinhaltet den Ausbau und die Instandsetzung der Feuerwehrgarage, 
Industriestraße 1 und lautet folgendermaßen: 

·1 1) GHJ2-4 703/77 
Ausbau und Instandsetzung der Feuer
wehrgarage I ndustr-icstraße 1. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der Mag. Abt. VI vom 5. 10. 1977 wird dem Ausbau und 
der Instandsetzung der Feuerwehrgarage Industriestraße 1 mit einem Gesamtaufwand 
von 

S 245.000,--
(S::hi 11 ing zwe ihundertfünfundvi erzi gtausend) 

zugestimmt. 
:Zu diesem Zwecke wird der genannte Betrag bei SN 2-34 freigegeben. 
Die Aufträge sind wie folgt zu vergeben: 
1. Baumeisterarbeiten: 

Firma Drössler zum Anbotpreis von S 80.267,--
2. E lektroinstnl I at ionsarbeiten: 

Firma EI ektrobau AG zum Anbotprc i s von S 41. 736, --
3. Wasserinstal lationsa,-beiten: 

Firma Schützner- zurn Anbotpreis von S 9.670, •• 
4. Maler- und Anstreicherarbeil en: 

Firma Seywaltner zum Anbotpreis von S 12. 175,--
5. Anfe,-t i gung und Montage von Garagentor·en: 

Firma Ricsner zum Anbolprcis v on S 51.320,--
6. Kabelkasten und Anschlußleitung: 

OKA zum Preise von ca. S 15.000,--
7. Entfernung der alten E lekt,~oinstal lation: 

Firma Drössler zum Preise von S 10.000,--
8. Glaserarbeiten: 

Firma Hayek zum Anbotpreis von S 3.000,--
Gemäß § 44 (5) des Statutes für die Stadt Steyr wird der Magistrat wegen Dringlichkeit 
zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt. 

Es handelt sich auch hier um einen Dringlichkeitsantrag und ich bitte Sie, auch im nach
hinein Ihre Zustimmung nicht zu versagen. 

BÜRGER ME I STEI~ FRANZ WE ISS: 
Kollege Kienesberger zu diesem Antrag. Darf ich eine weitere Wortmeldung registrie
ren? Das ist nicht der- Fal 1. 

GEMEINDERAT WALTER K I ENESBEl~GER: 
Sehr geehrter Herr Oürgermeister, werte Kolleginnen und Kollegen des Gemeindera
tes! 
Anschließend an die Ausführungen des Herrn Kollegen Bürgermeister-Stellvertreter 
Fritsch zu seinem letzten Punkt Ausbau und Instandsetzung der Feuerwehrgarage In
dustriestraße 1 erlaube ich mir, dazu einige Worte zu sprechen. Eines bin ich mir si
cher, daß mein Beitrag keinen Konfliktstoff I icfern wird, denn. für solche Einrichtungen, 
wie gerade die Freiwillige Feuerwehr eine ist, d'i"e allen unseren Bürgern dient und 
Schutz bietet, wird jeder dazu positiv stehen. Nun zur Sache. 
Für unsere Stadt ist es sehr wichtig, für alle Katastrophenfälle ein geeignetes Hilfsge
rät zur Verfügung zu haben. Unsere Stadtfeuerwehr, die ja freiwillig ist und als ver
pflichteter K~tastrophenhilfsdienst gilt, muß daher stets auf dasBeste ausgerüstet sein. 
Es ist dies im Bereich der Wasserwehr und der normalen Brandbekämpfung bereits ge-
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schehen. Ei_n neues Rüstfahrzeug mit einem großen Kostenaufwand, angeblich S 4 Mill., 

soll gekauft werden, um bei Hochwässern die nötigenBergungsarbeiten unver·zügl ich vor

nehmen zu können. Ein Kranfahrzeug wird nunmehr vom Landesfeuerwehrkommando zur 

Verfügung gestellt, das bei Katastrophenfällen nicht nur bei uns in Steyr, .sonder·n im 

gesamten sogenannten Feuerwehrabschnitt, eingesetzt werden kann. Mit seiner großen 

Hebekraft ist es imstande, auch bei schwersten Unfällen, bei Einstürzen oder derglei

chen, rasche Hilfe zu bringen. Unerwähnt soll aber nicht bleiben, daß unsere Stadt 

·Steyr die erste ist, die ein solches Stützpunktfahrzeug vom Landesfeuerwehrkommando 

erhält. Ganz besonders muß aber hervorgehoben werden, daß der Aufbau auf einem 

Steyrer Lkw-Fahrgestell .vorgenommen wird. Genauso wie der Hubsteiger wird dieses 

Kranfahrzeug vielleicht einen Prototyp darstellen, der unserer heimischen Automobil

industrie Neuauftr·äge sichert. Es muß daher dem Landesfeuerwehrkommando für diese 

für unsere Stadt Steyr so ':"'ichtige Entscheidung gedankt werden. Selbstverständlich 

rechtfertigt sich auch dadurch der Ausbau der Feuerwehrgarage in der Industriestraße 1. 

BÜl~GERME I STER FRANZ WE ISS: 
1 eh danke für diesen Beitrag. Die Frage vorher hat kein Ergebnis gezeitigt. 1 eh habe kei

ne Vormerkung mehr zu einer Diskussion vorliegen. Wir kommen daher zur Abstimmung 

zum gestellten Antrag. Gibt es dagegen eine Meinungsäußerung oder eine Enthaltung? Das 

ist nicht der Fall. Der Antrag wurde einstimmig zur Kenntnis genommen und beschlossen. 

Ich danke Kollegen Fritsch. 
Wir kommen zum nächsten Berichterstatter Kollegen Fürst. 

BERICHTERSTATTER ST AD TRAT RUDOLF FÜRST: 
Herr Bürgermeister, sehr geschätzte Mitglieder des Gemeinderates! 
Mein erster Punkt, den ich zu referieren habe, ist der Rechnungsabschluß aus dem Jah

re 1976. Gestatten Sie mir·, bevor ich den lakonisch kurzen Antrag zur Kenntnis bringe, 

über diesen Rechnungsabschluß ein paar Worte zu verlieren. 
Der Rechnungsabschluß für das Haushaltsjahr 1976 stellt sich in den Einnahmen und 

Ausgaben ausgeglichen da!'. Der finanzielle Rahmen umfaßt brutto S 384,568.077,-. Die

ser Betrag stellt die Gesamtheit der Beschlüsse dieses Gremiums des Gemeinderates, in 

dem wir uns befinden, dar. Der Rechnungsabschluß ist aber nicht nur die exakte Dar

stellung dieser Beschlüsse in Zahlen, sondern auch eine Orientierungshilfe für Überle

gungen für die Zukunft und stellt die letzte Veröffentlichung der Vermögensrechnung der 

Stadt dar. Das Reinvermögen der Stadt betrug am Ende des Jahres 1976 S 434,605.483,-, 

gegenüber 413,754.022,- Anfang des Jahres. Es ergab sich also 1976 eine Reinvermö

gensvermehrung von rund S 20 Mill. Die erfreulichste Entwicklung, welche aus diesem 

Zahlenberg abzulesen ist, ist aber die Steigerung der Reineinnahmen gegenüber den 

Vorjahren um S 33,5 Mill., wovon die eigenen Steuern allein um S 24,6 Mill. mehr er

brachten. Hier sei besonders auf die Gewerbesteuer verwiesen, welche eine Steigerung 

um 8, 6 auf S 31,255. 000,- erfuhr, nachdem diese 1975 um rund S 2, 5 Mi 11. unter den 

Ergebnissen von 1974 rangierte. Unter diesem Aspekt ist auch die geringe Darlehens

aufnahme von nur 1,2 Mill. zu sehen, Man darf auch einmal positiv einen Rückgang von 

Einnahmen vermerken, und zwar wenn es sich darum dreht, daß aus dem Titel der Ver

waltungsstrafen die Einnahmen um S 95.000 in diesem Jahr geringer gewesen sind. 

Auf der Ausgabenseite verdient die Entwicklung Beachtung, daß der I auf ende Aufwand 

um 4, 1 % mehr, und zwar 70 %, beansprucht hat, sodaß auf Investitionen und vermö

genswirksame Ausgaben nur 30 o/o des Haushaltes entfielen. Dies findet in der Summe 

von S 94,4 Mill. gegenüber 105,3 im Jahre 1975 für die genannten Zwecke seinen Nie

derschlag. 
Der Personalaufwand, ein wesentlicher großer Posten mit S 116, 1 Mil 1., ist gegen

über dem Vorjahr um 12,6 % gestiegen und beansprucht anteilsmäßig 7, 1 o/o der Rein

ausgaben, darf aber von der Zahl der Bediensteten her als konstant betrachtet werden. 

Die Investitionen im Hoch- und Tiefbau sind mit S 59,9 Mill. leicht erhöht gegenüber 

1975 mit S 59,4 Mill. 
Die Investitionsförderung stand mit 9,2 Mill. zu Buche, Liegenschaften wurden um 8,4 

Mill. erwor·ben, die Darlehenstilgung betrug S 2, 1 Mill. Aus dem ol-1 konnten 20, 1 % der 

Mittel dem aoH zugeführt werden gegenüber 1975 mit nur 19,4 %. Der aoH erforderte 

·s 77,608.000,-. Im Voranschlag waren pri:iliminiert S 102,500.000,-, das entspricht 
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einem Wert von 76 % der' Realisierung gegenüber dem Voranschlag und ich glaube, mei
ne Damen und Herren, das ist bestimmt kein schlechter Wert. I\Jachdem ich nun ganz 
kurz auf d(e . wesent I ichstenFaktoren dieses Rechnungsabschlusses hingewiesen habe, 
darf ich nun den Antrag an Sie zur Ver'lesung bringen, der lautet: 

12) Buch-6500/76 
Genehmigung des Rechnungsabschlusses der Stadt 
Steyr für das Jahr 1976. (BEI LAGE A) 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der' Rechnungsabschluß der Stadt Steyr für das Jahr' 1976 wird genehmigt. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Sie haben den Antrag und den Inhalt des Berichtes gehört. Dazu eine Wor-tmeldung vön 
Herrn Dr. Stel lnberger, anschl ießcnd Gemeinderat Fuchs und dnnn "Bürger'meister
Stel lvertreter Schwarz und Gemeinder-at Treml. Bitte in dieser Reihenfolge werden wir 
die Wortmeldungen durchziehen. 

GEMEINDERAT DR. ALOI S STELLNBERGER: 
Sehr geehrtes Präsidium, sehr geelwter Gemeinderat! 
1 eh darf gleich vorausschicken eingangs, daß meine Fraktion diesemRechnungsabschluß 
1976 die Zustimmung er-teilen wird, wodurch natürlich die Beschlüsse, die wir in derbe
troffenen Periode nicht gutgeheißen haben, nicht nachtr'äglich gebilligt werden. 
1 m gegensUindl ichen Rechnungsabschluß sind Vor'gänge, Maßnahmen und Zahlen enthal
ten, die mind0st.ens 1 oder' 2 Jahre zurückliegen und wenn man vveiters bedenkt, daß 
dar-über doch schon mancher Anlaß vorhanden war', ei,~gehend zu diskutieren und wenn 
man weiters bedenkt, daß in den nächsten Sitzungen der Nachtragsvoranschlag 1977 und 
der Haushaltsplan für das Jahr 1978 vi e l aktuellere Anlässe sind, über diese Themen zu 
diskutieren, so scheint mir eine de Lai 11 ierte Durchforstung der einzelnen Posten nicht 
mehr attraktiv zu sein und ich möchte ebenfalls mein en Blick nur ganz kurz auf die allge
meine Einnahmenentwicklung richten, wie es zum Teil schon geschehen ist durchden.Re
fer-enten. Auch ich glaube , dnß der er-freulichste Moment aus dem ganzen Bericht die Ein
nahmenentwicklung 1976 war', hi e r im besonderen aber das Ansteigen der eigenen Steuern, 
das immerhin ungefähr 30 % betrage n hat gegenüber nur 4 % im Jahre 1975. Es sind zwar 
außer' der Gewer-besteuer auch noch die Grundsteuer ß, die Lohnsummensteuer und die 
GetTänkesteuer· angestiegen, doch sind diese 3 Steuern im wesentlichen auf künstliche 
Maßnahmen oder steuerliche Maßnahmen zurückzuführen, weil sie entweder durch den 
l<aufkr-aftschwund erhöht wer-den oder wie bei der Grundsteuer B, die über-haupt auf 
einer Neufestsetzung eines E inhei tsvvertes beruht, wodurch natü,-1 ich das Steueraufkom
men erhöht wir·d. Zum Unter-schied davon kann man aus dem Ansteigen der Gewerbesteuer 
eine echte Vcrgr-ößerung einer Steuer-quelle schließen, weil der Anstieg nicht nur 2 - 3 % 
war, sondern wesentlich höher, wie wir schon gehört haben und S 9 Mill. mehr gebracht 
hat als im Vorjahr. Man konnte in den letzten 5 Jahren beinahe schon zur Auffassung .ge
langen, daß dieses Steuereinkommen schön langsam versiegen wird, weil ständig ein Rück
gang zu verzeichnen war, umso mehr Genugtuung bereitet es nunmehr, daß mit der Ge
werbesteuer 1976 beinahe der Höchststand aus dem Jahre 1972 wiederum erreicht wird und 
nur mehr um ca. S 1 Mill. dieses Einkommen darunter gelegen ist. Auf Grund des Budget
entwurfes ist auch anzunehmen, daß zumindest in den nächsten Jahr·en 1977 und 1978 kein 
Rückgang dieser· Steuern zu erwarten ist. Die eigenen Mittel sind 1976 beinahe schon so . 
hoch wie die Abgabenertragsanteile. Diese stellen zwar immer den größten Brocken von 
den Fremdeinnahmen dar, sie sind aber doch relativ mäßig gestiegen im Jahre 1976, wenn 
man wiederum die Inflationsrate abzieht. Noch eine Tatsache scheint mir bemerkenswert 
zu sein, und zwar daß die Zufuhr der Mittel aus dem oH an den aoH trotz dem naturge
mäßen Ansteigen des Schuldendienstes nach wie vor im Anwachsen begriffen war und 1976 
einen Großteil des aoH deckte. Diese Tatsache zeigt aber auch, daß rein finanztechnisch 
oder finanzrnäßi~J noch eine Forcierung der in Angr-iff genommenen Investitionen möglich 
oder viel leicht sogar zweckmäßig gewesen wl:ire, je nach Dringlichkeit der einzelnen In
veslitionen. Ich will, wie gesagt, in die Einzelheiten nicht mehr weiter eingehen, ich ha
be vielleicht noch später Gelegenheit dazu. 
Danke schön. 
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BÜRGERMEISTER FRANZ WE 155: 
Ich danke für den Beitrag. Als Nächster hat sich gemeldet Gemeinderat Fuchs . 

. GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 

Geschätztes Präsidium, meine Darnen und Her'r'en des Gemeinderates! 

Gestatten Sie, daß ich namens der Freiheitlichen Fraktion auch zu einigen Punkten des 

Rechnungsab·schlusses 1976 Stellung beziehe. Der Rechnungsabschluß 1976 weist beim 

oH gegenüber dem Voranschlag 1976 eine ziemlich genaue Übereinstimmung auf. Die Ab

weichung beträgt diesmal nur 3,3 % und ist somit die ger·ingsle seit ich derartige Rech

nungsabschlüsse verfolgen konnte. Der aoH weicht jedoch gegenüber dem Voranschlag 

um 15,6 % ab. Insgesamt jedoch ist festzustellen, daß man der Budgetwahrheit zufr.ieden

stellend nahegekommen ist. Immerhin sind von 67 verschiedenen Einzelvorhaben des aoH 

1 aut Rechnungsabschluß 61 _vorhaben verwirk! icht worden. Das· außerordcntl iche Kultur

etat wurde jedoch leider' um 50 % unterschritten. Die S 300.000,- für' Maßnahmen zur 

Tausendjahrfeier blieben 1976 so gut wie unberUhrt. Die Einnahmenseite des aoH weist 

nach, daß wir durch er-höhte Zuführung aus dem oH weder die mit S 12 Mill. präliminier

ten Zuführungen bzw. Entnahme aus Rücklage voll in Anspruch nehmen mußten und auch 

die mit S 20 Mill. veranschlagte Darlehenssumme nicht .benötigten. Das wurde bereits von 

Herrn Finanzstadtrat festgestellt. Das sind wie gesagt die positiven Aspekte der Gebarung 

und des Rechnungsabschlusses 1976. 
Nun auch einige kritische Beleuchtungen. Laut l~echnungsabschl üsse der' Vorjahre sind die 

Investitionen und ver-mögenswirksarnen Ausgaben vor allem gegenüber 1975 aber auch 1974 

und 1973 anteilsmäßig als auch in Summe leider' zurückgeg,mgen. Die Schere zwischen 

dem laufenden Aufwand und den Investitionen und vermögenswir'ksamen Ausgaben beträgt 

nun, wie festgestellt wird, 70 zu 30 %. In den Vorjahren betrug dieses Verhältnis 65 zu 

35 % • Das heißt, um es in Summe zu nennen, nur' S 94; 5 Mi II. wurden 1976 für I nvesti

tionsmaßnahmen aufgewendet gegenüber 105 irn Jahre 1975. B edenkt man, daß es zwischen 

1973 und 1976 einen Kaufkraftschwund bzw. einen Preisanstieg von insge samt mindestens 

24 % zu registrieren gab, so erhär'tet sich die Aussage, daß im Jahre 1976 doch zu wenig 

investitionsfördernde und investitionswir-ksarne Maßnahmen gesetzt wur ·d en. Fest steht 

aber laut Nachweis dieses Rechnungsabschlusses 1976 auf der' ande ren Seite, nämlich auf 

der Seite des laufenden Aufwandes, daß dieser sehr wohl mit d e r Inflationsrate von 24 % 
Schritt gehalten hat. Beispiele dafür, 1973 standen 158 Mill. für den laufenden Aufwand 

zu Buche und 1976 ber'eits 218 Mill. Sohin ist der laufende Aufwand in diesen 4 Jahren um 

38, 5 % gestiegen. Die Investitionen und vermögenswirksamen Ausgaben hingegen sind im 

gleichen Zeitraum jedoch nur um 13 % erhöht worden. Ich stelle daher die Frage in den 

Raum, ob diese Relation von gestiegenen AusgiJben für den laufenden Aufwand, der um 

38, 5 % ausgeweitet wurde, zu den weit weniger gestiegenen Ausgaben für i11vestitions

fördernde Maßnahmen um nur 13 % einen gesunden wi rtschaft I ichen Ausblick enthalten. 

Vom Jahre 1975 wollen wir erst gar nicht reden, wei 1, wie schon angeführt, die Summe 

für die Investitionen und vermögenswirksamen Ausgaben mit S 105 Mill. weit über der 

Summe von 1976 mit nur S 94 Mill. liegt. Eine Ursache dieses Auseinanderklaffens von 

Ausgaben für den laufenden Aufwand zu den Investitionsausgaben sind sicherlich die Per

sonalkosten, die für 1973 auf 1976 von S 79 Mill. auf S 116 Mill. angestiegen sind. Das 

ist ein Anstieg von fast 47 % in nur 4 Jahren. Die Summe S 116 Mill. für Personalkosten 

im Jahre 1976 beträgt - auch das wurde bereits vom Finanzstadtrat erwähnt - gemessen 

an den gesamten Reinausgaben 37, 1 % und ist damit der höchste in Rechnungsabschlüssen 

ausgewiesene Posten seit dem Jahre 1973, seit wir die Dinge verfolgt haben. 

Ich will damit nichts, um nicht mißverstanden zu werden, gegen die Gehaltsempfänger, 

das heißt gegen Beamte und Bedienstete dieses Hauses sagen, sondern nur ganz nüchtern 

diese ablesbare Feststellung aus dem Rechnungsabschluß 1976 treffen. Vielmehr möchten 

wir uns dafür verwenden, daß die Stadt bezüglich investitionsfördernder Maßnahmen sich 

nicht weiter einbremst, sondern mehr Maßnahmen in Zukunft setzt, damit das vorhin er

wähnte alte Verhältnis von 65 % zu 35 % zwischen Ausgaben für den laufenden Aufwand und 

Ausgaben für investitionsfördernde Maßnahmen wieder hergestellt wird. Das Verhältnis 

im Jahre 1976 zwischen diesen gleichen Ausgabenposten von 70 zu 30 % ist sicherlich kein 

Beweis für gestiegene Investitionsmaßnahmen. Das dokumentiert letztlich auch die nied

rige Summe für Darlehensaufnahmen im Jahre 1976. 
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Zur Deckung der Gebarung bzw. zur Finanzierung des aoH brauchte man 1976, auch 
das wurde bereits erw~t,nt und jeder kann das ablesen,nur S 1,2 Mill. aufnehmen gegen
über Beträgen, die in den Vor·jahren zumindest rückblickend bis 1973 stets über S 24 Mi 11. 
lagen. Diese Gegenüberstellung hat aber sicher-lieh auch den positiven Aspekt und das 
möchten wir sicherlich auch nicht unerwähnt lassen, daß die Steuereinnahmen im Jahre 
1976 einen Anstieg erfuhren, wie noch nie zuvor und deshalb keine hohen Darlehen auf
genommen werden brauchten. Daß höhere Steuern nicht unbedingt eine Auszeichnung sind, 
wissen wir alle. Daß deswegen der aoH 1976 und die Investitionen gegenüber dem Vorjahr 
1975 gekürzt werden müssen, ist uns zumindest nicht gänz verständlich. Scheinbar nur 
des Ruhms wegen, diesmal keine hohen Dar·lehenssummcn aufnehmen zu ·müssen. Dieser 
Ruhm ist unserer Ansicht nach l~eine besonde r-e Tat, die zu loben ist, zumal, wie schon 
erwähnt, die investitionsförder·nden Maßnahmen dabei gesunken sind. Lobenswert hinge
gen ist die Tatsache, daß aus Überschüssen des oH für 1976 mit S 52,5 Mill. eine noch 
nie so hohe Summe dem aoH zugeführt werden konnte. 1 mmerhin wurde durch diese Zu
führung aus Mitteln des oH zum aoH im Jahre 1976 der aoH zu 67, 6 % aus Mitteln des oH 
finanziert. Hier h.1ben wir Vergleichsergebnisse aus 1975, 1974 und 1973 und die kommen 
bei weitem nicht an diesen Prozentsatz der Zuführung heran. Aus diesen Ziffern ist einer
seits er-kennbar, doß die Einm1hmen des oH beim Voronschl ag 1976 viel leicht zu niedrig 
;ingesetzt wurden, andererseits sind mehr eigene Steuern als erwar·tet worden sind, ein
geflossen. Diese Tatsache ist jedoch kein Verdienst eines wirtschaftlichen Erstarkens 
der Stadt, sonde1·n die höher·en Steuereinnohmen sind und das wurde auch bereits vom 
Vorredner betont, ein Schröpfprodukt gegenüber den BUrgern dieser Stadt, allerdings 
nicht nur· durch Maßnahmen der· Gemeinde, sondern durch Bundesmaßnahmen, wenn man 
einige Steuern betr·achtet. 
Vielleicht aber ist Jer AnsticrJ cJ c r e igenen Steuern von 1978 auf fast S 105 Mill. doch 
auch ein Zeichen einer geringen erfreulichen Verbesse rung der Wirtschaftskraft der 
Stadt Steyr·. Sie können ja selbs t erkennen, d a ß das Steue1·aufkom111cn bei sämtlichen 
einzelnen Gemeindest euer· n an!:)csl i cgen i st, besonder· s b e i der Grundsteuer B, durch al
lerdings eine rückwi1 ·kende Anhebung des H ebesatzes. Aber auch der Anstieg der Gewer
besteuer' bet1·ägt fa s t S 9 Mill. und i s t nun i:1uf S 31 Mill. gestiegen. Auch das ist eine er
freul ichc Tatsache. 
Abschließend möchte ich nanwns d e r· Fr·eiheitlichcn Fraktion feststellen, daß wir auf Grund 
unserer Zustimmungen zu den wesent I ichst cn Budgetteilen des Vorjahres selbstverständ
lich dem Rechnungs abschluß 1976 , vorbelvtl tl ich jener Tariferhöhungsmaßnahmen und Sub
ventionserteilungen, die wir ni c ht mitgemocht hoben, auch diesmal die Zustimmung geben 
werden. 

BÜRGF::RME IST Er-{ FRANZ WE ISS: 
Ich danke für diesen ßcitr·ag des Herrn Gemeinderates Fuchs. Als Nächster ist am Wort· 
Herr l<ol lege Schvvarz. 

BÜRGERME I STEl~-STELLVERTF~ETER HE l l'\11~ 1 CH SCHWARZ: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Ich möchte mich nicht auf Zahlenspielereien einlassen, sondern etwas Grundsätzliches 
über diesen Rechnungs abschluß namens der Sozialistischen Fraktion aussagen. 
Es sei mir eingangs gestaltet, gonz kurz noch auf eine Äußerung des Kollegen ruchszu 
antworten, auf die gestiegenen Personalkosten. Dazu darf ich anführen, daß ich mir 
kürzlich eine Aufstellung geben habe lassen über die personelle Entwicklung. Wir werden 
sicher im Rahmen der· Budgetdebatte noch ausführlich darauf zu spr•echen kommen. 1 eh 
darf sagen, daß im Vergleich zu den anderen Städten Steyr einen Personal stand hat, der 
beispielgebend niedris1 ist. Ich möchte auch noch dazu sagen, daß die Struktur des Per
sonalstandes sich auf Grund de1· Aufgabenstellung zwangsli.iufig verändern muß und diese 
Veränderung nicht zuletzt auf Grund unserer aller Wünsche über zusätzliche Dienstlei
stungen, die die Gemeinde zu erbringen hat, entsteht. Es hat sich in den letzten 10 Jah
ren der Anteil der im Verwaltungsdienst Täti

0

gcn von 35 auf 30 % ver1·ingert, obwohl die 
Aufgabenstellung cJcs Verwaltungsdienstes nicht geringer geworden ist. Es ist das gro
ße Gebiet der Bezirksverwoltung, der Staatsbür·gerschaftsangelegenheiten, um nur ein 
Beispiel zu nennen, dazugekommen. Ich darf sagen, daß auf der anderen Seite sich die 
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Bediensteten des Altersheimes und für die Altenbetreuung von 10 o/o am Gesamtstand der 

Beschäftigten auf 20 o/o erhöht haben. Das ist eine natürliche Gegebenheit, weil durch die 
Ausweitung unseres Altenheimes selbstverständlich ein zusätzliches Personal notwendig 
ist. Die vielen tausend m2 Grünflächen, die dazugekommen sind, die von der Gärtnerei 
z~ betreuen sind, haben natürlich eine Erhöhung des Personalstandes in der Gärtnerei 
zur Folge oq_er' die Ausweitung der Müllabfuhr usw. Das sind doch lauter Leistungen, die 
man nicht einfach damit abtun kann, daß man sagt, die Personalkosten sind gestiegen. 
Das sind doch Forderungen, die wir alle und unsere Bevölkerung an uns stellen und die 
wir gezwungen sind, auch durchzuführen. Jeder von Ihnen würde mit Recht sagen, diese 
Leistung darf nicht eingeschränkt werden und diese auch nicht. 
Nur' das ganz kurz zu diesen Äußerungen. Ich glaube, daß wir noch bei passender Gele
genheit die Möglichkeit haben, darüber zu reden. 
Nun aber' zum Rechnungsabschluß. Dazu darf ich sa9en, daß die Aussagen über die wirt
schaft I iche Entwicklung sicher dahingehend übereinstimmen, daß uns überregional gese
hen keine besonders rosigen Zeiten ins Haus stehen. Wenn wir heute in der Lage sind, 
einem Rechnungsabschluß zuzustimmen, der eine gesunde finanzielle Basis für das Jahr 
1977, aber auch bereits für 1978 hinterläßt, so ist das für uns alle, für jedes einzelne 
Mitglied des Gemeinderates, sehr beruhigend. Ein ausgeglichenes ordentliches Budget 
mit einem Über-schuß für den aoH, ein Umstand, der sich auch für 1978 im Budget bereits 
abzeichnet, gibt uns allen Anlaß zur Genugtuung. Viele österreichische Städte beneiden 
uns um diese finanzielle Ausgangsposition für die kommenden Jahre. 
Nur durch diese Entwicklung, meine Damen und Herren des Gemeinderates, ist es mög
lich, der Wirtschaft in Steyr die für eine gute Beschtiftigungslage erforderlichen Vor
aussetzungen und Aufträge zu er-teilen. Es gilt für viele infrastruktur·elle Entwicklungen 
genauso wie für den Wohnungsbau im besonderen. Erst der Rechnungsabschluß 1976 schafft 
die Voraussetzung für die Fortsetzung unseres Straßenbauprogrammes , für die F ortfüh
rung der l<analbautcn, für die Umbauten an den verschiedenen städtischen Objekten, wie 
Volkskino, altes Stadttheater, Hallenbad mit Sauna, den Veranstaltungs saal Münichholz. 
Hier darf ich sagen, daß viele dieser sehr investitionsträchtigen Bauten zum Teil mit 
Mehrheitsbeschlüssen gefaßt werden mußten. Auch für den Neubau d e ,- Brüc ken, den darf 
ich als Beispiel anführen, um nur einige Baustellen zu zitieren, die sehr wes entlich zur 
Beschäftigungssituation, zur guten Beschäftigungssituation in Steyr di enen. 
Die Vergabepolitik der Gemeinde, vorwiegend Steyrer Firmen mit d e r Durchführung der 
Arbeiten zu bet,·auen, gibt über eine Verbesserung d e r Beschäftigungs lage hinaus auch 
Gewähr·, daß diese großen Beträge, die die Stadt zur Verfügung st e llt, wiederum allen 
Steyrern zugute kommen. Die Stadt Steyr gibt aber auch Impulse für Investitionen von 
privater Seite, so durch die Zurverfügungstellung von Gewerbegründen, die Errichtung 
von Einkaufszentren und dergleichen. 
Die Entwicklung, meine Damen und Herren, der Stadt Steyr zur Einkaufsstadt des Enns
und Steyrtales wird sich nicht aufhalten lassen, auch wenn durch die Uneinsichtigkeit 
oder vielleicht besser durch die Kurzsichtigkeit einer Gemeinderatsfraktion noch immer 
Schwierigkeiten bei der Ansiedlung eines Dienstleistungsbetriebes; der 160 weiblichen 
Arbeitskräften Arbeitsplatz geboten hätte, vorhanden ist. 
Wir haben alle - und viele von Ihnen waren ja dabei - in den letzten Wochen und Tagen 
Geschäftseröffnungen beiwohnen dürfen, die hier eine sehr deutliche positive Entwicklung 
erkennen lassen. Die Verbesse,·ung der Wirtschaftsstruktur ist für uns, für die Soz. 
Fraktion, kein politisches Schlagwort, welches nach Zweckmäßigkeit angewendet wird 
oder eben nicht angewendet wird. Wir werden die notwendigen Voraussetzungen nach der 
Raumordnung und dem Flächenwidmungsplan schaffen. Strukturverbesserungen können 
nicht von heute auf morgen erreicht werden, sondern bedürfen jahrzehntelanger Bemühun
gen und in manchen Städten sind solche Bemühungen bereits von Erfolg gekrönt. Das Er
gebnis ist für uns nicht uninteressant. Die Zahl der Beschäftigten in der Industrie ist in 
Steyr um die Hälfte größer als in Wels, im Gewerbe allerdings um die Hälfte niedriger, 
desgleichen im Handel. Auch hier liegen wir weit im Hintertreffen gegenüber der Stadt 
Wels. Dabei ist de,· Gesamtstand der Beschäftigten gar nicht so unterschiedlich. Während 
er in Wels 20.909 beträgt, macht er in Steyr 18.607 aus. Ein Vergleich bei d e r Zahl der 
Betriebe ergibt ein ähnliches Bild. Daraus aber ist klar ersichtlich, daß die Chancen un
sere,- Entwicklung nur auf dem Sektor· des Dienstleistungsgewerbes und hier(!: ( :; auch bei 
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verschiedenen Untersuchungen z. B. durch Herrn Dipl. 1 ng. Offterdinger fcstgestel lt 
wurde. Es wurde dar· über eine breite Publikation veröffent I icht. Außerdem, meine Da
men und Herren, darf ich hrer noch eines anführen. Die Produktionsber·ufe werden auf 
Sicht gesehen kaum mehr vermehrbar sein. Die technische Entwicklung in allen Berei
chen .setzt hier z wangsläufig Sclwanken; die zweifel los nicht mehr übersprungen wer
den können. Es wird hier zweifellos das Ausweichen auf Dienstleistungs-, Handels- und 
Gewer·bcbetriebe notwendig sein. 
Hier darf ich vielleicht noch eine Legende oder Sage kur· z anführen. Es ist nicht unbe
kannt, dnß die Fuh·nverksunter·nehmer im letzten Jahrhundert, es wird gesagt, daß sie 
allein den Bau der' Westbahn über Steyr verhindert haben. Es waren sicherlich auch 
noch ander· e Gründe dafür maßgebend. Sicher ist aber, meine Damen und Herren, daß sich 
damals diese Fuhrl eute sehr gefr-<:'ut haben darüber, daß ihnen das große Glück widerfah
ren i s t, daß die l<onkurrenzbahn über Steyr nicht geführt wurde. H eule müssen wir fest
stel I en, d a ß darna ls das eine s ehr kurzsichtige Entscheidung war und wir alle I eiden der
zeit noch unter diesem Umstand und wissen, wie schwier·ig es ist, . daß wir gerade den 
verkelw~.mäßigen Anschluß an die Hauptver· kehrsader·n finden können. Es war also nur 
eine sehr kurze Freude und der blühende Wirtschaftszweig der Fulwwerksunternehmcr 
hat sich ja mehr· ode r w enige r' aufge löst. 1 n Steyr ist nicht mehr viel c.Javon übrig. 
Ich glaube, daß uns g e r'ade di ese Entscheidung damals und die Kenntnisse darübe r doch 
wachs arn machen sollten und daß uns nicht aus Kurzsichtigk~it und Überlegungen, die 
nur dern Augenbli c k dienen, daß wi"r· Entschc: idu11gen tre ffen, die nicht nur uns, sondern 
auch unse r·en Nachfahre n in Zukunft s ehr schaden . 
1 eh richlc d aher· ar1 d en G eme indc r· a t der Stc.1dt Steyr d en Appell, die Entwicklung zur 
Einkauf sslcJdt nicht dur·ch solchc l<ur·zsichtigkeit auf längere Sicht zu blockieren. Ver
s~iurnnisse , die wir' h eut e in di ese r Ri ch tung b egehen, w erden andere ausnützen und wir 
wür·den dadurch zu kur· z kommen . D e r kur·z b evorstehende Beschluß über den neuen Flä
chenwidmungsplan wird d en St cyre r·n e n ,ve i scn , ob der St eyrer .Gerncinderat in der Lage 
ist, für· die Zukunft z u planen oder l edig i i ch 0f)portune Augenblicksentscheidungen zu tref
fen. 
Meine Damen und H erren, ich möc h te dc1mit c1bschli e ßen, daß ich allen Beamten, die an 
d er Er· s tel lung d es l~echnungsabschlus ses und dc.1r·über· hinaus überhaupt am Zustandekom
men di eses f-={echnungs vv e rkes , ni c ht nur als F~ e:c hnungswe rk, sondern in seiner Gesamtheit 
beteiligt w a ren, namens d e r S oz i a li s ti sch en Fraktion den herzlichsten Dank zum Ausdruck 
bringen. Ich darf noc h b ekräfti!:)en, dc1 ß die Soz ialistische Fraktion selbstverständlich 
ilwe Zus timmung gibt. 

ßÜl~GERME I STER FRA"'Z WE ISS: 
Danke fiir diesen r3eilrag. Als näc hster· Diskus sionsr·edner ist Kollege Trernl vorgemerkt. 
1 eh frage, ob noch jemand zu spr·echcn wünscht? Herr Gemeinderat Fuchs zum zweiten 
Mal. 

GEME 1 "IDEl~AT OTTO Tf-{EML: 
Meine Ü drnen und Herren d e s Gemeinderates! 
Meine Vor·redne r haben sich teilweise sehr ausführ-lieh mit dem Rechnungsabschluß 1976 
beschäftigt. Manche s ind darüberhinuus gegangen über das Rechnungsjahr 1976. 
1 eh werde mich bemühen, doch mehr auf das Jahr· 1976 einzugehen und der Berichter·
stalter r - inam:stadtr·at Fürst hat hingewiesen, daß der Rechnungsabschluß, die in die
sem R echnungs abschluß 1976 beinhalteten Zahlen, eigentlich die Beschlüsses dieses Gre
miums de s Gemei nc.Jer·ates beinhalte>t. Hier möchte ich gleich an die Spitze stellen, daß es 
bei all den gr~oßen_ Problemen, di e auf unsere Stc1dt zugekommen sind und waren, es eine 
weitgehend e inheitliche Auffass ung aller im Gemeinder·at ver·tretenen Fraktionen war. 
Auch im gr·oßen und ganzen kann man sagen, daß die Beschlüsse einstimmig in diese 
Richtung gefaßt wurden. Ich möchte auch gleich vorausschicken, daß die Kommunistische 
Partei dc:::rn l~echnungs abschluß 1976, dem Ziffer·n- und Zahlenwerk, die Zust irnmung geben 
wird. Das bedeutet .:1uf keinen Fall nachträglich die Zustimmung zu jenen Posten und Be
trägen, die die Kommuni s tische Partei im laufe des Jalir-cs 1976 kritisiert und .:1bgclehnt 
hat. 
Meine Damen ur,d Herren des Gemeinderates! Auf Gr~nd der al I gemeinen ökonomischen 
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l<rise in den westlichen kapitalistischen Industrieländern in den Jahren 1975/76 und 

auch des angenommenen Rückganges des Wirtschaftswachstums auch in Österreich wurde -

und da!3 kann man heute mit Recht feststellen, weil uns das Zahlenwerk vorliegt, -

sehr vorsichtig budgetiert. Dies bestätigt auch der· zu beschließende Rechnungsab

schluß und zeigte sich aber bereits schon- bei der Beschlußfassung des Nachtragsvor

anschlages für das Jahr- 1976 am 9. 12. des Vorjahres. Die Einnahmen des oH wurden 

bekanntfich gegenüber dem ursprünglichen Vor-anschlag damals um rund S 40 Mill. er

höht. Gegen die pessimistische Wirtschaftsprognose im Steyrer Raum bin ich, wie sich 

ja die meisten Gemeinderätinnen und Gemeinderäte erinnern können, bei der Budgeter

stellung entschieden aufgetreten. 

1 eh möchte auch hier in diesem Zusammenhang erinnern, daß es schon bereits im Sep

tember, Oktober 1975 klar war, daß auf Grund bestimmter Umstände auch im Raum Steyr 

diese Krisenerscheinungen von 1974/75 nicht voll wirksam werden, wei I auch die Spitzen

politiker und auch jene, die das Budget erstellt haben wußten, daß Großaufträge von Sei

len der Sowjetunion und den sozialistischen Länc.Jern einerseits mit den entscheidenden 

Wirtschaftsträgern unserer· Stadt, nämlich den Steyr-Werken und des Großbetriebes der 

GFM, die Arbeitsplätze weitgehend auf Jahre gesichert sind und natürlich auch eine dem

e.ntsprechende Finanzeinnahmsquellc für unsere Stadt bedeuten und den Aus- und Aufb_au 

unserer Stadl e1·mögl ichen. 1 eh bin nicht ganz der Auffassung meines I iebcn Vorredners 

Kollegen Schwarz, der· in seinem Diskussionsbeitrag über die Zukunft gesprochen hat 

und an die Sritze auf Grund der l<ontroverse mit der Freiheitlichen Partei - ich spreche 

es an - die ja nicht zum Ausdruck g0kommen ist in seiner Rede im Bezug des Einkaufszen

trums, das hier eine sehr- große Diskussion ausgelöst hat. Ich glaube kaum, daß man die 

Schlußfolger·unq ziehen soll von SeitP.n der Melwheitsfraktion - und wir haben uns sogar 

gewehrt gegen uestimmte Absichten von Seiten des Landes - daß eben Steyr oder der Raum 

Steyr forcier-t we,~den soll auf Dienstleistungsbetr· i ebe und zur Schlafstelle, wie wir schon 

einmal gesprochen haben, des Zentral1 -aumes Oberösterreich wird. Ich glaube nach wie 

vor wird es nati:.i1·lich in erster Linie auf Grund unserer Struktur· eine andere Entwicklung 

geben als mit der vergleichbaren Stadt Wels. 

Daher glaube ich, eine solche Kontroverse ist nicht heranzuzi ehen, um unsere grundsätz

lichen einstimmigen Pläne in unserem Entwicklungskonzept doch ein bisse r· I herabzusetzen 

oder anders zu interpretieren. 
1 eh möchte auch in diesem Zusammenhang das Jahr 1976, w e i I es nicht uninteressant i sl 

für uns als Gemeindemandatare, anziehen, daß es gerade di e großen Wirtschaftsträger· 

waren und vor üllem die Steyr-Daimler- Puch AG, die allerdings zu Beginn des Jalir-cs und 

Ende 1975 sehr groß gespr-ochen haben, es wir·d Schwierigkeiten usw. geben. Ich erinnere 

die Kollegen der Gewerkschaft, der Betriebsrät e , als sie zugestimmt haben für l<urza1-beit 

im Februar, als es angedr-ohte Kündigungen bei den Angestellten gegeben hat. Aber es sich 

mehr oder weniger gezeigt hat, daß eigentlich diese Maßnahmen zu bestimmten Rationali

sierungen und Antreibermelhoden im ßetrieb geführt haben. Sonst wäre es nicht möglich 

gewesen, in dieser schwie1·igen internationalen ökonomischen Entwicklung und der Krisen

erscheinung auf diesem Gebiet, daß die Steyr-Werke im Jahre 1976 den größten UmsatL 

erreicht haben. Daß sie stolz sind nach dem, was Generaldir·ektor-Stellver·trcter Feich

tinger bei jeder Vollve1·samrnlung und vor uns Gemeinderäten im Februür crklär·t hat, daß 

er an diese Zahl herankommt. Heute ist das klar, es waren 9,6 Miiliarden Umsatz, Also 

die größte Steigerung, der größte Umsatz in der 2. Republik der Steyr·-Dairnler-Puch AG. 

Daß sich das niederschlagen wird auch in den kommenden Jahren, das ist klar und daher· 

soll man auch berücksichtigen diese Entwicklung auf Grund dieser Kooper·ationsverträge, 

die weitgehend auf Jalir-e - wir kennen ja wie lange sie abgeschlossen sind - zumindest in 

diesem Sektor- der Metc1llindustrie eine bestimmte Sicherheit geben und daß auch wir bud

getä1· damit rechnen können, daß ein bestimmter Zufluß von dieser entsclwidenden Seite 

kommen wird. 
Vergleichen wi,' unsere Investitionstätigkeit etwa zu einem Betrieb, eben eiern großen Be

trieb der Steyr-Werke .Sie ist natürlich nicht sehr groß ,wenn man bedenkt, dar1 es den 

Steyr-Werken gelungen ist, allein in diesem Jahr· 1976 S 500 Mill. zu investieren, die 

aber nicht ausschließlich da7.u geführt haben, unmittelbar die Arbeitsplätze zu sichern 

oder die Produktion zu modernisieren, um konku1· r-en~fähig zu sein, denn nur allein ein 

Bau einer Halle und ander-e Dinge und auch Kapitaltransfer·ierung ins Ausland auch nicht 

1.mmittelbar dazu beigetragen haben, die Konkurrenzfähigkeit zu sichern. Aber wir begrü-
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ßen natür·lich, das möchte ich nur als Vergleich anziehen, wie kapitalkräftig heute das 
l<.apil.il und die Gr·oßunternehmer zu den Gemeinden sind, wo immer mehr Aufgaben an . 
uns he,·ankommen Lind wir nichl die.Mittel bekommen, nämlich von Bund und Land, die 
notwendig sind, die gr·oßen Investitionen, die uns aufgelastet werden oder Aufgaben 
talsäc hlich im Sinne, nämlich der br·eiten l<reise der Öffentlichkeit zu erfüllen. 
Laut f~cchnungsabschluß 1976 wurde bereits festgestellt, daß das Jahr 1976 gegenüber 
1975 33, 5 l,1\i 11. Melweinnahmen erzielt und daher mußte sich auch die Stadt, konnte sich 
die Slc1dl dc,r-i Weg auf den teuren Kreditmarkt ersparen und faktisch nur S 1, 2 Mi 11. vom 
l<.rerlilntdr' kt bo,·gen. Allein bei den eigenen Steuern betrug die Erhöhung fast S 25 Mi 11. 
oder S 24, 6 Mi 11., wie es auch der Herr Finanzreferent hier erwähnl hat und dies ist 
vor allc.- rn dar·auf zurückzuführen, daß du.rch die rückwi1'kende Neufestsetzung der Einheits
we1·te die Cr·undsleue1' B von S 5,4 Mill. im Jahre 1975 auf S 16,8 Mill. angestiegen ist. 
Dabei rnu(\ auch e,·wähnl werden, daß die kleinen Häusler und die Hausbesitzer unserer 
Stadt ganz schön damit geschröpft wurden. Das freut uns, daß diese Posl sehr gestiegen 
ist, uber- auf der ande r·en Seite wur·den besonders die kleinen Leute, die kleinen Häusler, 
ga11z s c hön belastet. 
Das gleiche möchte ich feststellen, zeigt sich auch bei der Entwicklung der Getränke
steuer, di0 um S 1,6 Mill. auf nun schon S 12 Mill. angestiegen ist. Auch hier ist es 
wi,~ck·r·urn der kleine M<1nn, der die ses Volksgetr·änk Bier konsumiert und dazu beiträgt, 
daß ur, '. ;e r e l<asse at1fgefi.illt wurd r-: . 
Zur· cinn,1'1rncnsteige r·ung, meine Damen und Herren des Gemeinderates, tragen auch 
nicht urnvcsentlich diE> im Jahre 19'/6 gegen meine Stimme beschlossenen Gebühren- und 
Tarif cr·höhungen bei. 1 eh ~JI aube , ich habe das Jahr· 1976, die verschiedensten Sitzungen
gen berii.it ;~ t, um irnm e r wieder aufzuzci gen, welche Belastungen hier durch die Beschlüs
se d0r Mehr ·h e it d Ps G eme inderat e s auf di e Bevölker·ung übertragen werden. Zu diesen 
negc1tiven l:r·schcinungen, meine Di1rnc11undHer'rcn, muß ich natürlich auch objektiv fest:... 
stellen, Jaß auch irn ,Jahr'e 1976, w 0.nn wi r auc h vor· sichtig waren beim Budgetieren,doch 
vi e les gf' l e istet wurde und auch pos itiv e rwähnen. Ich meine es ist nicht unbedeutend, 
wenn n,7ch wie vor die St adt allein <111 Soz i.:ill e i s lungen, an Zuschuß für das Zentralal
ter'sheirn fa s t S 10 /v'1ill. au s gibt, al so 9,8 Mill. Wenn die Stadt einen sehr großen f\Jach
holbccJad gehabt hat beim Ausbau unse r e r Straßen, so müssen wir auch positiv erwäh
nen, d :.ir:'> 25 Mill. zur- V e rfi.igun~) ge s t e llt wur·d c n und wenn man sich die Entwicklung un
serer' Str·iJßen und cJie Lö sung des V e r·l< eh r· sproblems in Steyr· ansieht, kann man hier 
schon For·tsc:hritte festst e llen und w erden auch wahrscheinlich auf Grund dessen, was 
wir irn Vor entwurf sc hon gesehen haben, weiterge führt. 
Auch möchlc ich nicht unc-! rwähnt la s s en den Neubau der Handelsakademie, der allein . fast 
S 19 Mill. Au s gaben in diesem Jahr 1976 erforderte oder den Kanalbau mit S 7 Mill. Das 
sind echte Leistungen, die man auch als Oppositionspartei würdigen muß. Es ist mit Recht 
schon ges a~1t worden, es wird in der nächsten Zeit noch einige Male die Möglichkeit sein, 
daß wir· auf die verschiedenen Punkte, die auch im Rechnungsabschluß verankert sind, 
näher eingehen. 1 eh meine damit nicht das mit den Ausgaben von fast S 1,4 Mill. für die 
Luftschul zkel ler usw., U<'tß man sich die erspar' en hätte können und für andere wichtige 
soziale Leistungen hätle verwenden können. Aber' es gibt noch eine Reihe Dinge, die wir' 
bei der· nächsten Gekgenheit im Rahmen der' Beschlußfassung des Budgets für das Jahr 
1978, noch e ine Reihe Anregungen, die wir durchführen können.· 
1 eh dünke für die Aufrned<samke i t. 

BÜRGEHMC I STER FRANZ WE ISS: 
Ich da11ke l<ollegen Tr·cml für seinen Beitrag. Es hat sich noch einmal l<ollege Fuchs ge
meldet. 1 st eine weiter·e Wortmeldung vorzumer·ken? 1 eh sehe, das ist nicht der Fall. 
Kollege Fuchs ist dwnit der letzte Diskussionsr'edner. 

GEME I NDER1\T ERNST FUCHS: 
Wertes F',·äsidium, geschätzte Damen und Herren des Gemeinderates! 
Ich habe an und für sich nicht vorgehabt, mich zum selben Gegenstand zweimal zu melden. 
Aber diP Ausführungen des Her·rn Bürgermeisters Schwar·z reizen einen doch zu sagen, 
daß er enlweder absichtlich oder unabsichtlich, das lasse ich dahingestellt, uns doch 
unrichtig interpretiert hat zum Bei spiel im Bezug auf Großkaufhaus. 
Zuvor jedoch noch ein Satz zu den Personalkosten. 1 eh habe ausdrück! ich erwähnt, daß 
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wir nichts gegen die Personalkosten an und für sich einzuwenden haben, sondern lediglich 

die Schere zwischen laufendem Aufwand und Investitionsmaßnahmen einer Kritik unterzo

ge:n haben. Im übrigen habe ich micti ja ausdrücklich nur auf den Rechnungsabschluß be

zogen. 
Doch nun zu der zitierten Kurzsichtigkeit ·, denn es war doch ganz klar, Herr Gemeinde-

rat Tr·eml hat das ja auch ausgesprochen, daß man hier nicht so klar kam, wer damit ge

meint war.,Wi;.. sind der Auffassung, wenn man dies schon als "Kurzsichtigkeit" betrachtet, 

so wa,- dies von unserer Seile c1us ein Pochen auf die Einhaltung von Gesetzen, die nicht 

wi ,- , nicht die Gemeinde, sondern das Land geschaffen hat, und zwar das Raumordnungs

gesetz bzw. die Novelle dazu. Steyr soll selbstverständlich, Herr Bürgermeister Schwarz, 

Einkaufsstadt werden, c1ber zuerst muß doch etwas anderes geschehen. Nämlich die infra

strukturellen Voraussetzungen müssen verbessert werden. Es klang schon an vom Vorred

ner, Steyr ist derzeit leider noch nicht vergleichbar mit Wels, weil Wels geradezu stra

ßenverkehrsmäßig überfüttert wird, möchte ich fast sagen, mit Straßenzufahrten, Auto

bahnen, Ausbau der B 1 usw., Schienennetz und so fort, natürlich dadurch ein besseres 

Hinte,-land aufweist wie Steyr und daher wa,- es unsere Absicht, zuerst diese Regelungen, 

die auch von der Sozial isti sehen Partei gewünscht wer-den, zu treffen. 1 eh verweise nur 

auf die Resolution, die in der Presse kürzlich war, die auch in die gleiche l<erbe schlug 

wie alle Par·teien dieses Gemeind0rates dieses Vorhaben wollen, nämlich Ausbau der S 37 

usw. Ich glaube, es wäre kur·zsichtig gewesen, wenn die Stadtgemeinde Steyr nach dem 

GR-Mehrheitsbeschluß vom 14. 6. sofort einen Baubescheid Her·r·n Weindl zugestellt hätte, 

gleich nach dem 14. 6., da unter Urnsüinden, vielleicht sogar sicher, damit zu rechnen 

gewesen wäre, wenn He,- r Weindl die Absicht verwi r·kl icht hätte, ein 6. 000 m2 großes 

Kaufhaus zu e,~richlen, das L.a11d sicher! ich einen Einspruch erhoben hat, da das Land ver

pflichtet ist, die f~aumor·dnungsgesetznovelle einzuhalten und nichts anderes haben wir hier 

verlautet. Wenn Sie wollen, dann ist jetzt der Ball nicht beim Gemeinderat Steyr, sondern 

in Linz bei der Landesregierung bzw. beim zuständigen Referenten, um hier zu entschei

den, ob der zu ändernde Flächcnwidmungi-;plan für die Stadt Steyr im Sinne des Raumord

nungsgesetzes eingehalten wer·dcn kann oder nicht, das heißt, wenn di·e Umwidmung der 

Stadlrnayrgr·ünde vom Bauland auf das gewünschte ,von Ihnen gewünschte Gebiet für Ge

schäftsbauten für den überörtlichen Bedarf sanktioniert werden kann. Ich glaube also, 

daß hie,- Mißverständnisse vorliegen und würde er-suchen, hier nicht unbedingt dieses 

hochschar-fe Wort von Kurzsichtigkeit zu verwenden. Wir haben nichts anderes getan, als 

darauf gepocht, dar3 Gesetze eingehalten werden. Sie sind ja schließlich dazu dn. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke. Wir haben keinen weitere::n Diskussionsbeitrag meh1~ vorgemer·kt. Kollege Fürst 

zum Abschlußwo,·t. 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Sehr geschätzte Damen und Herren! 

·Da ja alle Fr·aktioncn dem Rechnungsabschluß, dem Zahlenwerk, die Zustimmung geben, 

so darf ich in meinem Schlußwort viel leicht nur auf ein paar elementare Überlegungen hin

weisen. Es ist in der Kritik angeklungen, der laufende Aufwand - das ist Tatsache - ist 

geringfügig gestiegen, die invest i tionsfördernden Maßnahmen sind etwas zurückgegangen. 

l''un, darin liegt aber die Entscheidung, die wir getroffen haben. Wollen wir mehr Ser

vice für unsere Bevölkerung haben, sprich Erhöhung des Per·sonalstandes, sei es für 

Pflegedien5l, sei es für Essen auf Rädern, sei es in der Schule, in den Kindergärten, so 

heißt das Erhöhung des laufenden Aufwandes, bedingt bei gleichbleibender Einnahmen

entwicklung eine Minderung der Investitionen. Wollen wir' dem auskommen, müssen wir 

zur Aufnahme von l<rediten schreiten, die in fernerer Folge einen Schuldendienst ent

wickeln, der sich wieder in den laufenden Ausgaben ausweist. 

Also, es wird auch in Hinkunft sehr sorgfältig zu überlegen sein, wieviel man Kredite 

aufnimmt, wieviel man dem laufenden Aufwand zuerkennen wi 11, dem Service und wieviel 

der Investition. l'Jur eine echte Einnahmensteigerung er.laubt eine Ausweitung, eine ech

te Ausweitung eines Budgets. Wenn man sagt, wir haben wieder wie immer sehr vorsichtig 

budgetiert, dann ist das ein Lob für· alle, die hier die Verantwortung tragen und die dafür 

belobt werden sollen. 
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Verehrte Damen und Herren! Ein euphorisches Bild entwickelt sich, wenn man den Ab
schluß und die Einnahmensteigerung des Jahr-es 1976 sieht, aber trotzdem wär'e es ver
:fehlt, aus diesem einen Jahr und ii"us-diescr Entwicklung von dort schon die Entwicklung 
auch für das nächste Budget zu sehen und erst jüngste Entwicklungen am Gebiet der 
Steuereinnahmen, hoffentlich sind sie von vor-i.ibergehcnd<:>m Moment, beweisen uns wie
der, daß wir~ sehr gut daran tun, wenn wir auch in Zukunft der Vorsicht folgen bei der 
Erstei lung eines Budoets. 
Ich bitte nun den ·Hcrrn-Sürgerrneister, die Abstimmung über diesen Antrag vorzuneh
men. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 eh danke für die Schlußbemerkungen. Wir kommen zur Abstimmung. 
Ich bitte Sie, wenn Sie zustimmen, die Hand zu er-heben? Danke. Gegenprobe oder· Ent
haltung? Der' Beschluß ist einstimmig gefaßt, den Rechnungsabschluß zu genehmigen. 
1 eh bitte um den nächsten Antrag. 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Der nächs te Antrag befaßt sich mit einer Krediterhöhung in der' Höhe von S 180. 000,- bei 
VP 454-43. Er lautet: 

13) Buch-5825/77 
Genehmigung ein<:>r' l<rediter-h iihung 
bei Vf:> 45L1-53 oH. 

Der' Gemeindcrat woli e bcschlief!,c11; 
Auf Grund d e s Amtsberi c htes d e r Mag. Abt. V - Zentralaltersheim vom 17. Oktober 1977 
wird eine Aufstockung d es Kr-editansA tzes bei VP 454-53 um 

S 180.000,--
(Schi 11 ing ei nhunde rtucht z i gl au send) 

bewilligt. 
Zu diesem Zwecke wird eine übc r-µlanrnäßige Ausgabe in der gleichen Höhe bei VP Lt54-
53 bewi 11 igt. 
Die Deckung hat durch Mehreinr1ohmen bei d en allgemeinen Deckungsmitteln zu erfolgen. 

Ich bitte Sie, dem Antrag die Zw; timmung zu geben. 

BÜRGERMEISTER Ff{ANZ WE ISS: 
Ich bitte Sie, auch diesen Bericht zur Kenntnis zu nehmen. Ich frage, ob hiezu jemand 
zu sprechen vvünscht? l<e ine Bemerkung. Gibt es Gegenstimmen oder' Enthaltungen vor'ZU
merken? Auch nicht. Der Antrag ist einstimmig beschlossen. Wir kommen zum nächsten 
Punkt. 

ST ADTHAT RUDOLF FÜRST: 
Der näch s te Antrag des Stadtsenates an Sie befaßt sich mit der Restaurierung der Ma
rienkirche bzw. der Nor·dseite und der Gewährung einer Subvention hiezu. Der Wort
laut des Antrages lautet: 

1 L1) Bau5-L140Lt/76 
Maricnkirche; Suhvenlion zur Restaurierung 
der F ussade ;:in der' Ei scngas s e. 

Der Gemeinderat wolle beschl i cßen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der Mag. Abt. 111 vom 4. Oktober 1977 wird für die F~e
staurierung der Fassade der Marienkir'che in Steyr an der Eisengasse eine Subvention 
von 

S 250. 000 ,--
(Schi 11 ing zweihundertfünfzi gtausend) 

bewi 11 igt. 
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Die Mittel werden bei VP 354-91 aoH freigegeben. 
Gemäß § 44 (5) des Statutes für die Stadl Steyr wird der Magistrat wegen Dring! ichkeit 
zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt. 

1 eh bitte den He,-rn Bürgermeister, die Debatte und die Beschlußfassung darüber abzu..:.. 
führen. 

BÜRGEf~ME I STER FRAl'IZ WE ISS: 
Gibt es hiezu eine Wortmeldung? Herr Kollege Treml dazu. 

GEME I NOERA T OTTO TREML: 
Wertes Pr·äsidium, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Vorn Gesichtspunkt de,- Denkmalerhaltung und auch im Hinblick auf die Tausendjahrfeier 
unsere,- Stadt und unter Be,-ücksiclitigung des hohen baukünstlerischen Wertes der Ma
rienki rchc werde ich diesem Antrag auf Subventionierung zu,- Finanzierung diese r F as
saderiakli on de,- M,Jl'ienkirche von S 250. 000,- die Zustimmung geben. 
Ich möchte dazu auch erklären, daß es mir leichter fällt bei dieser Sanierung, weil ge
rade hinter dieser· Fassade der Marienki rche agier·ten nämlich Priester in einer seh,· har
ten Zeit uns ere,- Su1dt, und zwcir während des 2. Weltkrieges und ich kann sagen, daß es 
sehr mutige P1·iesle1- war·<::n, die nach der Ver·haftung des Stadtpfarrers der Stadl Steyr, 
Stadtpf,ir-rer· Steinbock, den Mut 90.habt haben, hinter dieser Fassade junge Menschen zu- . 
sarnmenzufassen und gegen das Gewaltregime, das damalige Gewallregirne, zu erziehen 
und auch iri einem Gei st für· Öste,·reich zu e,-ziehen. Das ist der Grund, warum auch hier 
eine bestimmte Änd e ,-ung als Stellungnahme abgc geb<::n wir·d von mir. 
Aber gleichzeitig knLipfe ich auch die Erwa,·tung vor allem an die Mehrheit, nämlich an 
die Sozialistische Partei, daß ~; ie genauso großzügig, wi e sie in diesem F al I jetzt ist 
bei der Mer·ienkirchc, bei der Füss adenaktion in einem Ar-b e it c r·vierl e l in Münichholz ist. 
Daß sie auch im kommenden Jahr in Richtung der· Tausendjahdeier auc h dor·t darandcnkl 
mitzuhelh!n, nicht nur in \'vo,· ten, sondern auch in Taten. Wir wissen und ich weiß, daß 
von Seiten der Stacitgemeinde Initiativen ergr·iffen wur·den, die entsche ide11den Leute 
nämlich der Steyr-Werke aufgefordert haben, weil sie auch di e se Häus er· b esonders nüt
zen zu ihrem Geb1-auch, nämlich duß sie das Einweisungs recht b e ans pr·uchen faktisch für 
diese Häuser und Mietwohnungen be,mspruchen, daß sie mo ralisch die Verpflichtung hät
ten, den 91-ößten Anteil zu geben. Aber ich glaube auch in Hinulick darauf, daß es höch
ste Zeit wä,-e nach 32 Jahren nach l<riegsende, daß die Stadt Steyr hier dementspr·echen
de Großzügigkeit zeigt, wo Arbeiter, Angestellte und Pension i sten dieser Stadt wohnen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke für diesen Beitrag, Kollege Fürst dazu. 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Zu den Ausführungen des Kollegen Treml habe ich weiters keine Ausführungen zu ma
chen. Ich bitte, die Abstimmung ~arüber abzuführen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ Wl::: 1 SS: 
1 eh dar-f doch aufklärend sagen, daß im Bezug auf die Maricnki rche, das ist nicht unbe
kannt aus der Presse, ein Gespräch stattgefunden hat zwischen Vertretern der Diözese 
Obe,~öster,·eich und der Stadlgemeinde, wobei einmal venti I iert wurde, welche Gebäude 
auf Grund des Denkmalschutzes und im Hinblick auf die Tausendjahrfeier ,-estaurierungs
würdig sind und in welchem Ausmaß die Stadt Steyr in der Lage wäre, sich an einer Re
staurie,-ung zu be'tei I i gen. Vor·nehrnl ich geht es hier, nachdem es sich um ein Gebäude 
am Stadtplatz handelt, urn die Mar·ienkirche. Es ist zweifelsohne nicht Schuld der Mehr
heitsfraktion im Haus, daß viel leicht Jahrzehnte an diesen Gebäuden ni c hts oder wenig 
gemacht wurde, es ist zweifel los auch eine Verantwortung auch der Mehrheit genauso 
wie der Minderhei len, hier dafl.ir zu sorgen, daß die Stadl Steyr sich zum Zeitpunkt der 
Tausendjahr-feier zu ihrem Jubiläum in einem entsprechenden Licht präsentiert. Das sind 
Dinge, die mit Religionsauffassung eine,-seils wenig zu tun haben, andererseits auch 
nichts mit Bekenntnissen, sondern ich glaube, d<1ß es hier doch um die Einstellung d0s 
Stey,- e,-s schlechthin zu seiner Altsladt,zu seinen Darstellungen als Biirger und Stadt-
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verwaltung und als Stadt selbst geht. 
Ich danke jedenfalls für die Er-l<lärung des . l<ollegen Treml, daß er· sich als Vertreter· 
der Kommunistischen Partei in diesem Sinne geäußer·t hat. 
1 eh darf nunmehr· die Abstimmung vornehmen, nachdem der Referen-t auf .. das Schlußwort 
verzichtet hat. Wer ist für den Antrag, den bitte ich, ein Zeichen mit der Hand zu geben? 
Danke. Geg~nprobe? Enthaltung? Keine zu ver-merken, somit einstimmig beschlossen. Ich 
bitte um den nächsten Antrag. 

L 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Der nächste Antrag bdaßt sich mit der Zuerkennung einer Subvention an die Österrei
chischen K inder-frcunde in Steyr, und zwar· zum Zweck der Er·richtung eines Ver·anstal
tungszentrums und Jugendheimes in der Waldr·andsiedlung. 

15) Ha-521 0/77 
Gewährung einer· außerordentlichen Subvention 
an die Bezirksorsianisation Steyr· der 
Öster·r·cichi sch<"'n Kinderfreunde. ----------

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Bezid<so1·ganisc1tion Steyr der Österr. Kinderfreunde wird über Ansuchen zur Er·
richtung eines Veranstaltungs- und Jugendhauses in der Waldrandsiediung eine außer
ordentliche Subvention von 

S 350. 000,--
(Schi 11 ing drcihuncle rtfünfzigtausend) 

gewähr·t und der B e tr·ag b e i VP L13- 50 oH b ew illigt, wobei S 305.000,- freigegeben und 
S 115.000,- als übe r·p l,,nm ä ßige /\ u sqab e b ew illigt werden können. Die Deckung hat dur·ch 
Mehreinnahmen bei den ,tl l gc0:rn c inen Deckungsmi t Lein zu erfolgen. 
Die Auszahlung de s Subventions betrc1ges hat i11 der· üblichen Form gegen Vorlage von 
Originalr·echungen z u erfolgen. 

1 eh bille Her-rn Bür· germeisler, übe r' di esen Antrag die Debatte und Beschlußfassung ab
zuführ·en. 

BÜl~GEl~ME: 1 STER FF={ANZ WE ISS: 
Wunschgemtiß dar-f i c h die Debatt eneröffnung vornehmen. Es hat sich als erster Redner 
l<ol legc Frilsch gcme lc.Je t. Darf ich noch eine weitere Wor·trneldung registrieren? Kol le
ge Fuchs, ansc hließend Kol le9e Schwarz. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Meine sehr geehrten Dc1mcn und Herren des Gemeinderates! 
Wie aus den beschlußfassendcn Sitzungen des Stadlsenales, aber auch des Finanz:- und 
Rechtsausschusses hervorgegangen ist ,sieht sich meine Fraktion nicht in der Lage ,diesem heu:.. 
te vorgelegtenAntrag die Zustimmung zu geben. Als Gründe dafür mögen kurz, nüchtern 
und leidenschaftslos angeführt werden: 
Die österr. Kinderfreunde haben in den letzten Jah,~en seitens der Stadt Steyr Subventio
nen er-hallen, beginnend ab dem Jahre 1971 /72, ohne den heule zur Beschlußfassung vor-
1 iegenden Antrag zu inkludieren, in einer Höhe von S 751.000,-. In Erinnerung gebracht 
detailliert sich diese Summe S 511.000,- für den Ersatzbau der Wer·ndlbaracke, 
S 240.000,- für den Einbau eine r öffentlichen Toilettanlage am Resthof. Ich rede nicht 
von kleineren laufendcnSubventionen, die diese Summe noch erhöhen würden. Ich stelle 
fest, daß ,weh ander·e Ins titutionen jeweils entsprechende Subventionen er-heilten haben. 
Daher mögen sie aus diesem Ver·glP.ich herausgenommen sein. 
Wenn Sie nun heute S 350.000,. für die genannte Institution freigeben, hat seit dem Jah
re 1971 die Vereinigung der österr·. Kinderfreunde ein~n Betrag von rund S 1, 1 Mill. 
erhalten. 

ZWISCHENRUF GEMEINDERAT ALFRED BAUMAl'JN: 
Das ist eh zweng ! 
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BÜRGERME I STEl~-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Wenn nun Kollege Baumann sagt, das ist "eh zweng", ich freue mich für diese Zwischen
bemerkunsJ, dann kann ich dem entgegenhalten, es ist "eh zvü". 
Ver-zeihe rni r, wenn ich auch Deinen Di alektausdruck diesbezüglich erwidere. Es ist zu
viel deswegen, weil sich die entsprechenden Mittel, qie wir heute dafür freigeben sollen, 
nicht aus den· Einnahmen des oH, sondern aus der Aufnahme von Darlehen rekrutieren. Es 
ist selbstverständlich aber auch noch zu vermerken, daß scheinbar die Stadt Steyr, 

das heißt die den Antrag vorlegende Mehrheitsfraktion, genügend Geld zur Verfügung 
hat, um Subventionen zu gewähr'en, auf der anderen Seite aber kein Geld mehr zur Ver
fügung hat, auch bedürftigen Teilen unserer Bevölkerung nicht zusätzliches Geld aus 
der Tnsche ziehen zu müssen.Ein Antrag,der heute noch beschlossen werden wird :im Referat 
des l<ol 1. Zöchl ing, möge diese meine Argumentation als Erläuterung heranziehen. Wenn Sie sich 
riun weiter·s vor-stet len, und Erklärungen sind immer am günstigsten mit Zahlen zu belegen, daß 
die Vcn~iniriung der KinderfrC:iunde vor kurzem durch einen gemeinsamen GR-Bcschluß · 
auf den ehcmal i gen Rennbahngründen Gründe verkauft hat zu einem Gesamtpreisausmaß von 
S 1,603.500, - , mit einem rn2/Preis von S 750,-, daß auch durch einen gemeinsamen Beschluß 
dieses Gemeinderates der- Vereini gungder Kinderfreunde e·in Gr-und in der Waldrandsiedlung im 
Ausmaß von 5. 562 m2 zu einem Gesn.rntpreis von S 346.800,- zur Verfügung gestellt wur
de, so ist daraus leicht ersehbar, daß auf Gr·und der durch die Verkäufe und durch an~Jere 
Subventionen gebildeten Finanzlaric die Vereinigung Kinderfreunde diesen Bau aus Eigen
kapital finanzie1-cn könnte. 
Ich stelle cin0s fest, ich kenne die Baupläne nicht, ich kenne die Großvorhaben nicht, die 
mein gc-schätzter Nachredner Ihnen wahr-scheinlich darlegen wird. 

BÜRGEf~ME I STER-.STELLVEHTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
1 eh wer-cie Dich cinlacien zur Eröffnun~1! 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Es vvird mich freuen, um zu sehen, wie weit dieses Geld dort doch zumindest nutzbrin
gend angelegt wurde, denn für die Er<Hfnung des Kindergartens Resthof, für die Eröff
nung cies Spielplatzes Resthof, wo die Mittel durch gemeinsamen Gemeinderatsbeschluß 
freigegeben wurden, wurde nicht d€:r gesamte Gemeinderat eingeladen. Es freut mich, 
daß Ko 11. Schvva ,-z a I s Verant wort I i eher di esbezügl i eh seine Meinung geändert hat. 1 eh 
dar'f aber' nun vielleicht doch wieder· in die nüchterne Sachntrnosphäre rückschreiten. 
Nach unserer Vorstellung wäre es denkbar ge,,yesen, eine Subver:ition den f<inder
frcunden in einem vertretbaren Ausmaß zu gewähren, ·insbesondere dann, we.nn durch 
die Einkäufe und Verkäufe bedin~Jt nicht Kapital aufgestockt werden mußte durch Sub
ventionen. 1 eh kann mir aber auch gleichzeitig denken, daß durch einen Zuschuß des 
Landes Oberösterreich die Finanzsituation der Institution der Kinderfreunde auch nicht 
unbedingt geschmälert wur'de. Es steht also heute einzig und allein nicht die Aktion Sub
vention für die Kinderfreunde, sondern es steht grundsätzlich die Überlegung einer Sub
ventionspolitik gezielten Ausmaßes zur Debatte. Ich stehe nicht an zu erklären, daß 
hier im Gemeinderat schon vor längerer Zeit darüber einmal gesprochen, auch im Finanz
und Rechtsausschuß darüber gesprochen wurde, vorwiegend in Anlehnung an die Ablösung 
des Schi.ilerheimes Tabor. Sie kennen alle noch die Beweggrijnde, die uns diesbezüglich 
argumentieren ließen. Wenn wir nun heute diese Zustimmung zu einer Subvention von 
S 350. 000,- nicht geben, dann möge klar' festgehalten sein, daß es sich nicht gegen die 
subventionswerbende Institution richtet, sondern dann möchten wir klar feststellen, dnß 
gerade he:'ute durch einen Freigabebeschluß von S 350.00G,-, der wahrscheinlich gefällt 
werden wird, einer-seits dokumentiert wird, daß die Stadt leicht in der Lage ist, Subven
tionen in diesem AusmaP.- zu ~eben, aber auch gleichzeiti9 durch einen später folgenden An
tr'ag und BeschluP.- dokumentiert wird, daß wir nicht mehr in der Lage sind, den Bür·gern 
unserer Stadt entsprechende Subventionen, wenn auch im wesentlich kleineren Ausmaß 
für die /\usspeisun9sbt)iträgc in den Kindergär't~_n, Heimen und Horten zu gewäh
ren. Hier scheint eine Zwiespälti~1keit in der' Uberlegung stattgefunden zu haben 
und. diesc1' Zwiespältigkeit, meine sehr geehrten Damen und Herren der Mehrheitsfraktion 

.. ' ist die OVP nicht in dt:r· Lage, zuzust imrnen. . 
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BURGERMEISTER FRANZ WEISS: 
1 eh nehme den Bei trag zur Kenntnis. Als Nächster hat sich gemeldet Kollege Fuchs. 

GEME l l'JDERA T ERNST FUCHS: 
Gcschät ztes Präsidium, meine Damen und.Herren des Gemeinderates! 
Wir- können dem vor-liegenden Antrag nicht die Zustimmung erteilen, wollen diesen Antrag 
aber auch nicht ablehnen, weil doch und das muß objektiverweise festgestellt werden, die 
österr. Kinderfreunde eine an Mitgliederzahlen starke aktive Organisation darstellen. 
Doch unsere Haltung muß auch begründet werden. Man geht, so scheint es, scheinbar 
stetig dc11·an, ein Dauer-motiv zu schaffen, wie man manchen Vereinen, die einer bestimm
ten Partei nahestehen, Zuschüsse in Form von Subventionen gewähren kann. Es wurde 
schon nngeführt, im Resthof wurde vor kurzem den Kinderfreunden ein hoher Betrag zu
geschanzt mit dem Motiv, weil der dortige städtische Kindergarten nicht allen Anforde-
1-ungen gerecht werden kann. Wir registrieren auch aus den Vorjahren, daß den Verei
nen A,-beiter·heim und Lehrlingsheim bereits Millionen gegeben wurden. Jetzt soll wie
der eine Viertelmi 11 ion deshalb gewährt werden, wei I laut Amtsbericht ein Gasthaus zu
sperr·t. Vielleicht bekommen Vereine, die künftighin - das möchte ich jetzt verallgemei
ner'n - die von Ver·lretern der Großparteien geführt werden, allmählich auch Ausschank
konze ss ionen, urn z. B. den Getränkebedarf der Bewohner der Waldrandsiedlung zu dek
ken. Ein Motiv dafür wäre zweifel los durch das Zusperren des Gasthauses Puttinger vor
haden. 
Die Geschenkepolitik nimmt also kein Ende. Dafür steigen aber die Tarife. Wir werden ja • 
heule noch auf eine Er-höhungsmaßnahme zu sprechen kommen. Wir wiederholen daher un
scr-en F~uf nach Schaffung eine,- Subventionsordnung. Damit könnte die al !gemeine Subven
tionspolitik dieses Gemeinderates auf eine notwendige reglementierte Grundlage gestellt 
werden. Man muß sich nämlich Vorwürfe, meine Damen und Herren des Gemeinderates, 
nic:ht nur von uns, sonde,-n auc h von diesem Gemeinderat außenstehenden Personen so 
lanyc gcfollen lassen, bis endlich d e r- Gemeinderatsauftrag vom 9. 12. 1976 nach Schaf
fung von Richtlini en einer Subventionso,-dnung - das ist übrigens ein einstimmiger Auf
trag gewesen, d e r verabschi ed e t wurde - crfül lt wird dur-ch den Finanz- und Rechtsaus
schuß. Herr Bürge rm e i s tc~r, dc1 s möchte i c h auch noch erklären; hat am 8.11. 1976 ei
nen de r;:wl i gen Antrag von uns er+1<.1 l len , e ,- -..vurde dem Gemeinderat zugeführt auf Erlas
suny von l~ichllinien für Subventi on s v e rgaben. Am 9. 12. hat, wie schon betont, der Ge
meindf'r'at einstimmig beschlossen, den Finanz- und Rechtsausschuß mit der Ausarbeitung 
dieser Richtlinien zu beauftragen. f\lun ist fasl ein Jahr seil diesem Beschluß vorüberge
rollt und nur · ein einziges Mal, und zwar b e i der Finanz- und Rechtsausschußsitzung am 
24. 2. 1977, kam diese Angelegenheit auf die Tagesordnung dieser Finanz- und Rechts
ausschußsitzung. Ich habe allerdings bei einer weiteren Finanz- und Rechtsausschuß
sitzung am 14. 4. den Her'rn Bürgermeister höflich ersucht um eine weitere Behandlung. 
Zuvor im März habe ich dem Herrn Bürgermeister, dem Herrn Magistratsdirektor und al
len Fraktionssprechern eine erste Textvorlage einer derartigen Subventionsordnung über
mitt0ll. Diese Vorlage kam schließlich auf eine Empfehlung des Herrn Bürgermeisters, 
die er' an uns richtete, zustande. Darnach haben wir vom Magistrat zwei Muster-Subven
tionsordnungen von den Städten Linz und Wels zugesandt erhalten. Seitdem jedoch ist, ich 
möchte das so betonen, eine große Pause. Diese Pause soll jedoch nicht in einen Dauer
pausenzustand übe,~leiten, um das müssen wir sehr bitten. Wir enthalten uns also bei dem 
vorliegenden Antrag der Stimme, weil wir der Ansicht sind, zuerst gehört Ordnung durch 
eine Subventionsordnung geschaffen. Diese wollen wir sehen, wei I doch, wie wir meinen, 
es gibt vielleicht andere Meinungen in dieser Frage, weil wir- glauben, daß in dieser Be
ziehung, was die Subventionsvergabe betrifft, doch eine Reglementierung hergehört. 
Motivationen der·arti gcr Art, wie vom Gasthaus zusperren, sind meines Erachtens nicht 
die geeignetste Form, um Zuschüsse in dieser Höhe zu erhalten. 
Wir enthalten uns also nochmals bei diesem Antrag der Stimme. Es tut uns leid, weil 
wir dar·auf reflektieren, daß wir zuer-st die Subventionsordnung, die wir durch GR-Be
schluß auszuarbeiten hätten, zuerst da haben sollen. 

BÜRGL=-~RME I STER FRANZ WE ISS: 
Es wird auch dieser Beitrag zur Kenntnis genommen. Es spricht nun Kollege Schwarz, 
anschließend Gemeinderat Treml. 
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BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HE l l'JR ICH SCHWARZ: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Es war zu erwarten, daß bei diesem Tagesordnungspunkt eine längere Debatte sich ent
wickeln wird und einleitend möchte ich sagen, um meine Begründungen darnach entspre
chend bekräftigen zu können, die Kinderfreunde haben bestimmte Grundsätze. Einer die
ser Grundsätze, den wir auch immer unseren jüngeren Menschen mitgeben, heißt: Der 
ßemeinschaft mehr geben, als von ihr verlangen. Unsere derzeitige Situation in Steyr 
ist so, daß wir um einen sehr bescheidenenB etrag für die Bürger dieser Stadt, eben 
seit dieser Zeit die Kollege Fritsch angeführt hat, schon sehr viele Leistungen gesetzt 
haben. · 
Der Ersatzbau im Werndlpark. Die Errichtung dieses Ersatzbaues brauche ich nicht 
mehr anführen, wurde hinlänglich diskutiert, beruht auf viele Jahre zurück! iegenden 
Gesprächen und dieser- Er-satzbau wird aber auch laufend für Veranstaltungen der ver
schiedensten Organisationen und nicht nur von Organisationen, die der Sozialistischen 

· Partei nahestehen, sond-ern auch ,mderen zur Verfügung gestellt. Ich verweise nur z. 
B. darauf, daß bei den Fitmärschen usw. diese Räumlichkeiten immer offen stehen, daß 
jederzeit die Möglichkeit ist, für Or-ganisationen, die im Schloßpark Veranstaltungen 
durchführen, dieses Haus zu benützen. Das haben wir zugesagt und es steht jederzeit 
auch zur Verfügung. 
Auf der Ennsleite besitzen die Kinderfreunde ein Kinderheim, das seit vielen Jahren der 
Gemeinde als Kinderga,-ten vermietet ist, sowohl dc1s Heim als auch der dazugehörige 
Garten zu einem Preis, meine Damen und Herren des Gemeinderates, den Sie in privat
wirtschaftlichem Ver-kaufs- und Verkehrswert niemals bekommen würde n. Rund S 3.000,
monat I ich er-halten die Kinderfreunde als Miete für einen Kindergarten, der durchaus al
len Anforderungen entspricht und ein 2. 000 m2 großes· Grundstück dazu. Der Kindergar
tenbau im Resthof wurde von uns deshalb vor-gezogen, weil wir eingesehen haben, daß 
es notwendig ist, für die Bevölkerung hier etwns zu machen. Die Gemeind e hat hie,- einen 
Beitrag geleistet, das geben wir zu. Ich frage aber auch hier _Ko llegcn Fr- itsch, ob _er 
dor-t nicht bestätigen kann, daß nahezu ausschli0ßlich dieses Gebi::iude bis jetzt für den 
l<indergarten und auch der dazuge hörige Grund verwe nde t wur-de. Daß also dieser Kin
der-garten im Resthof nicht den Kinderfreunden bis jetzt, sondern der öffentlichen Hand 
und der Öffentlichkeit zur Verfügung steht. 
1 n der Waldrandsiedlung ist die Situation ähnlich. Kollege Fuchs, das Gasthaus hat 
schon geschlossen seit längerer Zeit und die Bevölkerung oben hat überhaupt keine Mög
lichkeit, in irgendwelche Räumlichkeiten zu gehen. Es wär·e sogar soweit, daß bei 
Durchführung von Wahlen nicht einmal ein Wahllokal zur Vedügung stehen wi.irde. 
Das möchte ich hier eindeutig sagen. Wir haben uns auch deswegen entschlossen, diesen 
Bau, .der uns finanziell sehr trifft, das muß ich sagen, vorzu z iehen, um dort der Bevöl
kerung eine Möglichkeit, eine l<ommunikationsmöglichkeit zu geben. Dieses Haus wir-d nicht 
nur den Kinderfreunden, sondern allen Bevölkerungsgruppen in der Waldrandsiedlung zur 
Verfügung stehen, das darf ich auch sagen. Es hc1t ein Aufruf an die .Bevölkerung erwirkt 
und es ist bedauerlich, daß sich die ÖVP nicht dazu bekennen kann, hier zuzustimmen, 
weil diese Teile der Bevölkerung werden sicher keine große Freude mit der Ablehnung 
haben. 20 und mehr Leute sind Samstag und Sonntag derzeit an dieser Baustelle und ar
beiten aktivst mit. Es ist damit zu rechnen, daß bis Mai dieses Haus dor-t fertig wird. 
1 eh darf meine Einladung jetzt wiederholen, es wird selbstverständlich bei der Eröffnung 
der gesamte Gemeinderat eingeladen, damit er sich überzeugen kann, was dort geschaffen 
wurde. 
Im übrigen darf ich sagen, daß es kein Novum ist, was hier geschieht. Immer ist die Ini
tiative von Organisationen ausgegangen. Ich dad erinnern, in Gleink haben wir das Haus 
der Begegnung, das allen Organisationen offen steht. Hier wurden auch seitens der Ge
meinde Zuschüsse gewährt. Es sind alle Organisationen dort vertreten. Aber nicht nur 
sozialistische Organisntionen haben in den einzelnen Stadtteilen Stützpunkte errichtet. 
Ich darf auch erinnern, die Union hat beträe;htliche Zuschüsse zu ihren Sportanlagen 
bekommen, auch der A TSV. Nicht zuletzt der Al I gemeine Turnverein bei seiner .rie;si gen 
Sportanlage unten. Die Mittel waren gar nicht so bescheiden, die die Gemeinde dort zur 
Verfügung gestellt hat. Die Initiative ist dort von den Organisationen ausgegangen und 
wir alle war-en bereit, unabhängig der Parteizugehörigkeit, die entsprechende Finanzie
rung auch in einem bescheidenen Rahmen nach unseren Möglichkeiten mit zu gestalten. 
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1 eh glaube, warum sollen gerade die l<inderfreunde davon ausgeschlossen sein? Das 
kann ich einfach nicht verstellen und begreifen. Nur wei I es eine Organi salion ist, die 
der Sozial islischen Partei und das besfreite ich nicht, sehr nahesteht. 
Unsere Organisation ist auf j.~den Fall bei der Landesregierung auf positives Echo ge
stoßen, weil wir durch einen einstimmigen Beschluß der Landesregierung für dieses 
Bauwerk eine Subvention von S 500.000,- erhalten haben. 
_Dort haben auch die Fraktionsl~ollegen der ÖVP zugestimmt. Es wird also im Land die 
Leistung ane,-kannt, hier in der Stadt wird diese Leistung nicht anerkannt. Wir mußten 
auch dort unser·e Belege usw. vorlegen. Man bekommt ja nicht so ohne weiteres diesen 
Betrag. 
1 eh darf nur, wei I ich gefragt wurde, was das kostet sagen, das Haus würde ca. S 2, 2 
Mill. kosten. Durch die Eigenleistungen der Bevölkerung in der Waldrandsiedlung wird 
es möglich sein, um ca. 1,7_Mill. dieses Haus herzustellen. Ich glaube, daß von dieser 
Gr-ößenordnung aus der Betrag der Gemeinde. ge1-echtfertigt e1-scheint. 
Ich bitle auf jeden Fall alle um die Zustimmung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 eh danke für diese Aufklärungen und diesen Beitrag. Als nächster Sprecher Kollege 
Treml. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Wertes Präsidium, geschätzter Gemeinder-at ! 
1 eh möchte gleich bei dem let z ten Argument des Kollegen Schwarz anknüpfen. 1 eh habe 
hier eine Pressenoli z, da heißt es, S 350. 000,-- für Kinderfreunde treiben Steyrs ÖVP 
auf die Palme. \V e nn ich mir d e n Amtsbericht anschaue und auch jetzt den Diskussions
beiL1-ag von Kollegc-•n Schwarz, so zeigt e r ganz d e utlich, daß für diesen Zweck, für diese 
Einrichtung odc,- dieses Ver·ans taltun gs z entrum mit Jugendheim sogar die OÖ. Landesre
gie1-ung einstimmig 1/2 Million Schilling z ur Verfügung stellt. Ich glaube kaum, daß je
mand hier sitzt, daß ich je t z t das Wort der Mehrhei l sprechen muß, wei I mit Ausnahme 
aller anderen Parteien, die im Gemei!1clc1-at vertreten sind, die Kommunistische Pu1'tei 
keinen Schilling bis jet z t für Gebäude er-haltung oder Jugendheime als Subvention von der 
Stadt Stey,- bekommen hat. Das rr.öc hte ich ausdrücklich feststellen, damit ich nicht in 
Verruf komme, ich muß immer die Soz . Pc1rtei ver-treten. Aber- auf Grund der Hai tung 
cler Freiheitlichen Partei und der Ö\/P komme ich immer wieder zur Überzeugung; daß es 
sich hier ausschließlich um eine politische Frage handelt und es zeigt sich auch im Ver
halten zu vielen ande1-en Subve ntionierung0.n. Wenn man sagt, den Kinderfreunden, denen 
gibt man andauernd, sie haben schon über S 1, 1 Mill. in den Jahren seit 1971 erhalten. 
Na bille schön, sie haben die Ablöse bekommen für das Gebäude Werndlpark. Aber kein 
Wort wird hier- erwähnt, da(:$ z. B. auch im selben Gebiet eine andere Institution, nämlich 
die Fr-ohc-Jugend-Wiese ganz schön abgelöst wurde. Keine Stimme dazu. Oder bei der 
Errichtung der Turnhalle des Allgemeinen Tu,-nvereines. Es isl doch jedem klar oder 
glauben Sie, nur die Kommunisten sind so gescheit und durchschauen das. Jeder hat 
gewußt, daß mit der Ablösesumme Pachergasse, de,- Notwendigkeit des Abb,-uches der 
Tu1-nhal le, eine ganz schöne großzügige Subvention drinnensteckt. 
1 eh meine, die Halle ist gelungen, sie wird auch von al I gemeinen anderen Vereinen be
nützt, soweit ich weiß. Ich war' der Einzige, der dagegen aufgetr-eten ist aus politischen 
Gr-ündcn, nicht gegen die I niliative der einzelnen Funktionäre des Al I gemeinen Turnverei
nes, die haben hier Großes geleistet, auch das muß ich als Kommunist anerkennen. Aber 
die politischen Motive, verbunden mit ihrer ganzen Agitation, Turnerzeitung usw., das 
isl hall ein bisscr-1 elwas ande ,-es, so muß man halt die Sache sehen. 
Aber ich bin der Auffassung auch als Kommunist und wir werden wahrscheinlich dieses 
Veranstaltungszentrum ebenfalls am wenigsten benötigen und beanspruchen, da(1 es not- · 
wendig ist, für dieses Wohngebiet eine Möglichkeit zu schaffen, daß die Menschen, un
abhängig ihrer Partei zugehör-i gke i t, ob sie jetzt von Vereinen, Klubs· usw. kommen -
das wurde zugesichert durch die r~ede von Schwarz und steht auch im Amtsbericht - daß 
die!:>es Gebäude und die Einrichtung auch der Allgemeinheit dient und unbedingt notwen
dig und höchste Zeit ist, daß wir das Veranstaltungszentrum oder Haus in Münichholz 
bekommen. 
Ich verstehe daher beide Parteien nicht. Wir haben z. B. eine ähnliche Situation im 

- 316 -



Casino.Es wird jedesmal, wenn eine Subvention gegeben wurde, das Casino auch scharf 
angc~1r·iffen. Wenn ich mir aber die Veranstaltungen in Steyr ansehe oder die Plakate, sie 
hängen ja teilweise noch oder sind noch aufgestellt, so benützt es gerade im verstärkten 
Maß auch diese Par·tei, nämlich die ÖVP mit der Taus-Versammlung, die jetzt vor weni
gen Tagen stattgefunden hat. Auch die Freiheitliche Partei feiert dort ganz gut Oktober
feste. Mit Rqcht, weil eben Gemeindegelder· dr·innen stecken. 
Auch die l<ommunistische Partei benötigt diese Räumlichkeiten, aber nicht nur für sich, 
sonder·n well eben verschiedene kulturelle Veranstaltungen der Bevölkerung geboten wer
den. 1 eh glaube, von dieser Warte aus soll man es betrachten und nicht immer nur in ei
ne Richtung, wo man wohl immer die Hand erhebt, wenn es geht, in einer bestimmten 
Richtung Subventionen zu geben. Es sind .auch nicht wenige, ich nehme mir nicht die Mü
he, daß ich jetzt nachrechne, aber es macht jedenfalls mehr aus als die S 1, 1 Mill., die 
die Kinder-freunde für dieses Ver·anstaltungszentrum benötigen. Danke. 

f?ÜRGERME I STER FRANZ WE ISS: 
1 eh danke für diesen Beitrag. 1 eh habe keine weitere Wortmeldung mehr vorgemerkt zu 
diesem Thema. Wir kommen daher zur Abstimmung des Antrages. 
1 eh fr·age nun den Re[ crenten, ob er noch dazu eine Schlußbemerkung machen möchte? 
Nicht, er verzicht0.t darauf. Wir entscheiden über den Antrag. Wer ist für die Beschluß
fassung, den bitte ich, ein Zeichen mit der Hand zu geben? Danke. Gegenprobe? Enthal
tung? Der' . Antrag ist mit Mehrheit beschlossen. 
Für den Antr·ag: 20 SPÖ, 1 KPÖ 
gegen den Antrag: 6 ÖVP 
Enthaltungen: 2 FPÖ·. 

Wir kommen zum nächsten Punkt. 

ST ADTf~AT RUDOLF FÜRST: 
Mein letzter Antrag befc1ßt sich mit der· Anschaffung eines Betrachtungs gerätes für Rönt
genschi r·mbi lder. Es stellt dies eine letzte, wenn auch zum Vergl e ich zu den vorherge
henden /'-.usgaben für die Einrichtung der neuen Röntgenanlage kl e lne Summe dar. 
Ocr /\ntrag an Sie, meine verehrten Damen und Her·ren, luutet: 

16) GHJ 1 _;~ 0112/77 
Anschaffun9 eines Betrachtungsgerätes 
für· Rönt(lenschi rrrrbi lder. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der' Mag. Abt. X vom 8. September 1977 wird zum Ankauf 
eines Filnrbetrachtungsgerätes für Höntgenschirrnbildcr der Firma SiemensAG zum Prei
se von S 62. 575, - eine außerplünmäß i ge Ausgabe im Betr·age von 

S 62 . 600, -·-
(Schi 11 i ng zwei undsechz i gta usendsechshunderi) 

bei VP 50--91 bewilligt. Die Deckung hat durch Mehreinnahmen bei den allgemeinen Dek
kungsrnittcln zu erfolgen. 

Ich bitte, dem Antrag Ihre Zustimmung zu geben. 

BÜRGERMEISTER F FV\l'!Z WE ISS: 
Eine Frage an Sie, ob Sie dazu zu sprechen wünschen? Ich sehe, das ist nicht der Fall. 
Ich komme zur Abstimmung. Gibt es eine Gegenmeinung oder Enthaltung vorzumerken? 
Beides nicht, der Antr·ag ist beschlossen. 
Ich danke dem Referenten für die Ber·ichte. 

STADTRAT RUDOLr- FÜRST: 
Bitte Herr· Bürgermeister·, gemäß § 15 der' Geschäftsor-dnung des Gemeinderates darf ich 
eine Anfr-age an Sie richten, und :!war über den Stand der· Ver·handlungen über ein neues 
Statut für unsere Stadt. Wie weit sin~_ diese Verhandlungen ged}ehen, wie sehen sie aus? 
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Es ist eine Frage, die jeden der anwesenden Gemeinderäte bestimmt interessiert. 

BÜRGERMEISTER FRAt'-12 WE ISS: 
Die Anfrage war eigentlich zu erwarten. 1 eh hätte geglaubt, daß sie aus einer anderen 
Fraktion kommt. 

Gelächter! 

BÜRGERMEISTER FRAt'-'Z WE ISS: 
Dennoch bin ich gerne bereit, darauf nähe,~ einzugehen, wei I jch glaube, daß dieses 
Problem für Steyr, für die Entwicklung der Stadt, äußerst gravierend ist. Ich dar-f 
darauf verweisen, daß in Steyr _schon vor etwas mehr als einem Jahr ein Mehrheitsbe
schluß gefaßt wurde, die Statuten der Stadt in verschiedenen Punkten abzuändern. Der 
Antrag wurde damals mit mehr als 2/3-Mehrheit beschlossen, rechtskräftig wurde für 

. unsere Beschlußfähigkeit und zum Land Obe,~österreich als Aufsichtsbehörde zur Bestä
tigung weitergerecht wurde. Der Antrag liegt dort noch zur Behandlung, ebenso wie ein 
Antrag der ÖVP, der· als I nitiativantr·ag damals eingebracht wurde vom Land aus ohne 
Rückfr·agc bei den Statutarstädten dieStatute so quasi von der Obrigkeit her abzuändern. 
Es ist über Anregung des Gemeindereferenten des Landes Oberöster-reich, La.ndeshaupt
rnann-Stel lvertreter· Dr·. Hartl nunmehr zu einer Wiederaufnahme der Gespräche gekom
men. Ich habe es übernommen, hier die Verhandlungen zu leiten, die Fraktionen zusam
rnenzufülwen, zumal in der Zwischenzeit mit Ver·spätung in Linz ein Entwurf beschlossen 
wurde, der von allen Fraktionen einhellig im Linzer Gemeinderat gebilligt worden ist. Die
ser Antrag liegt ebenfalls nunmehr beim Land Oberösterreich zur Behandlung, Beschluß
fassung und Bestätigung auf. Dazu nur eine reine formalr·echtliche Erklärung. Die Sta
tuten der· Stadt Steyr oder der Statutars täc.Jte müssen vorn Gemeinderat mit 2/3-Mehr-
heit beschlossen werden, damit sie überhaupt den Gemeinderat passiert haben und weiter
gegeben werden können. Das Land Obe rös te r· r e ic.:h benötigt diese 2/3-Mehrheit nicht und 
könnte ohne weiter e s mit e ine r' e lnfoc h e n Mcl-whe it eine Verfassungsbestimmung beschlie
ßen, die über die l<öpfe der St ä dte St e yr·, Wel s und Linz hinweg zu beschließen wäre. 
Ich dal'f hinzufüge n, düß wir in de r Zwi schenze it seit der Wiederaufnahme der Gespräche 
im September oder war es Ende September eine doch einigermaßen gute Atmosphär·e und 
Gesprächsber·eitschaft vorgefunden haben, daß es in einigen Punkten schien, als ob in 
Steyr doch die bewi:ilwle Zusamme narbeit auch auf diesem Gebiet möglich scheint und es 
hat sich in vielen B e lange n er·ge ben, daß eine Annäherung stattgefunden hat. Das möchte ich 
hier ganz offi ziel I zur Kenntnis bringen. 1 nsbesondere hat es aber Schwierigkeiten gege
ben, nachdem in Wels die Verhündlungen gescheitert sind. Es ist dort zu bisher keiner 
weiteren Gespr·ächsbasis gekonirnen. 
In Stey,· sind wir immer noch für· Gespräche offen und ber· eit. So wurde mir das auch von 
den Fraktionssprechern im letzten Gespräch dieser Woche am Dienstag erklärt. Die Schwie
rigkeiten entstehen in einigen gravierenden Punkten, einerseits daß die Sozialistische 
Fraktion der Auffassung ist, daß 36 Gemeinderäte vollauf genügen und den Geschäften des 
Gemeinderates damit Genüge getan ist und einerseits auch den Obliegenheiten der Stadt
verwaltung damit voll nachgekommen werden kann. Es ist die Teilungsziffer 36 auch äu
ßerst günstig für die Verteilung der Mehrheiten, etwa einfache oder Zweidrittelmehrheit 
usw. in den Ausschüssen wie in allen Gremien des Gemeinder·ates. So auch bei der Auf
teilung der Sitze im Stadtsenat. Es ist eine For·dcrung der ÖVP anhängig, die verlangt, 
daß die Zahl auf 37 abgeändert werden muß, ansonsten sie nicht bereit ist, einer weite-
ren Gesprächsführ· ung zuzustimmen. Nun aber glaube ich, daß die Frage doch noch offen 
zu sein scheint und es für ein weiteres Gespräch auch in dieser_ Richtung noch Mögl ichkei
ten gibt. 
Eine schwierige Frage ist die Stellung der Stadtsenatsmitglieder. Die ÖVP insbesondere 
wünscht hier, den Statuts des amtsführenden Stadtrates in voller Weisungsberechtigung 
und Selbständigkeit der Anor·dnungsbefugnisse. Das ist ein Punkt, der zweifelsohne ein 
gravierendes Moment in der Verwaltungstätigkeit sein wird, wobei ich noch zur Frage der 
Gemeinderatsmandate hinzufügen rnuß, es ist eigenartig die Unterschiedlichk,2it der Ge
setzgebung. (?_er Gemeinderat benötigt auch in der .Statutarstadt Steyr eine Zweidrittel
mehrheit für Anderungen von Ver-fassungsbestirnmungen. Das Land Oberösterreich braucht 
nur eine einfache Mel-wheit, um Verfassungsgesetze des Landes Oberöste,Teich oder der 
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Statutarstädte oder Gemeinden abändern zu können. Darüberhinaus hat das Land Ober
österreich keineswegs ein_e ungerade Ziffer von Landtagsmandaten, sondern auch die 

. Zahf 56, also eine gcr·ad~ Zahl: · Es ist für mich persönlich unerklärlich, w·arum gera
de in den Statutar·städten eine ungerade Zahl verlangt wird. Sie rührt vermutlich da
her, da(~ der Entwurf für die Gemeinden in den Bezirken auch die Zahl 37 ab 5.000Wäh
lern vorsieht_. 1 eh glaube aber, hier in diesem Kreis·brauche ich das nicht besonders 
er·läuter·n, daß doch eine Statutarstadt mit etwa 16.000 Wählern in Steyr mit anderen 
Maßstäben zu sehen ist als eine Gemeinde mit bis zu 5.000 Wählern. Aber das sind Din
ge, die noch im Laufen sind. 
Die demokratische Heife, wenn ich schon in dieser Richtung angespr·ochen wurde, des 
Gemeinder·ates und der gesamten Verwal tungsberciche des Landes und der Statutarstäd-
te, glaube ich, wird eines erforderlich machen. Wenn nämlich immer von bürgernaher Ver
vyaltung, von Demokratie und persönlicher Freiheit die Rede ist, kann es in meinen Augen 
über·haupt nicht möglich sein, wenn hier nicht von diktatorischen Bestimmungen geredet 

. werden darf, daß das Land Oberjisterreich, cgnl, wie sich die Städte in ihrer Entschei
dung nunrnehr einigc:n wer-den, über· den l<opf der Gemeinderäte der Statutarstädte hinweg 
andere E,1tscheidungen treffen wird als es die Gemeinden oder Statutargemeinden in die
sem Fa 11 wünschen. Wi.ire das nicht der· F al 1, müßte ich von einem sehr argen Bruch der 
Mögl ichl<eiten sprechen, die bisher üblich waren und die sich das Land Oberöster-reich . 
in diesem Fall anc•iQnen würde. 
Ich kann noch ei11rnal sagen, es wäre besch~mend, wenn der Landtag ohne Nennung einer 
bestimmten politischen Partei, wenn der Landtag von Oberösterreich ein Gesetz, ein Sta
tut für die Städte Linz, Wels und Steyr beschließen würde, das die Städte nicht wünschen. 
Das wäre ein Eingrif-f in die bisher· stets von allen Seiten anerkannt e Autonomie und ich 
glaube daher, daß es diesbezüglich doch Möglichkeiten einer Einigung oder zumindest ei
ner Annäherung gibt, die in df'!r• Folge eine Einigung im Sinne einer demokratischen Ab
stimmung, vor allem aber auch im Sinne einer Kompromißbereitschaft auf allen Seiten er
geben wird können. Das wäre nur die Beantwortung, mit der ich nicht war·ten wollte bis 
zur nächsten Sitzung, weil es heute ohne weite,~e s auf Grund d es Standes der Dinge aus 
den letzten Gespr'ächen möglich ist, sie direkt zu beantwor'ten. 
1 eh komme damit 
Bitte! 

BÜRGER ME I S TER-Sl EL.LVER rr~E TER KARL FR I TSCI-I: 
Zur Geschäftsordnung, Her-r Bürger-meister! 
Nur eine Frage. Ist es möglich, Herr Bür·gcrmeister, hier im Anschluß an Deine Erklä
rungen uuch einige Worte anzufügen oder nicht? · 

BÜRGERMEISTER FF{Al'IZ WE ISS: 
Es ist eine Debatte zu einer Beantwor·tung meines Erachtens nicht zulässig. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Laut Geschäftsordnung? 
Dann darf ich aber auch hier dezidiert und klar feststellen, daß die Anfrage als solche 
und auch die Beantwortung der Anfrage geschäftsordnungswidrig vorgenommen wurde 
deswegen, wei I gemäß Bestimmung § 15 der Geschäftsor-dnung die Anfragen an den Bür
germeister schriftlich zu stellen sind. Wir· haben uns hier außerhalb der Geschäftsord
nung bewegt, daher wäre es an und für sich loyalerweise recht, auch hier einige Erklä
rungen außerhalb der vor ·gesehenen Geschäftsordnung abzugeben. 1 eh bitte um die ent
sprechende Entscheidung als Vorsitzender; Herr Bürgermeister. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
l<ol lege F ritsch, ich sehe die Aufregung nicht ein, die bei Dir vorherrscht, denn es hat 
bevor ich die schriftliche Erklär·ung oder Anfr·agc des l<ol legen Gemeinderat Schwarz 
erhalten habe, die mündliche Anfr· age an mich stattgefunden und ich habe daraufhin erklärt, 
ich werde sie in der· nächsten Sitzung beantworten. Mir wur·de dann die schriftliche vorge
legt. Zum Zeitpunkt der Anfrage ist mir eine schriftliche Vorlage nicht bekannt gewesen. 
1 eh sehe es buchstäblich wi rld ich nicht ein, warum eine Diskussion zu einem Punkt, der 
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eine Anfrage betrifft, notwendig wäre. Zur Fr-age des Kollegen Fürst - ich hätte 
eher gedacht, daß die Frage kommt, ob die nötige UnterstUtzung für seine Anfrage ge
geben ist -

BÜRGERME.1 STER-STELLVERTRETE!~ KARL FR ITSCH: 
..... 1 aut Geschäftsordnung ....••• 

OÜRGERME I STER FRANZ WE ISS: 
Ich glaube, auch die wär-e kein Problem, sie beizubringen. Ich habe mich nur der Beant
wor·tung der- Anfrage dir-ekt entledigt. Es wäre möglich gewesen, diese in der nächsten 
Sitzung zu geben. Nachdem aber der Stand der Dinge so offensichtlich ist und jedem in 
Erinnerung ist, sehe ich mich jederzeit imstande, eine Erklärung zu einer solchen An
frage direkt .-ibzugeben. Damit ist der P_unkt abgeschlossen, eine Diskussion zu diesem 
Punkt erübrigt sich. 

BÜl~(;ERME I STER-STELLVERTRETER KARL FHI TSCH: 
He,-r Bürger-m e ister, nur muß ich zu,-ückkommen, ist die Anfrage schriftlich vorlieg~nd 
oder nicht? 

BLIRGERME I STER FRANZ WC:: 1 SS: 
Kollege Fritsch, ich stell<'! fest, daß die Anfragebcantwortung ordnungsgemäß 

BLJl~GERME I STEr~-STELLVERTRETEk KARL FI~ 1 TSCH: 
Liegt sie scl--wift I ich vor? 

BÜl~ GERME I STER FRAl'J Z WE ISS: 
Kollege Fritsch, darf ich i_) itl c n, sons t müßte ich ei nen Ordnungsruf erteilen, das wä,-e 
mir sehr p e inli c h, das am V o r s it z end( •n ti sc h zu machen. Aber ich bitte, hier- die Regeln 
einzuhalten, die sonst in di esem Kreis üblich sind. Schauspiele vor den neuen Gemeinde
rät en, glaube i c h, sind h eut e ni c ht notwendig. 

Wir kommen damit zur Fortse tzung der weit eren Sitzung. Ich erteile nunmehr Kollegin 
l<altenbrunner dcts Wort zu ihr·em Vortr· ag. 

BEl~ICHTEF~STATTEI~ STADTl~ AT ANl'-JA KAL TEf'JßRUl'!l'-!ER! 
Verehrte Damen und H e rr·c-:n d e s Gemeinde ,-ates ! 
1 eh dar-f Ihnen h eute 2 Antr·äge aus d em Stadtsenat zur Beschlußfassung unterbreiten. 
Der- erste Antrag beschäftigt sich mit der Auswechslung der Eingangstüren zu den Bür
ge1·me iste1-räurnen, 1. Stock vo1·ne, und Ankauf eines Lusters. 

1 ?) OauS-4634/77 
Auswechslung der Eingan9stüren zu d en Bürgermeister
räumen, 1 . Stock vorne, und Ankauf eines Lusters. 

Der Gemeinder·at wolle besc hli e ßen: 
Auf Grund d es Amtsberichtes der Mag. Abt. VI vom 18. Oktober- 1977 wird der Aus
wechslung der Eingangstüren zu den Bür·gc,-meisterräumen, 1. Stock vorne und dem 
Ankauf eines Lu s ter·s für die Bürgermeister-Vorkanzlei zugestimmt. 
Zu diesem Zwecke wird eine außerpl anrnäe, i ge Aus·gabe von 

S 56. 100,--
(Schi 11 ing sechsundfUnfzigtausendeinhundert) 

bei VP 00-91 oH bewi 11 i gt. Die Deckung hat dur-ch Mehreinnahmen bei den al I gemeinen 
Deckungsmitteln zu erfolgen. 
Die Aufträge werden wie folgt vergeben: 
1. Lieferung der Türen: 

Firma Sille1', Steyr, z um /\nbotpreis von S 51.09L1,--
2. Lieferung eines Luster·s: 

Firma l<arnmerhofer zum Pr·eisc von S 5.000,--. 
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Gemä(~ § 44 (5) des Statütes für die Stadt Steyr wird der Magistrat wegen Dringlichkeit 
.. zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt • . 

1 eh bitte um Ihre Zustimmung. 

BÜRGERME I.STER FRANZ WE ISS: 
~ibt es zu diesem Punkt eine Wortmeldung? 1 eh sehe, das ist nicht gegeben. Eine Ent
haltung dazu oder eine Gegenstimme? Auch nicht, somit gi I t dieser Antrag als einstim
mig beschlossen. 
Wir kommen zum nächsten Punkt. 

STADTRAT Al'lNA KAL TENBRUNNER: 
Der zweite Antrag betrifft:· 

18) GHJ-738/77 .. 
Dachinstandsetzung städtisches Objekt Wagnerstraße 2 - 4. 

Der Gemeinder·at wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der Mag. Abt. VI vom 17. Oktober 1977 wird für Dachin
standsetzungsarbeiten am städtischen Objekt Wagnerstr·aße 2 - 4 der· Betrag von 

S 600.000,--
(Schi 11 ing sechshunderttausend) 

bei VP 921-92 oH freigegeben und ein weiterer Betrag von 

S 400. 000,--
(Schi 11 ing vierhunderttausend) 

bei derselben VP als überplanmäßige Ausgabe bewilligt. Die Deckung der üb c rplanmäßi
gen Ausgabe hat aus Mehreinnahmen bei de n allgemeinen Deckungsmitteln zu el'folgen. 
Die Aufträge sind wie folgt zu vergeben: 
1. Dachdeckerarbeiten: 

Firma Wittner, Steyr, zum Anbotpreis von S 768.350,--
2. Spenglerarbeiten: 

Firma Wittner·, Steyr, zum Anbotpreis von S 129.413,--
3. Blitzschutzarbeiten: 

Firma Gstöttner, Steyr, zum Anbotpreis von S 46.020,--
4. Zimmermannsar·beiten: 

Firma Weidinger, Steyr, zum Anbotpreis von S 13.840,--
Gemäß § 44 (5) des Statutes für die Stadt Steyr wird der Magistrat wegen Dringlichkeit 
zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt. 

Ich bitte auch hier· um Genehmigung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Auch dieser Antrag steht zur Diskussion. 
Die F1·age einer Wortmeldung? Kollege Treml dazu. 

GEME I l'JDERA T OTTO TREML: 
Werter Herr Bürgermeister, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Bei diesem Objekt, ich weiß nicht, ob jeder Gemeinder·at informiert ist, handelt es sich 
um das Gebäude der Wagnerstraße 2 - 4, das der Stadtgemeinde gehört und an die AEG 
Telefunken ver·pachtet wurde. Ich habe schon im Finanz- und Rechtsausschuß Stellung 
genommen, wei I wir auch im . letzten Gemeinderat, in der letzten Sitzung, für die Instand
setzung der· Heizung 1/2 Million bewilligt haben, also S 500.000,- und heute, innerhalb 
weniger Wochen, rund eine weitere Mi II ion zur Verfügung stellen müssen, daß Reparatur
arbeiten an diesem Gebäude durchgeführt werden können. Al so insgesamt in den letzten 
8 - 10 Wochen muß die Stadtgemeinde S 1,5 Mill. aufwenden bei diesem Gebäude. 
1 eh habe auch im Finanz- und Rechtsausschuß hingewiesen darauf, wenn der Vertrag der
artig abgeschlossen ist, daß wir verpflichtet sind, dann müssen wir· diesen Betrag frei
geben, wei I die notwendigen Arbeiten dort durchgeführt werden. Aber auf der anderen 
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Seite erhebt sich schon·die Frage, ob dieser Vertrag mit Telefunken gar so gut ist für 
di_e Gemeinde, wenn man innerhalb so kurzer Zeit S 1, 5 Mi 11. aufwendet und allein im 
·heurigen Jahr und das ist schon wesentlich erhöht gegenüber den anderen Jahren, was 
wir an Pacht-hereingebracht .haben. Heuer haben wir insgesamt S 750.000,- hereinge
bracht. Das würde bedeuten, daß die Telefunken, die seit 1969 installiert sind im Ho
tel, dann 2 Jahre davon eigentlich keinen Pacht entrichtet haben. Also es ist ungefähr 
so wie in de~ Aufbauzeit, wo die Steyr-Werke nicht so verpflichtet waren, Steuern an 
die Stadt zu zahlen. 
Der Vergleich stimmt natürlich nicht ganz genau, aber.das muß man natürlich auch se
hen. Ich glaube, auf jeden Fall ist es nicht ganz richtig wenn man sagt, hier handelt es 
sich um Förderungsmaßnahmen, urn Ar·beitsplätze zu sichern. Denn es handelt sich nicht 
um einen Kleingewerbebetrieb oder um einen Mittelbetrieb. Ich glaube, jedem von uns ist 
doch bekannt, daß es sich bei der Firma AEG Telefunken um einen multinationalen l<on
zern handelt, der immer-hin rund 100 Betriebe hat und weit über 70 000 Beschäftigte. Al so 
man darf daher nicht so werden wie bei Förderungen an Klein- und Mittelbetriebe. Da
her, meine Damen und Herr·en, sollten wir in Zukunft doch bei derartigen Verträgen et
was vorsichtiger sein, denn es ist so, daß man nicht immer zu jeder Zeit jede Ausgabe 
r·echtfertigen kann mit der Arbeitsplatzsicherung. Auch der GewerkschaftssektrtärDresl 
weiß ganz genau, da(1 z. B. Telefunken einmal über' 500 beschäftigt hat, heute nur mehr 
über 300 beschäftig_t. 

STADTRAT ANNA KAL TENBRUNNER: 
350! 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
350, nicht ganz 350. Da sind inbe g r iffe n auch die Teilzeitbeschäftigten. Aber das ist un
wesentlich. Entscheide nd is t, daß s ic h so mc.1nche ein bisserl mehr interessieren sollen 
in diesem Fruuenbetri e b i.ibe r- di e Zu s tände . Das wäre schon Aufgabe einer sozialistischen 
Mandatarin b z w. auch der· Ge we r·ks c h a ft. Dort gibt es Zustände, die bestimmt nicht wür
dig sind, dnß man sie beso nd e r s a u f d e nTisc h le gt. Trotzdem glaube ich, daß wir ge
meinsam, Gewe r·kschaft und Manda tare , auc h in diesem Betrieb, wenn wir schon soviel 
Geld ausge ben, auch ein bi s s erl Einfluß n e hmen, daß dort menschenwürdige Arbei tsver
hältnisse ge schaffen wer-de n, die bis heute nicht sind. Eine Heizung ist notwendig, das 
ßach ist gut. Aber auch Garde r· obenrä ume und anderes, das nicht einmal versperrbar ist 
usw. Es gibt Dinge, die rnan hier aufze ige n könnt e , die nicht unmittelbar mit der Sachfra
ge zu tun hc.1ben, aber aufgezeigt ge hörten. 
1 n di e sem Sinne möchte ich schon l3cdcnken hier anmelden. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke. Eine wci tere Bemerkung zu diesemAntrag? Kollege Dresl dazu. 

GEMEll'IDERAT VINZEl'!Z DRESL: 
Wertc·s Präsidium, meine Damen und Herren! 
1 eh wurde direkt angesprochen, Pr·oblernatik Telefunken. Gleich zur Sache selbst, ob es 
gerechtfertigt ist, die Investitionen, die von uns aus, von der Gemeinde aus, durchge
führt werden, zu sanktioni e ren. Man darf, glc.1ube ich, auch nicht außer Betracht lassen, 
daß zur Substanzerhaltung de_s Hauses - es gehört der Gemeinde - ebenfalls _Ausgaben 
auf Aufgaben damit ver·bunden sind. Ich glaube durchaus, wenn eine Heizung drinnen ist, 
wenn die Räume anständig - und das sind sie - instandgesetzt sind, wenn das Dach herge
richtet wird, wenn die Fenster hergerichtet werden, so gehört das eigentlich doch, wenn 
man Besitzer dieses Hauses ist, d e m Besitzer zu, daß er di e ses instandsetzt. 
Zu den anderen BemerkungP.n, die durch den Raum gegeistert sind, wie die Zustände, die 
dort unten sind. Ich kann nur feststellen, daß die Arbeitsr·äume in tadellosestem Zustand 
sich befinde n, daß fer·ner sehr wohl jede Beschäftigte~ es handelt sich überwiegend um 
Frauen - neben ihrem unmittelbaren Ar·beitsplatz ein verspcrrbares Kästchen hat, wo die 
Wertsachen, 1-fondtaschc und dergleichen untergebracht werden können. 

GEME l l''DERA T OTTO TREML: 
Sonst haben sie einen ~Jagcl im Keller! 
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GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
Sonst haben sie in den Parterreräumen - Moment lieber Herr Kollege Treml, da mußt 

.Du Dir das einmal anschauen - neu ausgebaute Sozial .räume. Es ist eine anständige Kan
.t ine da; ich wäre froh, hätten alle Betri e be solche Gemeinschaftseinrichtunge n geschaf
fen in den letzten Jahren wie in den Tc~leFunken. 
naß es Schwierigkeiten gibt bei den verschiedensten Arbeitsabläufen, das ist bekannt. 
Das ist mir bekannt, unter Umständen auch Dir. Ich glaube, das dient aber nicht als 
Tagesordnungspunkt und einer Erörter-ung im Gemeinde rat. Das sind arbeitsrechtliche 
und sozial rechtliche Fra~1en unter Umständen. Sie gehören, glaube ich, n icht unmittel
bar in diesen Raum. 
Aber wenn krit isiel'I wird, daß die Einrichtungen, sprich sanitärer Art, nicht gewähr
leistet sind, da muß man sich einfach zum Wort melden und das richtigstellen. Das ver
dient der Betrieb dort unler:i nicht, vor al lern aber auch nicht die Gemeinde, die zum T ei 1 
als Erhalter dieses Gebäudes verantwortlich ist. 

BÜRGERMEISTER FRAl'JZ WE ISS: 
Danke. Gemeinderat T reml noch einmal zu diesem Problem. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
l'lormal hätte ich es nicht für notwendig befunden, ich habe mich bei der letztenGR-Sit
zung auch nicht gleich zu Wor·t gemelde t, wo ich auch nicht einverstanden war. 
1 eh mache das sehr unge,-n auch gegenüber einem Gcwe rkschaFtssekretär, wei I er im 
gro(1en und ganzen doch die Aufga ben seiner Mitgli e de r vertritt und ich bin eben auch 
Mitglied dieser Or-ganisation seit über 30 Jahren. Aber wenn l<ol l. Dresl auftritt, ich 
beziehe mich jetzt nicht darauf, was mir· unterstellt wurde, von Toiletteanlage n habe 
ich gar nicht gesprochen, ich habe konkret gesagt d a s; was er s elbst bestätigt hat, daß 
es Mängel gibt. Man muß das auch sehen, wenn man etvvas förde r·t in so eine r Situation, 
da muß man auch zur' Kenntnis n0hmen, daß man Mä n ge l und Mißst ände aufze igt. Aber 
das Argument, das Haus gehört der Ge me inde und we il es der Ge me inde ge hö rt, muß 
man es instandh<1lten. Man braucht ein Dach, eine He izung. d as muß man in Ordnung hal
ten. Einverstanden . Dieses Haus behcr' be r-gt jetzt eine n multina ti o n a le n Kon ze rn, einen 
1 ndustrieko11zer11. Da kommt d e r Gewe ,-ksc haftssekrel ä r und Ge me inde rat Dr·es l heraus 
und sagt, bitte das müssen wir instandhalt e n. Derse lbe Funkti onä r wohnt auf d e r Enns-
1.eite. Dort gehören auch Hiiuser der Ge me inde, übe r 80 Jahre alt e Häuser, wogegen die
se Häuser erst L10 Jahre alt sind, dort wäre es auc h notwendig, die Häuser instandzuhal
ten und daß man hier Initiativen entwickelt. 
Wir' l<ommunisten haben es scho n gemacht. Aber das wäre Aufgabe zu stellen, aber nicht 
in erster· Linie dort bei einem Gebäude , wo ein Betr·i e b unterge bracht ist. 
Da hat es keine Gegenstimme gegeben, als man diese alten Miethäuser, die Mi et zinse gleich 
ve,~doppelt hat bei Neuvermietungen. Aber seit 80 Jah.ren fast nichts gemacht hat außer di e 
Dachr'inne oder irgend etwas ausgebessert. Das künn man nachles en in bestimmten Schr-if
ten hier beim Magistrat. Das wundert mich sehr und zu d e m, daß alles in Ordnung ist, kann 
i"ch auch nicht recht der Auffassung sein, bin ich zumindest nicht der Auffassung, wei I man 
das letzte 8ctriebsratswahlergebnis kennt. Von 300 gesicherten A,-beitsplätzen haben im
merhin 120 ungi.iltig gewählt. Ich glaube kaum, daß das l<ommunisten waren. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Eine weitere Wortmeldung ist mir nicht me hr bekannt. Wir kommen daher zur Abstimmung. 
Gibt es gegen den Antrag Einwendungen? Ich bitte Sie, das aufzuzeigen. Enthaltungen da
zu? Das ist nicht der' Fall, somit ist der Antrag einstimmig beschlossen. Ich danke der 
f~efcr·entin. Wir l.;ommen zum Nächsten, Kollegen Kinzclhofer. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Wertes Präsidium werte Dame n und Hen·en des Gemeinderates! 
Es liegt Ihnen d e / Rechnungsabschluß bzw. die Jahresbilanz 19'/6 der Stadtwerke vor, 
die - ba 11· ß 17 ist. Bevor ich Ihnen den Antrag d es Stadtsenates dazu stelle, el'lau-zu esc1 rc e lh · · M" ·1 bcn Sie mir, daß ich einige Betr·iebc herausnehme und nen e,n,~e 1tte1 ungcn mache, 
d ·,,.,. · t t · d Ich habe bei der let z ten GR-Sitzung über den Verkehrsbetrieb ganz " rn eressan srn , - · . . 
•kurz berichtet. 1 eh rnöchte nur feststel lcn, daß die Jahresbr I anz erne Umsatzsteigerung von 
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S3,5Mill. aufweist, das heißt, daß der' Umsatz S43,632.000,-darste11L. Davon haben 
.das Wasserwerk .und Gaswerk eir,ep w~sentl ichen .Antei I sowie der Verkehrsbetrieb. Sie 
~<ennen ja unser Gebiet. Wir versorgen mit dem Gaswerk die ganze Stadt und einzelne 
Landgemeinden. Wir haberi ein Leitungsnetz von 130 km und haben im Jahr-e 1976 11 .391 m3 
pro Tag gefördert. Der' Tagesverbrauch ist 222 1. Wenn wir bedenken, daß vor' Jahren noch 
150 1 verbraucht wurden, so ist das eine wesentliche Steiger'ung. Wir hatten auf der ande
ren Seite unsere Leitungen reparier·t. Es sind 81 Rohr-brüche zu verzeichnen gewesen. Wir 
haben 1.644 m neue Leitungen verlegt. Wir' hatten eine Höchstför-derung am 7. Juli 1976 von 
17. 570 m3. 
Ich möchte aber auch festhalten, daß wir an die Randgemeinden 195.229 m3 Wasser verkauft 
oder gel i efer·t hr1bcn. Es wurden im Jahr-e 1976 rund 4 Mi 11. m3 geförder't und 3, 5 Mi 11. m3 
'ver-kauft. Soweit das Wasserwerk. 
Zum Gaswerk möchte ich mir mitteilen, daß wir 6,9 Mill m3 Erdgas verkauft haben. Daß das 
Gaswer-k es ermöglicht hat, auf Grund der' 1 nvestitionen, die Sie dur·ch den Gerneinder-at ken
nen, war es möglich, den Verlust, die Rohrnetzverluste von 6,8 J/o im Jahr·e 1975 auf 2,9 % 
zu senken. Wir haben hier auch eine Länge unserer Gasleitung von 61.392 m. Wir haben die 
Gasabnehmer auch er-höhen können, und zwar urn 9Lt auf 4.514 Gasbezieher in Steyr. 
Soweit ein kleiner' Überblick über zwei von diesen 7 Betrieben, die die Stadtwerke zu ver
walten haben bzw. wo die Bilanz jetzt vorliegt. 
1 eh darf den Antrag des Stadtsenates an Sie stellen: 

19) ÖAG-3385/77 
Stadtwer·ke 
Genehmigung d e r Jalwe s bi I anz 1976 
d er· Stadt wer ·k e Steyr. (BE.lL_f,G[: B ) 

D<~r Ge meinde rat woll e b esc: hl ießen: 
Cie beili e ge nd e J a hresbilünz 1976 d <:r Stadtwerke Ste yr wird genehmigt. 
Gl e ic:hzeitig wird ge mäß§ 59 /\bs . 2 Z . lc der Dotation der Rücklagen (freie Rücklagen) 
bei d e n Tei lb e tr' i eben 
Bestallungsansl ü l t 
l<r-crnator· i um und Le iche nh a i le 
Wasserwerk 
Gaswerk 

Summe 
zugestimmt. 

1 eh ersuche urn Ihre Genehmigung. 

l:3ÜF~GERME I STER FRANZ WE ISS: 

S 80 . 000,--
s 250. 000 ,-
s 1 ,600.000,-
s 1 , 100 . 000,--

s 3,030.000 ,--

Si e haben diese n Antrag gehört. 1 eh habe bereits 2 Wortmeldungen hier I iegen. Es hat 
sich zuerst H e rr- Gemeinderat Schwar-z gemeldet,- anschließend Her-r Gemeinderat Mayr
hofer'. 1 st eine weitere Wortmeldung noch in Vormerkung zu bringen? Bis jetzt nicht der 
Fall. 

GEMEINDERAT HERl3EH T SCHWARZ: 
Wertes Präsidium, geschfüzte Damen und hcrren des Gemeinderates! 
Wenn man sich die Bilanz d e r Stadtwe rke Steyr ansieht und Vergleiche mit d12m Vorjahr an
stcl I t, so kann mun eine glcichrni:ißi ge Entwicklung feststel I cn. Eine ähnliche Erkl är-ung wur-
de jetzt bereits von Herrn StacJlrat l<inzelhofer abge geben. 
Die Einnahmen er-höhten sich in Anlehnung an die Inflationsrate und durch eine geringfü
gi~Je Stcige run~1 d e s Umsatzes . Bei d e n gesamten Ausgaben ist eine größer·e Erhöhung ein
g e treten. Die Steigerung li e gt hier zwischen 10 und 15 %. Hinge gen ist die Umsatzauswei
tung bei durchschnittlich 9 %. Das rasc here Steigen der Ausgaben als die Einnahmen hat 
zu einem Gcwinnr-ückgang gegenüber' 1975 geführ·t. 1975 waren die Gewinne bei Bestattung, 
wenn ich das noch in E1·i nn e rung ruf e n darf, Bestal tung, Krematorium und Leichenhai I e, 
Wa s ser'- und Gaswerk rund S 4, 6L11. 000, - . 1976 ergab sich ein Reingewinn bei den gl ei
chen Betrieben von S 3, 121.000,-. LPcJiglich beim Betrieb Leichenhalle, l<r-ematoriurn ist 
.ein Ansteige n d e s Gewinnes von S 176.000,- im Jahr·e 1975 auf 261.000,- im Jahre 1976 
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zu v c r'/.0.i c hnen. 
Die \/r~,· lus te bei (kn Verkel·wsbetri·cben, Studtbad und Kunsteisbahn sind a•..: f Grund der
voi·cr ·1,-;i!in ten 91·ößi': r·cn Ausgaben weiter gestiegen. Üfe Vermögenslage d _er· Stadtwerke 
ha1 i,i c h we itl!r·hir1 Vl! r·bessc>r't, diJ die 1975 E'rlittenen Verluste bei Stadtbad und Kunst
eisb c1h;1 i'. Lrr- G~inze <1us dem Genrcindehaushnlt er·setzt wurden. Die Belastung des Ver-
1 ust 0 ~. 1 SJ'l'.> aus de n Vc-r-kehr·sb('tr· ieben im Betr·age von rund S 1 , 115. 000, - wurde durch 
eine l<,:pitalanlau,~ von rund S 1,200.000,- zur' Gänze aufgesaugt. Durch diese Kapital
zuH.ih1-u: 1q 1•virkt c :,i c h der gesamte Gewinn kapital erhöhend aus. 
Da:; 1·-~:-; i11\'e1·111ögc-: n beträgt nunmehr zum 31: 12. 1976 S 59,506.000 ,- gegenüber einem 
Anf.:.,1 ~i, ;r·cinve1·mi:i~y:n vom 1. 1. 19?6 S 56,867.000,-. Bei diesen Summen ist die freie 
Rür:: ki .J~.J,~ 7.urn 1. 1. und 31. 12. 1976 bereits dem Reinvcr·mögen zugerechnet. 
In dr•n \'cirjahr· en v,urde angcr·c9t, die For'm der Bilanzen nach dem Handelsgesetzbuch 

·und ck:n t\ktiens,v:,,c; lL zu wählen. Es sind darin genaue Bezeichnungen der einzelnen Bi
lari ,1.p o:s itlonen söwi e Glieder'L•ngen gesetzlich vor·geschr-ieben. 
Weit e r· ::; Wii.1·en trol z r:k:s l:3erichtes von Herrr-t Stadtrat Kinzclhofer dem An1rag ein Bericht, 
ein ku:·zcr Gesch ;.jf·t :-,ber-icht über· die Lage des Unternehmens, die künftige Entwicklung des 
Unll~r·nchmcns so1v i l! !::.Jepl ante Investitionen in den nächsten Jahren der Bi I anz beizuschl ie
ßen. Di '= ÖVP-f=-rokl ion wird den Anträgen posi liv zustimmen. 

E3ÜR Gf:F~HE I STLI~ F-RANZ WE ISS: 
Ich d ,111' ·e fi.ir die E:r ·klän1n9. Als nächster Beilri:!gsredner Herr Gemeinderat Mayrhofer. 

GEM1::· 1 r, DERA T EI-~ 1 CH MAYRHOFER: 
Wt"r-tc~- P r·äsidium, nreine Damen und Her·ren des GemeindC'rates ! 
Einir;e: B cmer·kunqen 7.U den Stadtvver·ken und deren Bedeutung über die, glaube ich, jeder 
Stt-~yr·r: r~ s,cmz genm, ß0~cheid wc i ß. 
Die Vcr·kcfwsbctr· it~be ve;•suchcn immer mehr· , dem lokalen Verkehrsbedürfnis zu dienen. 
Dor·t, wo neue Linicin nicht sofor·t den gewünschten Erfolg br·ingen, wir·d versucht, zumin
dest c: t appenwei~;e dur·ch die Fi..ihr·ung von Einkaufskursen den Bedürfnissen der Bewohner 
ab9ck y r-~n •)r Stadt t c i le R echnung zu tr·agen. Der Schül e rverk ehr wird voryenommen, aber 
auch d er Transpor·t b e i Notsituationen einvv-andfr·ei durchgdührt. Es steht uns Steyrern 
aber· c1uch Wasser von hervor·ragender' Qualität und in ausreichender Menge zur Ver-fügung. 
Was c1b0 r geleistet werden muß, urn di eses Wasser her-zubringen, zu verteilen oder aber 
um die ÜuC:' I len zu war· ten und zu schützen, wissen nur wenige . 
im (iliri9C! n sind die ~,tadtwerkc dc1bei, ein zweites Brunnen schutzgebiet im Norden der· 
Stadt ;,u erschließen, um für· alle Eventualfälle gerüstet zu sein. 
Auch die Casvcrsor·r;ung scharrt keine Schwierigkeiten. 
Über die (.ibr·i !=Wn Auf gaben der· städti sehen Unternehmungen, glaube ich, gibt die Jahres
bi I anz fJenug Aufldär·ung. Ich glaube, es hat sich durch Jahrzehnte bewährt, daß diese 
kommunal en Versor·gungseirwichtungen durch unsere Stadtwer·ke, also durch eine sUidti
schc E irwichtung, gefülwt werden. Es ist auch der Ruf nach Reprivatisier·ung nur sehr' 
schwach zu ver·nchmen. Scheinbar wi 11 man sich nur wenige ·Bereiche,· di'e etwas gewinn..:. 
bringend sein könnten, herausgr·eifcn. 
Die Stcyr ·er sind j edoch mit diesen komrnuncilen Einrichtungen der Stadtwerke zufrieden 
und ich glaube, daß es einer Änderung wi r·kl ich nicht bedarf. 

BUl~GFRME I STER FRANZ WE ISS: 
Danke. E inc weite1 ·E• Wortmeldung ist nicht vorgemerkt. 1 eh frage den Referenten, ob ein 
Sc:hl ußwort gewünscht wird? 

Gern r. indc•rnt L.uksch vcirl äßt urn 17. 50 Uhr die Si tzun~. 

STADTRAT KONR1\D l<INZELHOFER: 
Nein, ich möchte nur· d em GenicincJerat mitteilen, daß dem Antrag der Bcr-icht des Kon
tr·oll amt es beiliegt, cfc: r· die Bestätigung der Bilanz gibt. Ich bitte um die Abstimmung. 

BÜRGERM[.:: 1 STE:R FRANZ WE ISS: 
1 m Zu~w des übl ic:hc,r1 Vorganges cl.:1rf ich Sie fr;:igen, ob jemand gegen deri Antrag zu 

-stimmen wünscht od<~r· eine Enth<.1ltung aufzeigt? Beides ist nicht der Fall, der Antr·ag 
ist sorni I cinstim111i g bes chlossen. Danke. Wir· kommen zurn nächsten Punkt. 
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STADTRAT KONRAD K I NZELHOFER: 
Werte Damen und Herren! 
_Jch habe Ihnen weiters den Antrag für den Hallenbadanbau vorzulegen. 

20 a) BauS-6142/72 
Hai lenbadanbau -
Vergab'e von Professionistenarbeiten. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Entsprechend dem Amtsbericht der MA 111 vom 30. August 1977 wird der Auftrag zur 
Ausführung der Elektroinstal lationsarbeilen für den Hai lenbadanbau mit Lehrschwimm
becken und Sauna der Firma Berger zum Anbotpreis von S 420. 668 ,- übertragen. 
Die Mittel sind aus VP 722-92 aoH zu nehmen. 
Gemäß§ Li4 (5) des Statutes für die Stadt Steyr wird der Magistrat wegen Dringlichkeit 
zum sofor·ti gen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Darf ich eine Korr-ektur vor·nehmen, wei I hier die Frage wieder auftaucht, damit Mi ßver
ständnisse verhindert werden. Zur' Genehrni gung der Jahresbi I anz hat der Referent er
klärt, der Kontrollber ' ic.:ht liegt dem Antrag bei. Das ist ein Mißverständnis, er liegt dem 
Akt bei. Bille d_as zur' Korrektur, damit keinerlei Mißverständnisse auftreten oder irgend
wo das GefUhl der Unter-versorgung besteh~. 

ST AD TRAT l<ONRAD I< 1 NZELHOFER: 
Entsc.:huldi gung ! 

Bf..iRGERME I STER FRANZ WE ISS: 
Wir kommen zu dies e m Punkt. 1 eh w(.ir-d e bi lt e n, beide Fragen, sowohl die der' Elektro
installation wie auch die Profcss ioni s tenarbciten in einem zusammenzufassen. 

STADTRAT l<ONF~AD I< 1 NZ E LHOFEf.:;:: 

20 b) Bau5-6142/?2 
Hai lenbadanbau -
Ver-gabe von Pr·ofessionistenarbr,itcn. 

Der Gem e inderat wolle beschlief3 e n: 
Entsprechend dem Amtsbericht der MA 111 vorn 6. Oktober' 1977 wird für Gewichts
schloss0.ra1-bei ten, Spcnglerarbc i ten. Leichtrnetal I fenster und -türen und für GI aserar
bei ten für- den Hai k·nbudanbau der Betrag von 

S 613.720,--

bewilligt. 
Die Mille! sind aus VP 722-92 aoH zu nehmen. 
Die Aufträge wer·den wie fol gl vergeben: 
1. Spcngl e rarbeitcn: 

Firma Ploberge r, Pasching, zum Anbotpreis von S 71.752,--
2. Gewichtsschlosse rar-bciten: 

Firma We ichselbaumer, Steyr, zum Anbotpreis von S 92.390,--
3. Leichtmetallfenst e r und -türen: 

Firma Gebau, Steyr, zum Anbotpreis von S 277.366,--
4. GI aserarbeiten: 

Firma Tillian, St e yr, zum Anbotpr'eis von S 172.212,--. 
Gemäß§ 44 (5) des Stututes fUr die Stadt Steyr wird der Magistrat wegen Dringlichkeit 
zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses errnächti gt. 

20 c) Bau5-6142/72 
Hai lenbadc1nb.:iu -
Vcr<1c1be von Professioni stcnarbei ten. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Gr- und des Amtsber- ichtes der' MA 1 11 vorn 28. 9. 1977 wird für nachstehend angeführ-
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te Professionistenarbeiten für den Hai lenbadanbau Steyr der Betrag von 

S 324.800,-- . 
( Schi 11 ing dreihundertvierundzwanzi gtausendachthundert) 

bewilligt. Die Mittel sind aus VP 722-92 aoH zu nehmen. 
Die Aufträge_ sind_ wie folgt zu vergeben: 
1. Alu-Paneeldecken: 

Firma Foli-Flex, Linz, zum Preise von S 207 .865,--
2. Kunststeinarbeiten: 

Firma Töpl, Steyr, zum Preise von S 106 .430 ,--
3. Lichtkuppeln: 

Firma Polilux, Mauthausen, zum Preise von S 1 0 . 772 , -- . 

1 eh ersuche, auch diese Beträge zu genehmigen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Bevor ich die Frage stelle, ob eine Diskussion gewünscht wird, darf ich noch einmal 
erklären, daß unter einer Aktennummer der Hallenbadzubau, sowohl die Elektroinstal
lationsarbeiten beinhaltet sind als auch diverse Professionistenarbeiten. Ich frage, ob 
jemand dazu zu sprechen wünscht? 1 eh bemerke-, das ist nicht der F al 1. Eine Gegenstim
me oder eine Enthaltung zum Antrag? Es wird beides nicht angezeigt, somit ist dieser An
trag einstimmig angenommen. Wir kommen zum nächsten Punkt Mülldeponie. 

STADTRAT KONRAD I< 1 NZELHOFER: 
Bei der Mülldeponie soll die seismische Messung durchgeführt werden. 

2 1) ÖA G-6638/75 
Mülldeponie der Stadt Steyr -
Durchführung seismischer Messungen. 

Der Gemeinderat wolle .beschließen: 
Gemäß dem Amtsbericht de,, Magi stratsdi rektion vom 22. 9. 1977 wird der Auftrag zur 
Durchführung der seismischen Messungen im Bereich der Mülldeponie der Stadt Steyr an 
Prof. Dr. Weber zum angebotenen Preis in Höhe von 

S142.128,--

vergeben. Dieser Betrag wird bei VP 81-91 oH überplanmäßig bewilligt. Die Deckung 
hat durch Beiträge zur Reinhaltung des Grund- und Quellwassers zu erfolgen. 
Der Magistrat ist im Sinne des § 44 Abs. 5 des Statutes für die Stadt Steyr infolge Dring-
1 ichkeit zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses befugt. 

Ich ersuche auch hier um die Genehmigung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Eine Frage an Sie, ob Sie dazu zu sprechen wünschen? Es scheint dies nicht der Fall 
zu sein. Herr Gemeinde1'at Köhler bitte! 

GEMEINDERAT WALTER KÖHLER: 
Geehrtes Präsidium, we,, te Damen und Herren! 
Einige Bemerkungen zu diesem Antrag. Oberstes Gebot für die Stadt Steyr ist der Schutz 
des Trinkwasse1's. Bevor daher eine Entscheidung über den Wei terbcstand unserer Mi.il 1-
deponie, über die Urnwandl ung in eine Rotteanl age mit einem Müllbeseitigungsverband, der 
den Bezirk Steyr-Land einschließen soll, getroffen werden kann, muß eindeutig festste
hen, daß eine Gefährdung des Trinkwassers im s,,unnenschutzgebiet nicht möglich ist. Mit 
großer Genauigkeit werden daher von der Wasserrechtsbehörde und Stadt Steyr diese Un
tersuchungen gcfi.ihrt. p,, ofi le des Untergrundes, die durch Bohrungen und durch die Ein
messung vod1andener Hausb1'unnen bereits bestehen, werden nun durch modernste seismi
sche Messungen der Montanistischen Hochschule in Leoben ergänzt. Erst dann wird es mög-
1 ich sein, genaue Aussagen zu machen. 
Siehe,, muß auch das Müllproblem geklärt werden und ich bin sehr froh, daß von der Stadt 
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Steyr hier bereits mehrere Möglichkeiten ins Auge gefaf3l werden. Zug um Zug soll es 
auch hier zu einer Endlösung kommen, die dem modernen Umweltschutz und vor al lern aber 
auch den neuesten Erkenntnissen der Wirtschaft entspricht • . 
Abschließend wird daher die Du,-chführung dieser Messungen im I nte,·esse der gesicher
ten Wasserversorgung und einer künftigen Müllentsorgung begrüßt. 
Danke. 

BÜRGERME I_STER FRANZ WE ISS: 
Danke schön. Eine Frage, ob eine weitere Wortmeldung vorliegt? Nicht gegeben. Stimmen 
Sie dem Antrag zu, dann darf ich Sie bi Lten, ein Zeichen mit der· Hand zu geben? Gegen
stimme, Enthaltung? Beides nicht, der Antrag ist einstimmig beschlossen. 
1 eh danke auch dem Refer·enten für seine Antragslel I ungen. 
Wir kommen zum nächsten Berichlerstatt_er. Anstelle des erkrankten Stadtrates Wallner 
wird Gemeinderat Dr. Stel lnber·ger berichten. 

BERICHTEJ~STATTER GEMEINDERAT DR. STELLNBERGER anstelle des abwe
senden Stadtrates Wallner: 
Sehr geehrte Damen und Her-ren ! 
1 eh dal'f Ihnen 5 Antr·äge folgenden I ilhal lcs vorbringen. Der erste Antrag betrifft die 
Kanalisation Ennser Straß·e und lautet: 

22) Bau6-L1/161/76 
Ergänzung der GR-Beschlüsse betreffend die 
Kanalisation Ennse r· Straße. 

Der Gemeinderat wolle b eschli eßen: 
Mit den GR-Beschl üssen vom 8. 11. 1976 und 1. 3. 1977 wur-de der Auftrag zur Herstel
lung der· !<anal isierung Ennser Straße der Firma Ne grell i zum Anbotpreis von S 2,058.300 
übertr·agen und wur·den die erfordc,-1 ichen Mittel frei gegeben bzw. bewi 11 i gt. 
Auf Grund des Amtsberichte s der M /'.\ 111 vom 5. September 1977 wird eine Überschreitung 
der obengenannten Anbo t summe um S 231. 948, - nachträglich genehmigt. 
Zur Berichtigung di ese r F 01-derung wird hiermit eine überpl anmäßi ge Ausgabe von 

S 235.000,--
( Schi 11 ing z weihundertf ünfunddrei ß i gtausend) 

bei VP 713-920 aoH bewi 11 i gt. Die Deckung hat durch Aufnahme von Darlehen zu erfolgen. 
Gemäß§ 44 (5) des Stc1tutes fUr die Stadt Steyr wird der Magistrat wegen Dringlichkeit 
zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt. 

Ich bitte zu Zustimmung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke. Haben Sie zum Antrag eine Wortmeldung? 1 eh sehe keine. Gibt es Gegenstimmen, 
Enthaltungen? Beides nicht, der Antrag ist beschlossen. 

GEMEINDERAT DR. ALOI S STELLNBERGER: 
Der zweite Antrag betrifft einen Teil der Errichtung des Hauptsammlers A und lautet: 

23) Bau6- 1781 /76 
Errichtung des Hauptsammlers A, 1. Teil, 1. Bauabschnitt, 
im l3ereiche des Hartplatzes der Doppdtu_r_n_h_a_l_l_e_. ____ _ 

Der Gemeinderat wolle beschl ießcn: 
Entsprechend dem Amtsber-ichl der MA 111 vom 24. Oktober- 1977 wird der Errichtung des 
Hauptsammlers A, 1. Tei 1, 1. Bauabschnitt, im Bereiche des Hartpl c1tzes der Doppel turn
hal I e z u9e:.·1 i mmt. 
Die Mittel in Höhe von 

S 830.000,--
( Schi 11 ing achthundertdrci (3 i gtausend) 

sind aus V 85 zu_ nehmen. 
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Der cntspreclwnck Auftrag wird der Firma Beer und Janischofsky zum Anbotpreis von 
S 830. 000, -- U Jr~,--1 r·;,gen. 

- Gemäß ·§ 44 Ab~;. 5 des Stc1tut8s fUr die Stadt Steyr wird der Magistrat wegen Dringlich
. keit zum sofor·ti~ien Vollzus1 dieses Beschlusses ermächtigt. 

Ich bille urn Zu '.'". timmung. 

BÜRGf:..l~ME I STFI~ FRANZ WE ISS: 
Auch dieser 1\nl 1'019 steht fr-ci zur- Diskussion. Eine Wortmeldung gewünscht? Ich sehe 
keine. Haben Sie <::ine Gegens timme oder Enthaltung dazu? Auch nicht, einstimmig beschlos
sen. 

GEMF: 1 NDERAT DR. ALOI S STELLNBERGER: 
Der nächste Anl1',;g betrifft den Abbruch verschiedener Liegenschaften und lautet: 

24) Bau3-6440/'16 
Abbruch d er Liegenschaften Eisenstraße 8, 10 und 
lLt sowie Scliiffmeister'~F1ssc> 2, 4 und 5. 

Der Gc-:rncindcr·a t wolle beschließen: 
Auf Grund des Arritsberichtcs der MA 111 vom 19. September 1977 wird zum Abbruch der 
Liegenschaften Eisenstraße 8, 10 und 14 sowie Schiffrneistergasse 2, 4 und 5 eine über-

. planm ;ißigc Aus gd:>e von 

S 178.500,--
( Schi 11 ing einhundcrtachtundsi ebzi gtausendf ünfhundert) 

bei VP 664-916 aoH bewi 11 i gt. Die Deckung hat durch Dar·I ehensaufnahrne zu erfolgen. 
Der entsrwechendc Auftrag wir-cJ der Firma Beer und Janischofsky zum Anbotpreis von 
S 178.534,- ~Jcrtragen. 

Ich bitte um Zustimmung. 

BÜRC;[RME I STE:R FRANZ WE ISS: 
Auch zu diesem Antrag die Frngc, ob Sie dazu zu sprechen wünschen? 1 eh sehe keine Wort
meldung. Gibt es Gegenstimmen oder Enthaltungen? Beides nicht, einstimmig angenommen. 

GEMEINDERAT or~. ALOI S STELLNBERG[R: 
Der- nächste Antr-ag betrifft Umbau Ennskai 27 und lautet: 

25) BauS-2378/?0 
Umbau Ennskai 27; Vergabe der 
Maler'- und Anstr·eicherarbc i ten. 

Der Gemeinderat wolle beschlie(3en: 
Entspr-echend dem Amtsbericht der W.A 1 1 1 vom 29. September 1977 werden die Maler
und Anstreicher-arbeiten fü,- den Umbau des Hauses Ennskai 27 der Firma Sulzenbacher 
zum Anbotpreis von S 236.301,- übertragen. 
Die Millel sind aus VP 01-92 aoH zu nehmen. 

1 eh bitte um Zustimmung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Zu diesem Antr-ag eine Bemer-kung? Keine. Gegenstimme, Enthaltung? Beides nicht, somit 
einstimmig beschlossen. 

GEMEINDERAT DR. ALOI S STELLNBERGER: 
Der letzte Antrag bezieht sich auf die Sanie,-ung des Gr-ünmarktes und lautet: 

26) Bnu3-4488/7L1 
Bau6-1199/76 
Er-gänzung des Gl~-Beschlusses betreffend die Sanierung 
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des Grünmarktes, Straßen- und Kanalbau. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Mit GR-Beschluß vom 10. ·5 ';" ·1976 wurde u. a. die Firma Beer u. Janischofsky mit der 
Ausführung der Straßenbauarbeiten im Zusammenhang mit dem Straßenbau des Bauvor
habens "Sanierung Grünmarkt" zum Preise von S 2,909.487, 70 beauftragt. 
Entsprechend dem Amtsbericht der MA_ 1 1 1 vom 8. September 1977 wird einer Auftrags
erweiterung um 

S 420. 144 ,30 

nachträglich zugestimmt. 
Zur Restabwicklung des Vorhabens wird für das laufende Rechnungsjahr eine überplanmä
ßige Ausgabe in Höhe von 

S 976.000,--
(Schi 11 ing neunhundertsechsundsiebzigtausend) 

bei VP 664-923 aoH bewi II igt. Die Deckung hat durch Aufnahme von Darlehen zu erfolgen. 

1 eh bitte um Zustimmung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Auch hier ist der Antrag auf Zustimmung gestellt. Eine Bemerkung dazu? Keine. Enthal
tung oder Stimmenverweigerung? Auch keine. Somit einstimmig beschlossen. 
1 eh danke dem Berichterstatter. Wir kommen zum nächsten. 1 n Vert,~etung des verhinder
ten Stadtrates Wippersberger Herr Gemeinderat Dresl. 

Gemeinderat Radler verl ä ,~t um 18.00 Uhr d e n Sitzungssaal. 

BERICHTERSTATTER GEMEINDE F~/.\T VINZENZ DRESL anstelle des abwe
senden Stadtrat es Wipp c rs b eryer : 
Wertes Präsidium, me ine D ame n : . .111 d He r-ren des Geme inderates! 
1 eh habe .1 hnen 4 Antr äge zur Bes chlußfassung vorzutragen. Darf ich die Amtsberichte 
weglassen, sie sind einigermüßen umfangreich und nur den Antrag formulieren. 

BÜl~GERME I STER FRANZ WE ISS: 
Einverstanden. 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
Der erste Antrag I autet: 

27) GHJ2-5700/76 
Errichtung eines Parkhofes nächst 

.... ßem Hause F ärberqasse 7. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der MA VI vom 25. Juli 1977 wird zur Errichtung eines 
Parkhofes für 15 Pkw nächst dem Hause Färbergasse 7 eine außerplanm~ßige Ausgabe 
von 

S 1 68 . 000, --
( Schi 11 ing einhundertachtundsechzi gtausend) 

bei VP 922-91 bewi 11 i gt. Die Deckung hat durch Mehreinnahmen bei den al I gemeinen Dek
kungsmitteln zu erfolgen. 
Die Aufträge werden wie folgt vergeben: 
1. Erdarbeiten: 

Firma Weizinger zum Anbotpreis von S 29 .360 ,--
2. Baumeisterarbeiten: 

Firma Zwettler zum Anbotpreis von S 101 . 080 , --
3. Elektroarbeiten: 

Firma Berger zum Anbotpreis von S 5.060,--
4: • Garagenablöse, zu leisten an die GWG in Höhe von s 29. 700,--. 
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Ich bitte um Beschlußfassung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Haben Sie dazu Bemerkungen? Kollege Treml dazu. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Werter Herr ·Bürgermeister, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
1 eh habe schon im zuständigen Ausschuß, im Bauausschuß, in dieser Richtung pi ädiert, 
daß mit dieser Errichtung von 15 Abs tel lpl ätzen für Pkw der letzte Kinderspielplatz im 
Ennsdorf, nämlich der öffentliche Kinderspielplatz, eingeengt wird auf sage und schreibe 
300 m2. 
Wir wissen auch, daß einer der nächsten Punkte die Frage des Parkplatzproblems im Enns
dort behandeln soll, aber tr.otzdem glaube ich, müssen wir uns überlegen, ob die Autos vor 
den Kinderspielpl ätzen einzureihen sind. Wenn man viel leicht der Annahme war, bitte viel
leicht in diesem Gemeindebau im Hochhaus sind ohnedies derzeit weniger Kinder, daß die
ser Kinderspielplatz nicht so benötigt wird, dann müssen wir doch ein wenig weitblickender 
sein und auch wissen, daß dort in diesen Bau wahrsch~inl ich wieder.. jüngere Menschen ein
ziehen und auch dort wieder mehr Kinder sein werden, denn umsonst haben wir ihn dort 
nicht errichtet. Das heißt, mit dieser Maßnahme beseitigen wir den letzten öffentlichen 
Kinderspielplatz. Daher kann ich auf keinen Fall die Zustimmung geben und werde es nicht 
verhindern, denn Kollege Dresl kann hier sofort einem Kollegen berichten, daß weitgehend 
diese Arbeiten schon fortgeschritten sind. Die Durchfahrt ist gesichert durch zwei Garagen, 
sie verlieren nämlich 2 Garagen und 2 PI ätze gewinnen. Bitte schön eine, sie gewinnen da
mit dann nur 14 Abstellplätze, aber der Kinderspielplatz wird damit beseitigt. Diese Arbei
ten sind weitgehend gediehen, daß wahrscheinlich mein Reden sehr wenig nützt. Darum hal-
te ich mich sehr kurz. · 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke. Eine weitere Bemerkung? Kein Beitrag mehr gewünscht. 1 eh frage, ob vom Refe
renten noch ein Wort gesagt wird? 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
1 eh habe einige Bemerkungen nur zu dem Problem jetzt, wei I der Kinderspiel pi atz angezo
gen wurde. Wenn man Dich so hört, Kollege Treml, so müßte jeder herinnen Dir recht ge
ben. l;s stimmt, wenn dieser Kinderspielplatz gewesen wäre, muß ich, der unmittelbar 
seit 1974 dort arbeitet, feststellen, was auf dem Platz geschieht. Da erlasse mir bitte,daß 
ich das in einer öffentlichen Sitzung sage. Der Platz ist bisher überwiegend benützt worden 
für die Hunderl, die dort "äußerln" geführt wurden und ihre Notdurft verrichtet haben. 
Meine Damen und Herren, fest steht eines. Von den rund 750 oder 800 m2 wurde durch die
se Maßnahme der PI atz halbiert. Aber auf der anderen Seite, die Kinder haben bisher die
sen Platz nicht angenommen, aus welchen Gründen, das weiß ich nicht. Sie haben aber den 
Platz angenommen vor den Garagen dort und es sind einige da, die die Verhältnisse sehr 
gut kennen, die dauernd bei den Autos herumgespielt haben. Scheinbar war ihnen dieser 
PI atz I ieber und seit einigen Jahren gibt es keine Kinder mehr, wei I sie einfach aus dem 
Kindesalter entwachsen sind und andere Interessen scheinbar haben und die derzeit dort 
Wohnenden haben keine kleinen Kinder. Das schließt aber das nicht aus, was richtiger
weise gesagt wurde, es werden unter Umständen wiederum jüngere Ehepaare dort einzi e
hen. Zumindest 300 oder 350 m2 stehen diesem Zweck nach wie vor zur Verfügung und hof
fen wir in Zukunft, daß dann dieser Platz von den nachkommenden Kindern angenommen 
wird. 
Das wäre mein Beitrag dazu. Ich ersuche um Abstimmung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Der Antrag ist gestellt. Ein weiterer Debattenbeitrag wird nicht vorgebracht. Wir komr:nen 
zur Abstimmung. 1 st jemand dagegen? Enthaltung? Keine, somit beschlossen. ( 1 Gegen
stimme - KPÖ-Fraktion). 
Ich unterbreche die Sitzung wegen Wechselung des Tonbandes . . . 
Pause von 18.07 - 18. 10 Uhr 
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BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Meine Damen und Herren! 
Wir setzen die Sitzung nach der kurzen Unterbrechung während der Wechselung des Ton
bandes fort. 1 eh bitte den Referenten weiterzufahren. 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
Der zweite Antrag, meine Damen und Herren, befaßt sich mit den Baumeisterarbeiten für 
die Verampel ung der Kreuzung Pachergasse - Johannesgasse. Er I autet wie folgt: 

28) Bau3-5107 /77 
Vergabe der Baumeisterarbeiten für die 
Verampel ung der Kreuzung Pachergasse - Johannesgasse. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der MA 1 1 1 vom 19. September 1977 wird zum Zwecke der 
Durchführung der Baumeisterarbeiten für die Verampelung der Kreuzung Pachergasse -
Johannesgasse für den F ußgängerverkehr derBetrag von 

S 235. 000 ,--
( Schi 11 ing zweihundertfünfunddrei ß i gtausend) 

bei VP 14-91 oH frei gegeben. . 
Der entsprechende Auftrag wird an den Städt. Wirtschaftshof zum Preise von S 235.000,
übertragen. 
Gemäß § 44 (5) des Statutes für die Stadt Steyr wird der Magistrat wegen Dring! ichkeit 
zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt. 

Ich bitte um Beschlußfassung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE l 5 S: 
Dazu eine Bemerkung? Kollege Dr·. Stel lnberger ! 

GEMEINDERAT DR. ALOI S STELLN[:3EF~GER: 
Sehr verehrte Damen und He rren! 
1 eh glaube, die Verkehr-srege l ung in diesem Bereich ist an und für sich ganz gut gelungen, 
wenngleich sie nach Durchführung der Verampelung noch besser zum Tragen kommen wird. 
Leider kann man das gleiche nicht behaupten von der Fortsetzung dieser Straße, nämlich 
in der Dukartstraße. Durch die derzeitige Bodenmarkierung ergeben sich verschiedene 
Nachteile für den Verkehr, die unseres Erachtens dur-ch eine andere Markierung beseitigt 
werden könnten. Viel leicht darf ich kurz aufzählen, was dort unseres Erachtens nicht ganz 
in Ordnung ist. Und zwar vor allem wird durch die Sperrlinie, wie sie jetzt gestaltet ist, 
eine starke Behinderung des F I ießverkehrs in Richtung Schönauerbrücke erzielt, vor al
lem müssen schnellere Fahrzeuge einige hundert Meter hinter I angsamen nachfahren oder 
sie überschreiten die Sperrlinie, was öfter vorkommt. Und zwar wenn sie von der Kom
paßpasse in Richtung Schönauerbrücke fahren. 
Das Zweite ist, daß in derselben Richtung die Abbiegespur zu klein bzw. zu kurz ausge
malt ist, sodaß dort zu wenig Autos PI atz haben und diese auch den Rechtsabbiegeverkehr 
teil weise blockieren, obwohl er immer· praktisch grünes Licht hätte. 
Das Dritte ist, daß die Doppelspur und die Abbiegespur in Richtung Kompaßgasse auf Ko
sten der anderen Verkehrsteilnehmer zu großzügig ausgestattet ist, wei I durch das Ver
kehrsaufkommen dort diese Änderung nicht gerechtfertigt ist. Außerdem wird durch die 
derzeitige Markierung auch eine gewisse Gefahr an der Kuppe für Frontalzusammenstöße 
heraufbeschworen. Es wäre daher, glaube ich, eine bessere Lösung zu erzielen, wenn 
man vor al lern durch die Markierung eine Leitlinie anstelle der Sperr! inie von der Kom
paßgasse in Richtung Schönauerbrücke bis zur Kuppe eine Leitlinie anbringt, wodurch der 
Verkehr viel fließender in beiden Richtungen gehalten werden kann. 
Ebenso müßte man, wie schon angekündigt, die verkürzte Einordnungsspur verlängern und 
vor allem auch müßte man die Markierung einer Sperrfläche im Bereiche der Kuppe, also 
bei der Einfahrt Frachtenbahnhof entsprechend anders gestalten. 

-·· 1 eh würde ersuchen, diese Maßnahmen zu überprüfen und wahrscheinlich wird es sich erst 
im Frühjahr machen lassen, weil es jetzt zu spät ist, das dort entsprechend zu berücksich-
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tigen. Nötigenfalls könnte ich auch eine entsprechende Skizze vorlegen. 

·""·· .. 
, BURGERME I STER FRANZ WE ISS: 

1 eh danke für den Beitrag. Damit darf ich auf eines hinweisen. 1 eh möchte das kurz aufkl ä

ren. Es wäre eine Überforderung des ersatzweisen Referenten, der sonst nicht mit diesen 

Agenden beschäftigt ist, wenn er jetzt eine konkrete Erklärung zu diesem Punkt abgeben 

würde. Ich kann aus eigener Wahrnehmung berichten, daß mehrmalig mehrere Varianten 

beim Neubau der Dukartstraße von der Beamtenschaft ausprobiert wurden, die aber nicht 

dem Bürgermeister zur Kenntnis gebracht wurden, auch glaube ich nicht dem Verkehrsre

ferenten. Es wurde das in Abstimmung mit der Verkehrspolizei so gelöst. Es ist aber zwei

felsohne die Kritik richtig an dieser Sperrlinienführung und es ist bereits der Auftrag vor 

zwei Wochen ergangen, so bald es möglich ist, ohne daß man unnötige Kosten ver_ursacht, 

eine Revision der derzeitigen Sperrlinienordnung und Leitlinienordnung herbeizuführen und 

so bald es geht - ich denke auch dabei ans Frühjahr, das scheint viel leicht der vernünftig

ste Weg zu sein - dann sofort eine Ummarkierung im Sinne eines besseren F I ießens des Ver

kehrs herbeizuführen. Vielleicht das nur zur Erklärung, wei I Kollege Wippersberger heute 

nicht hier ist, der von diesen Dingen Kenntnis hat • 
.Sitte der Berichterstatter! 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
Ich bitte um die Abstimmung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Dann darf ich zur Abstimmung kommen. Haben Sie eine Einwendung gegen den Antrag selbst? 

Es ist das nicht der Fall. Eine Enthaltung dazu? Somit darf ich hier die Einstimmigkeit die

ses Beschlusses protokollieren I assen. Wir kommen zum nächsten Punkt. 

GEMEINDERAT VINZENZ DRE SL: 
Der dritteAntrag ist ein Folgeantrag und lautet wie folgt: 

29) VerkR-977 /76 
Verampel ung der Kreuzung 
Pachergasse - Johannesgasse. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der MA 1 1 1 vom 20. September 1977 wird zum Zwecke der 

Verampel ung der Kreuzung Pachergasse - Johannesgasse der Betrag von 

S 65.000,--
(Schi 11 ing fünfundsechzi gtausend) 

bei VP 14-91 freigegeben und eine überplanmäßige Ausgabe von 

S 163.000,--
( Schi 11 ing einhundertdreiundsechzi gtausend) 

bei derselben Haushaltsstelle bewilligt. Die Deckung für die überplanmäßige Ausgabe hat 

durch Mehreinnahmen bei den all gemeinen Deckungsmitteln zu erfolgen. 
Der entsprechende Auftrag wird der Firma Austria Email, Wien, zum Anbotpreis von 

S 228. 000 ,- übertragen. 
Gemäß § 44 (5) des Statutes für die Stadt Steyr wird der Magistrat wegen Dringlichkeit 

zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusse~ ermächtigt . 

Ich bille um Annahme. 

BLRGERME I STER F8ANZ WE ISS: 
Dazu eine Bemerkung? 1 eh stelle fest, das ist nicht der F al 1. Gibt es Gegenstimmen oder 

Enthaltungen zum Antrag? Auch nicht, somit ist dieser einstimmig angenommen. 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
Der letzte Antrag lautet: 
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30) Bau3-5698/77 . 
. Ausbau Jägergasse und Parkplatz ehern .. _/\real 
der Bürger! ichen Brauerei. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: · 
Auf Grund des Amtsberichtes der MA 111 vom 24. Oktober 1977 wird zum Ausbau der Jä
gergasse und des Parkplatz es auf dem ehemaligen Areal der Bürger! ichen Brauerei eine · 
außerplanmäßige Ausgabe ·von 

S 356.400,--
(Schi 11 ing dreihundertsechsundfünfzi gtausendvierhundert) 

bei VP 664-941 aoH bewilligt. Die Deckung hat durch Aufnahme von Darlehen zu erfolgen. 
Der entsprechende Auftrag ist der Firma Hamberger zum Anbotpreis von S 356.426,- zu 
übertragen. · · . 
Gemäß § 44 (5) des Statutes für die Stadt Steyr wird der Magistrat wegen Dringlichkeit 
zurn soforti ~en Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt. 

1 eh bitte um Annahme. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Dazu eine Wortmeldung? Herr' Kollege Gemeinderat Schwarz. 

GEMEINDERAT HERBERT SCHWARZ: 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
Es steht zwar heute nur zur Debatte der Ausbau der Jägergasse und des Parkplatzes am 
ehemaligen Areal der Bürge rlichen Brauerei. Nachdem es aber auch hier Investitionen 
gibt an Tafeln und Bode nm a r k ie r unge n, e r-1 auben Sie mir hi ezu einige Bemerkungen. 
Nach Aussage des Herrn Btirgerrnei s te rs is t die Errichtung einer Kurzparkzone auf dem 
gesamten Parkplat z vorgeseh e n. D iese r- is t von der Bürgerlichen Brauerei als Grundei
gentümer, die Parkfl äche , qe gen E nt i;ic l t ve rmi e tet worden. Die Kfz-Besitzer und bisheri
gen Benützer dieser l=>arkfl ;ichc s ind ~~cz wungen, sich um eine andere Abs tel lfl äche, im 
besonderen in der Ti e fg ar a ge P uc her-g asse z u hohen Kosten umzusehen oder die in diesem 
Stadttci I spärlich vorhandenen Dauerpar-kpl ätze sehr zeitraubend zu suchen. 
Dem Zentrum am Stadtpl a tz s te ht z. B . c.Jie Promenade und dem Steyrdorf der Wieserfeld
platz als Parkfläche zur Verfügung. Hinge ge n bleibt den Bewohnern und den betr-offenen 
Stadtteilen nur der relativ kleine Platz in d e r Färbergasse, der schon bisher stets voll be
setzt war. Durch eine weitere R e duzierung der normalen Parkflächen würde sich die Park
platzsituation noch verschlecht e rn. Im Verhältnis zu den Dauerparkplätzen ist hingegen ein 
reicheres Angebot an Parkplätzen, die zur Kurzparkzone erklärt sind, vorhanden. 
Ich stelle daher das dringende Ersuchen im Namen der Beschäftigten und Bewohner dieses 
Stadtteiles, die Parkfläche zumindest zur Hälfte als nor-malen Parkplatz einzurichten. 
Danke . 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Kollege Treml dazu als nächster Debattenredner. Noch eine weitere Bemerkung? 1 eh sehe 
keine. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Meine Damen und Herren! 
1 eh habe schon in ähnlicher Richtung im Finanzausschuß Stellung genommen, wei I ich auch 
ein wenig die Verhältnisse dort genauer kenne. Es ist wirklich so, daß in diesem Gebiet 
im Ennsdorf, mit wenigen Ausnahmen die schon angeführt wurden, nämlich des Parkplatzes 
unmittelbar bei der F ärbergasse, wo es noch Dauerpar-kpl ätze gibt - gegenüber vom der
zeitigen Autobusbahnhof glaube ich sind auch noch 10 oder 12 Dauerparkplätze - ansonsten 
besteht in d(~'sem ganzen Gebiet kein Dauerparkplatz mehr. Das ist ein unhaltbarer Zu
stand und ich glaube, wir müssen auch in dieser Richtung vorgehen und so wurde mehr oder 
weniger einstimmig empfohlen, im Gemeinderat das auch zum Ausdruck zu bringen, daß sie 
einmal gebaut werden und noch Überlegungen angestellt werden im Verkehrsausschuß oder 
in anderen Gremien, wie weit man dort Dauerparkpl ätze zur Verfügung stellen kann. Auf 
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keinen F al 1, daß wir Gebührenparkpl ätzen zustimmen, wie sie auch gefordert wurden be
sonders von einer Reihe Geschäftsleuten. Das habe ich auch verwiesen, daß gerade die 
$tadtgemeinde sehr großzügig war, dieses Areal zu kaufen für öffentliche Parkplätze und 

. .-er soll auch öffentlich zugänglich sein a'uch in Form, daß man zumindest einen Tei I Dauer
. 'parkpl ätze instal I ierL 

BÜRGERME !"STER FRANZ WE ISS: 
Eine weitere Wortmeldung dazu liegt nicht mehr vor. Der Berichterstatter dazu. 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
Meine Damen und Herren! 
Vielleicht doch einige Bemerkungen abschließend zu den zwei Akten, die beschlossen wur-

. den und einer noch zum Beschluß aussteht. Es ist das Problem öffentlicher und privater 
Parkplätze. Das heißt das Abstellen von Fahrzeugen ist ziemlich vielschichtig und jeder 
Bewohner eines Gebietes hat ei gcne Ansichten, eigene Vor~stel I ungen. Fest steht, daß je-
der Bewohner eines Hauses möglichst vor seiner Haustür einen freien Parkplatz vorfinden 
möchte. Daß jeder, der zu einem Geschäft fährt, zum Arzt fährt oder sonst irgendwo Be
sorgungen hat, ebenfalls einen freien Parkplatz zur Verfügung haben möchte. Dazu kommt 
noch, daß alle, die dort wohnen, möglichst wenig belästigt werden möchten von Zu- und 
Abfahrt des Parkplatzes. Also ein riesiges Problem an und für sich mitten in einer Stadt. 
Aber eine Stadt zeichnet sich auch viel leicht darin aus, wie es ihr gelingt, das Problem des 
ruhenden Verkehrs zu lösen. Hi er wird es sicher! ich Aufgabe der Gemeindefunktionäre sein, 
einen vcrnünfti gen Ausgleich zu finden. Echt benachtei I igt, das muß man sagen· und das ha
ben diese beiden Sprecher ja angeführt, ist bisher der Stadttei I Ennsdort. Man darf aber 
auch dabei nicht außer Betracht I assen, daß bis vor wenigen Jahren dasAngebot und auch 
die Nachfrage an Parkflächen nicht so groß war, vor al lern deswegen, wei I dort eine Turn
halle gestanden hat, die in der Regel nur in den Abendstunden von Besuchern und Benützern 1 

frequentiert wurde. Jetzt natürlich es noch zu einer Verschärfung dieser Situation dort 
kommt, weil Zwischenbrücken gebaut wird und daher eine Reihe von Parkplätzen in der_ 
Damberggasse verloren gehen bzw. Bahnhofstraße. Entschuldigen Sie. 1 eh glaube und das 
ist durchaus diskutabel und man möge unter Umständen im Verkehrsaus s chuß darüber bera
ten, daß für die dort betroffenen Geschäfte - ich könnte mir denken z. B. für das Hotel 
Minichmayr - einige Parkplätze reserviert werden. Letzt! ich ist e:-- darauf angewiesen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Es sind schon fünf zugesichert während derBauzeit ! 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
Sind schon fünf zugesichert? Davon hatte ich bisher keine Kenntnis. 
Hochhaus Färbergasse, um auch diese Parkplätze noch kurz anzusprechen. Die Situation 
ist beinahe untragbar, es sind dort überwiegend Mieter, aber es befinden sich auch die 
Stadtwerke im Haus. Es befindet sich nebenbei das Amtsgebäude der Arbeiterkammer. Ne
benbei sind noch Geschäfte und es ist unbedingt erforderlich, daß diese 15 Parkplätze 
ebenfalls zur Erleichterung der anderen und zur Entlastung der anderen Parkplätze bei
tragen. 
Natürlich die Schwierigkeiten werden dadurch nicht kleiner, denn wenn man sich die Ver
kehrsdichte, die Zulassungen an Neuwagen - ich habe die letzte Importziffer im Kopf, die 
wird für heuer rund 270. 000 Fahrzeuge betragen. Eine Vergleichsziffer vielleicht, wei 1 
man tut sich leichter, wenn man vergleichen kann. Im Jahre 1970 waren es 100.000 Autos, 
die importiert wurden. Man kann daraus schon das sehr starke Ansteigen des Verkehrsbeo
bachten und daraus müssen wir unsere Schi üsse ziehen. 
Zum Ausbau Jägergasse. Dieses Projekt, das vorgenannte Projekt, erfordert rund 750. 000 ,
Schi 11 ing an öffentlichen Mitteln. Bisher haben dort, wie richti gerweise schon gesagt wurde, 
um sehr geringes Entgelt Privatpersonen auf einem Privatgrund ihr Fahrzeug abstellen kön
nen. Jetzt werden diese Flächen der Allgemeinheit zur Verfügung gestellt und es kann sich 
beim besten Willen um keine Dauerparkplätze bzw. markierten und reservierten Parkplätze 
handeln, sondern man könnte sich im besten F al I vorstellen, daß wiederum eine Teilung ge
macht ·wird in einem vcrnUnfti gen Ausmaß, wo beiden Teilen, der Geschäftswelt und den 
Büros, die unter Umständen dort sind, daß clie Dauerparkplätze haben, aber auch eine Kurz-
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parkzone vorhanden ist, um einigermaßen den Geschäftsbetrieb zu gewährleisten. Wenn man 
sich die Problematik überhaupt des ruhenden Verkehrs in Steyr ansieht, so ist er äußerst 
schwier.ig zu lösen gerade in dem Gebiet-6nnsdorL Auf der Stadtseite mit Promenade und 
dergleichen ist das Angebot beinahe ausreichend. Jeder.kann einfach nicht arn Stadtpl atz 
sein Auto abstellen. Es ist immer möglich, -in diesem Bereich-ohne baul..iche Maßnahmen 

Veränderungen durch Verkehrszeichen und Verordnungen herbeizuführen und ich glaube, 
man sollte jetzt froh sein, daß ein erhöhtes Angebot vorhanden ist, ein erhöhtes Angebot an · 
Parkplätzen und vielleicht wird es möglich, daß man im Verkehrsausschuß vernünftige Lc5-
sungen diskutiert und anbietet. Es ist natürlich klar', daß auf einem privaten Grund, wie 
schon eingangs meiner Ausführungen erwtihnt, Dauermieter nicht sein können. Das ist ein
fach nicht Aufgabe der öffentlichen Hand. Nur daß man den dort Beschäftigten, die dort das 
Einkaufszentr'um benützen, auch entsprechend Gelegenheit bietet, das in Ruhe zu tun, da
für hat die öffentliche Hand, sprich die Gemeindefunktionäre, zu sorgen. 
Das wäre mein Beitrag dazu und ich ersuche um Abstimmung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Eine wei ter'e Wortmeldung war nicht melw vorhanden. Das Schi ußwort ist gesprochen. 1 eh 
bitte Sie, die Abstimmung durchzuführen, indem Sie ein Zeichen mit der Hand geben, wenn 
Sie zustimmen zu diesem Antrag? Danke. Eine Gegenprobe, Enthaltung? Es ergibt einen 
einstimmigen Bcschl uß. 1 eh danke dem Referenten. Es kommt jetzt der Letzte des heutigen 
Tages, Stadtrat Zöchling, an die Reihe. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT JOHANN ZÖCHL ING: 
Sehr geehrtes Präsidium, werte Damen und Herren des Gemeinderates! 
Ich dad Ihnen die letzten vier Anträge vortragen. Der erste betrifft: 

31) SH-3286/77 
Ausspeisun~sbeiträge in s tädtischen Kinclertagcs
hcirnstät ten und H o r-t en ; E i'!,jhung. -----~-------

Der Gemeinderat woll e b esch j i 9. ß en: 
Unter Beibehaltung d e r bi shcr i ge:n Normen h insieht! ich der Kindcrausspeisung in den 
städtischen Kinde r' l agesh e in1s t älten und Horten wer·den die Ausspeisungsbeitr.äge mit Wir
kung vom 1. 1. 1978 pr' o T ag und Essensportion wie folgt festgelegt: 
in den städtischen Kinde r' t ageshe imstätten S 17 ,--
in den städtischen Kinderhor' ten S 19,--
ln diesen Beträgen ist die Umsatzsteuer nach den Bestimmungen des Umsatzsteuergeset
zes 1972, BGBI. Nr. 223/72, i. d. g. F., enthalten. 

Ich bitte um Annahme. 

BÜf-{GERME I STER FRANZ WE ISS: 
Wortmeldungen zu diesem Antrag? Kollege Fritsch. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates! 
Korrespondierend zu den Ausführungen anläßlich der Subvention von S 350.000,- an die 
Kinderfreunde sehen wir uns außerstande, diesemAntrag die Zustimmung zu geben. 1 eh 
möchte aber den Damen und Herren des Gemeinderates, die nicht Stadtsenalsmi tgl ieder 
sind, nicht vorenthalten, daß mit der heutigen Beschlußfassung die Ausspeisungsbeiträge 
in den Kindcrgär-ten und in den Kindertages.heimstätten und Horten zu erhöhen, auch gleich
laufend damit die Erhöhung der Ausspeisungsbeiträge für die Bewohner unserer Pensioni
stenheirnc, desgleichen aber auch die Erhöhung der Ausspeisungsbeiträge für die im Verein 
Lebenshilfe Erfaßten vor sich geht. Es ist, Sie werden sicherlich sagen, nur eine Erhö
hung um S 1,-, weil die Lebenshaltungskosten gestiegen sind. Das mag in der Statistik si
cher! ich richtig sein, die Ursachen der stci genden Lebenshai tungskosten möchte ich heule 
hier, um bundcspol itische Aspekte und Probleme nicht in den Raum zu stellen, nicht erör
tern, möchte aber' festhalten, daß es gerade für die Eitern unserer Kinder, auch für die 
Eltern unserer Schwerstbehinderten, aber auch gleichzeitig für die Pensionisten zielfüh-
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render gewesen wäre, auf diese S 1 ,-Erhöhung zu verzichten, um Ihnen damit aber auch 
die __ c;;r·of3zügi gkeit der Stadtgemeinde Steyr vor Augen zuhalten. Aus diesen Überlegungen 
heraus sind wir nicht imstande, dem Bcschl uß die positive Zustimmung zu geben. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
· Der Beitrag wird zur l<enntnis genommen und protokolliert. Nächster Gemeinderat Fuchs. 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Wertes Präsidium! 
Dies ist jener Antrag, meine Damen und Herren des Gemeinderates, dem wir unter 34 heu
te gestell tenAnträgen nicht die Zustimmung erteilen können. Bereits im Vorjahr haben wir 
uns vergeblich gegen eine Erhöhung dieser Ausspeisungsbeiträge in Tagesheimstätten und 
Horten zur Wehr gesetzt. Der. Antrag sieht diesmal zwar nur eine Erhöhung von 6 ,25 bzw . 
. von 5,55 % vor, er ist also nicht hoch. Dennoch ist es für uns eine prinzipielle Frage. Wir 
weichen nicht von unserer Ansicht ab, daß jene Mütter, die arbeiten und dazuverdienen 
müssen und damit zur Umsatz-, Vermögens- und Steuereingangssteigerung beitrageA-, nicht 
mit derart hohen Beiträgen für Ihre Arbeitsleistungen b~straft werden sollen, wenn Sie Ih
re Kinder in Horten oder Tagesheimstätten unterbringen müssen. Für 1 Kind muß man also 
ab .l. 1. 1978 im Monat statt bisher 352,- nun 374,- in der Tagesheimstätte und im Hort 
statt bisher 396 ,- nun 418 ,- allein für 22 verabreichte Essenportionen bezahlen. Dazu kom
men noch die Hortbeiträge, sodaß da und dort die Eltern für die Unterbringung eines Kindes 
im Hort außer diesen heute zu beschließenden Beiträgen insgesamt etwa S 600,- bis nahezu 
etwa S 800,- bis S 900,- für die Unterbringung eines Kindes bezahlen müssen. Ich weiß 
nicht, ob es sich da und dort noch lohnt, daß man da noch arbeiten und dazuverdienen geht, 
wei I kaum etwas bleibt. 

Unve1·ständlicher Zwischenruf. 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Das ist eine andere Frage, eine Kalkulationsfrage. Ob eine Essenportion, meine Damen 
und Herren des Gemeinderates, für Kleinkinder tatsächlich S 23, - bzw. 26,- kostet, wenn 
man den Zuschußbedarf noch dazuzählt, noch dazu von e iner st äd tischen Küche hergestel I t, 
das scheint auch nicht den Realitäten nach kalkuliert worden z u sein. Denn und ich habe 
eih Beispiel zu bieten, in Linz ist keineswegs z.B., ich h abe mich erkundigt in dieser Be
ziehung, seitens der Gemeinde ein Zuschußbedarf nötig. 1 n te ressant ist in diesem Zusam
menhang und ich kann es hier belegen durch einen Antrag dieser Stadt, daß z. B. in Linz 
die monatlichen Ausspeisungsbeiträge in den Krippen S 236 ,- betragen, im Kindergarten 
S 180,- und im Hort S 204,-. Also nur halb soviel wird in Linz eingehoben für· derartige 

_Ausspeisungsbeiträge im Hort als in Steyr. Das heißt, in Linz kostet eine Essensportion 
im Hort S 9,27, in Steyr künftig das .Doppelte, nämlich S 18,- für jenen, der diesen Bei
trag entrichten muß. 
1 eh glaube doch sagen zu können, daß derartige Unterschiede zwischen zwei Städten, ob
wohl sie nicht größenmäßig vergleichbar sind, doch nicht angebracht sind und ich glaube 
auch sagen zu müssen, daß hier von besonderer sozialer Tat des Antragstellers oder je
ner Fraktion, die diesen Ar:itrag unterstützt, nicht viel zu spüren ist. 
Wir müssen also diesen Antrag ablehnen, wollen jedoch noch einmal versuchen, mittels ei
nes Abänderungsantrages, den ich hier mündlich stelle, Sie zu bitten, bei den derzeitig 
geltenden Beiträgen zu bleiben. 

BCIRGERME I STER FRANZ WE ISS: 
Danke. Nächster Gemeinderat Treml. Der Abänderungsantrag ist in Vormerkung genom
men. 

GEME I NDF.RAT OTTO TREML : 
Werter Herr Bürger·meister, meine Damen und Herren des Gemeinderates! -~· 
Die Erhöhung der Ausspeisungsbciträge bei den städtischen l<indertagesheimstätten und 
Horten so wie Vizebür·germeister Fritsch schon angeführt hat, ist auch gekoppelt für die 
älteren Menschen;: -näml ich für die Pensionistenheime, daß diese Essensportionen um S 1- ,-
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teurer werden. Nun mag viel leicht der eine oder andere sagen, na was ist heute in der In
flation schon S 1 ,-? Da mL1ß ich ihm recht geben, was ist das heute schon, dieser Schi I-
I ing? Aber wir Kommunisten sehen halt auch diesen Antrag, die Beantragung .der Erhöhung 
u,m S 1,- pro Essensportion im Zusammenhang mit der allgemeinen Belastungspolitik der 
derzeitigen Regierung, die vor alleirl den schwächeren Schichten und es trifft eben die ar
beitenden Menschen und Pensionisten und wenn ich dem gegen überstelle, muß man doch auch 
eines bedenken. Daß in derselben Zeit, wo man der Masse der Bevölkerung Belastungen auf~ 
erlegt, daß man zur gleichen Zeit den Reichen, den Superreichen Steuergeschenke gibt ,daß 
die Großunternehmer, da rede ich jetzt nicht vom kleinen Greißler, die Großunternehmer 
dem Staat allein 10 Mi II i arden schulden. Kein einziger Arbeiter, Angestellte oder Pensio
nist ist dem Staat eine Steuer schuldig, denn dem werden sie ja sofort abgezogen, entwe-. 
der von einer Pension oder von Lohn oder Gehalt. Oder wenn ich mir anschaue, daß all ein 
seit dem Jahre 1966, rund 10 Jahre in Oberösterreich die Unternehmer 3. 129 Steuerverge
hen aufzuweisen haben. 1 eh glaube, daß hier genügend Geld vorhanden wäre, daß man von 
dort diese Gelder_ für die Finanzierung des Budgets heranziehen könnte. 
Mit dem vom National,-at vor kurzem beschlossenen Maßnahmenpaket .will s _ich der Finanz
minister, der einer Sozialistischen Partei angehört, allein im kommenden Jahr 14, 5 Mi 11 i ar
dcn überwiegend zu Lasten der arbeitenden Bevölkerung, de~ Arbeiter, Angestellten und 
Pensionisten, ersparen. Mit einem dritten Mehrwe,-tsteuersatz von 30 % werden, wie Sie al
le wissen, vor allem die Massengebr-auchsgüter belegt. Die Beiträge zur Pensionsversiche
rung steigen um 1/2 % und in der Krankenversicherung wird die Höchstbeitragsgrundlage 
angehoben usw. 1 eh könnte das weiter fortführen, die meisten Gemeinderäte kennen, wie 
dieses Belastungs- oder Maßnahmenpaket, wie es von Seiten der Regierungspartei genannt 
wird, aussieht. Es ist auch nicht verwunderlich, wenn wir in den Gemeinden immer wieder 
feststellen, daß man oft seh,- leichtfertig herangeht, daß man auch feststellen muß, daß aud:i 
die Vertreter dieser schwächeren Gruppen im Staat, di·e ich angeführt habe, der Arbeiter 
und Angeslell ten ähnlich ins Horn blasen, und zwar daß man z. B. in der letzten Nummer 
der Privatangestellten, in der Oktobe rnummer 1977, feststellt, wenn man das in einer ln
dustriellenzeitung liest, bin ic h einv e ;'s landen, aber daß man das gerade in einer sozial.L:-:: . 
stisch geführten Gewerl<: sch a f t a!s Vc1·t e idigung dieser Maßnahmen anführt, wo es unter an
derem wörtlich heißt: "De r Stri a t 1st l'.ugunsten der Arbeitnehmer, also dieser Gruppe, die · 
ich angeführt habe, ärmer ge wo r d e n. Die .A.rbeitnehmer konnten sich immer mehr leisten." 
Wenn ich natürlich von diesem Standpunkt ausgehe, dann werde ich immer wieder diese Be
lastungen auf die Kleinen absc hieben. In Wirklichkeit ist doch gerade das Gegenteil der Fall, 
daß die Reichen, die Großunternehmer, auch unter der Sozial isti sehen Regierung am mei
sten verdient haben und sich immer mehr leisten konnten, nicht die Arbeiter. 
So sehen wir Kommunisten auch unsere Stel I ung zu der Gebühren- und Tarifpolitik, auch 
wenn Sie hier im kleinen Maßstab erfolgt zuungunsten dieser schwächeren Gruppen, daß 
wir im Hinblick des Belastungspaketes allgemein einer Erhöhung von S 1,- nicht zustimmen 
können. · 
1 eh unterscheide mich offenbar wesentlich von den Erklärungen meiner beiden Vorredner. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Kollegin l<.al tenbrunner dazu! 

STADTRAT ANNA KAL TENBRUNNER: 
Verehrter Herr Bürgermeister Fritsch ! 
Diesen Antrag auf Erhöhung der Ausspeisungsbeiträge in unseren städtischen Tagesheim
ställen und Horten sowie meinen damaligen Antrag auf Erhöhung von Verpflegungskoslen 
an die Mieter- der Pensionistenheime und an den Verein Lebenshilfe, haben Sie ja bereits 
in der Stadtsenatssitzung am 13. 10. für Ihre Fraktion abgelehnt. Es ist sehr einfach und 
billig, auch hier gegen eine Erhöhung zu stimmen. Tragen diejenigen, die hier ihre Stimme 
erheben, doch nicht die Verantwortung für die städtischen Finanzen. Diese überlassen sie 
sehr gerne der Mehrheitsfraktion. Auch handelt es sich hier nicht um riesige Beträge. 
Aber wer bemüht ist, seine Gebühren und Tarife in Einklang mit dem Gebotenen zu brin
gen, muß eben auch den Mut haben, solche Beschlüsse vorzunehmen. 
Wir haben im Altersheim selbst die Valorisierung eingeführt, das heißt, mit der Erhöhung 
de,- Renten werden auch die Insassen im Altersheim höhere Verpflegsgebühren zu zahlen 
haben• Es wäre daher unvertretbar, in diesem Altersheim Mahlzeiten herzustellen und sie 
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an städtische Einrichtungen weiterzugeben, ohne der Kostenentwicklung Rechnung zu tra
gen. Der Zuschuß der Stadt beträgt näml_(ch noch immer S 7 ,- pro Portion. 
Nicht b_ei der Stadtgemeinde Steyr ist daher d.~r Hebel anzusetzen, meine Herren. Die 
ÖV.P-Fr_al<tion wür.de_ jch heute bitten, beim Land Oberösterreich in dieser Angelegenheit 
vors tel I i g zu werden. Wenn nämlich das Land Oberösterreich ebenso bereit ist, wie bei 
den Personalkosten der Kindergärten, einen Antei I zu übernehmen, dann ist die Stadtge
meinde Steyr sicherlich die letzte, die diesen finanziellen Beitrag des Landes nicht so
fort an die Eltern weitergeben würde. 
Versuchen Sie doch bei Ihren Parteifreunden im Land Oberösterreich eine Erhöhung der 
Kindergartenzuschüsse zu erwirken und spielen Sie nicht hier auf Gemeindeebene den 
sozial besorgten Politiker. Dort haben Sie es in der Hand und Sie werden sicher die Zu
stimmung der ÖVP finden, eine Änderung herbei zuführen. Es ist sehr bi 11 ig, lediglich im 

. städtischen Bereich den starken Mann zu spielen. Im übrigen sind wir der Meinung, daß 
· unsere Bürger diese bescheidene Erhöhung wohl verstehen, hat sich doch auch für die Fa
milien in Österreich eine Verbesserung der finanziellen Situation durch die Maßnahmen der 
sozialistischen Bundesregierung ergeben, die eine derartige Tarifregulierung leichter er
tragen lassen. Bleiben Sie daher bei der Wahrheit und betreiben Sie nicht Demagogie! Wir 
Sozialisten wissen, was geordnete finanzielle Verhältnisse und Aufklärung der Bevölke
rung bedeuten und werden uns daher von Ihnen mit Ihren Begründungen nicht abbringen 

· lassen. 
1 eh darf nun ein paar Worte noch zur Lebenshilfe sagen. Dort werden zur Zeit 35 Zögl in
ge betreut und verpflegt und daß die Erhöhungskosten pro Essensportion das Sozialamt 
der Landesregierung bezahlt. Ebenso bezahlt das Sozialamt der Lebenshilfe pro Zögling 
·einen Tagessatz von S 183,-. Von diesem Tagessatz werden Essen, Miete, Licht, Heizung, 
Kraftfahrzeugpauschalkosten und Gehälter der Erzieher, also alle Ausgaben, die mit der 
Erhaltung der Tagesheimstätte zusammenhängen, bezahlt. Gott sei Dank bekommen die El
tern der behinderten Kinder, auch wieder dank der Sozial isti sehen Bundesregierung, eine 
erhöhte dreifache Kinderbeihilfe. Aber nur eine Beihilfe müssen sie, falls sie ihr Kind 
in der Tagesstätte untergebracht haben, an das Sozialamt der Landesregierung zurücker
statten. Auch unsere Gemeinde bezahlt jährlich sehr große Subventionen an den Verein 
Lebenshilfe. 1976 waren es S 200.000,-. Sie sehen also, verehrte He rren der ÖVP, auch 
um· unsere Lebenshilfe brauchen Sie sich keine Sorgen zu machen. Diese Sorgen macht sich 
einer und das ist unser sozialistischer Landesrat Ing. Hermann Reichl, der im Rahmen des 
OÖ. Sozialhi I fegesetzes immer bestrebt ist, sein Budge t ge recht zu verteilen und Sozial
einrichtungen schafft, die es wirklich verdienen, einmal ganz besonders hervorgehoben zu 
werden. 
Abschließend glaube ich doch sagen zu können, daß Sie, verehrte Herren der Minderheits
fraktionen, grundsätzlich ja gegen jede Tarifregulierung sind. Wie ich schon sagte, Sie 
tragen ja auch nicht die Verantwortung hier im Gemeinderat. Es scheint mir wirklich nicht 
vom wirtschaftlichen Verantwortungsgefühl zu zeugen, wenn man über Defizite klagt, aber 
selbst von allen sozialen Errungenschaften mitprofitiert und zusätzlich immer wieder ver
hindert, daß unsere Kommunalwirtschaft durch ihre E innahmengestal tuns in die Lage ver
setzt wird, möglichst kostendeckend zu arbeiten. 
1 eh danke schön. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke. Kollege Fritsch zu dem Punkt noch einmal. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Nachdem Frau Stadtrat Kaltenbrunner mich direkt angesprochen hat, seien mir ein paar 
Worte dazu gestattet. 1 eh nehme eines vorweg und ich bi tle daher um Entschuldigung, wenn 
ich einer Dame gegenüber unter Umständen unhöflich werde. Nachdem ich aber die Frau 
Kollegin Kai tenbrunner sehr gut kenne, gehe ich richtig in der Annahme, daß Sie das, was 
Sie Ihnen heute vorgebracht hat, sehr gut vorgelesen hat, aber nicht selbst konzipiert hat. 

Verschiedene Zwischenrufe! 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR IT SCH: 
~ehe ich richtig in der Annahme, Kollege Baumann 
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BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Wei I das nicht die Wahrheit ist! 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Und nun zu den Ausführungen der Frau Stadtrat Kai tenbrunner doch einiges , .Mir gefäl I t 
es, daß man dort das Land anruft, um Hilfe heischend, wo es unter Umständen hineinpaßt. 
So z.B. bei .den erhöhten Kostenanteilen für die Kindergärtnerinnen. Mir gefällt es aber 
gleichzeitig nicht, daß man dort, wo das Land entsprechende zusätzliche Zuschüsse ge
währt, man durch Beschlüsse hier irn Gemeinderat auf diese zusätzlichen Zuschüsse ver
zichtet. 1 eh verweise im besonderen darauf, ich habe die Zahlen nicht genau im Kopf. Es 
sind im Budget des Jahr'es 1978 präliminiert für' die Personalkosten der städtischen Musik- · 
schule S 1 ,8 Mi 11. Die Stadt Steyr nimmt davon nur den kleinen Zuschuß des Landes in der 
Größenordnung von 55 3/o an. Das heißt, die Stadt Steyr ver'zichtet dank eines Mehrheits-

. beschl usses hi.er herinnen auf Zuwendungen des Landes in der Größenordnung von annähernd 
S 900.000,-. Gleichzeitig aber will man nun wiederum das Land anrufen, auf den Kindergar
tensektoren entsprechende erhöhte Zuschüsse zu gewähren. Seien Sie mir bitte nicht böse, 
Frau Stadtrat Kaltenbrunner, wenn ich hier die Zwiesp_ältigkeit der Darlegungen besonders 
herausstel I e. 
Viel leicht nur noch eines zu der Erklärung, wir tragen hier die Verantwortung, wir, die 
Mehrheitsfraktion. Sie, meine Herren der Minderheitsfraktionen, so kann ich mich rich
tig auf den Passus erinnern, lehnen jede Tarifregulierung ab . 

ZWISCHENRUF STADTRAT ANNA KAL TENBRUNNER: 
Das stimmt ja auch! 

BÜRGERMEISTER-STELLVER TR E TER l<ARL FR ITSCH: 
Das ist richtig, d a ß wi r j ede ab l ehn en , s t immt sicherlich nicht, daß wir in letzter Zeit 

_ abgelehnt haben, das i s t b e \-ve isbar' und d a s t eh e ich nicht an zu erklären, es stimmt. Aber, 
Frau Referentin , in d i esem Fa ! l e d i e Er'klän Jng„ warum wir dem heutigen Tarifantrag die 
Ablehnung b e sche id en , gi aube i c h h abe ich auch vorhin gegeben. 1 eh kann nicht nur namens 
der Meh r·hcitsfrakti on , d cr,n s i e i s t j 2 durch I hrenBei t'rag zum Ausdruck gebracht worden, 
erklären, wir geb en gr' oßz ügi ge nve i s e Ins titutionen Subventionen in einem erklecklichen 
Ausmaß undichkan n aber uuch ni c ht n amen s d e r' Mehrheitsfraktion erklären, daß die Tarif
regulierung unabdi n gbc:ir· no t wendi g is t. , wei I wir unter Umständen in entsprechende Zuschuß
beträge kommen. Hi e r i s t auc h eine Di skr epan z in der Überlegung zu verzeichnen . Wenn 
schon Großzi.igi gkei t, dann bitte all en l:3ürgern unserer Stadt, die davon zu partizipieren 
haben. 
Noch et was. Wenn man imm e r wieder nach anderen Städten schaut, z. B. wie Kollege Fuchs 
die Berechnungen und die Kostengrößen der einschlägigen Materie aus der Stadt Linz heran
gezogen hat,dannmußmansagen, entweder sind die Sozialisten in Linz sozialer als die in 
Steyr oder aber sie haben entsprechende Mittel zur Verfügung, die wir eben nicht haben. 
Nur noch etwas. Frau Kol l c gin Kai tenbrunner hat als Mandatar in der Sozial isti sehen Par
tei von den sozialen Err.ungenschaften der ßundespol itik gesprochen. 1 eh würde gerade 
zum jetzigen Zeitpunkt die sozialen Errungenschaften der Bundespolitik in diesem Raum 
n i cht ins Tre ffen führ·en, d enn die Auswirkungen der sozialen Errungenschaften der Bun
desregierung haben Sie heute schon verspüren können und werden Sie in späterer Zeit in 
der eigenen Tasche noch viel mehr zu verspüren bekommen. Es wäre also günstiger ge
wesen, darauf n i cht entsprechend von Ihnen als sozialistische Mandatarin einzugehen. 

STADTRAT ANNA KAL TENBRUNNER: 
Herr Kollege Fritsch, entschulden Sie den Zwischenruf, so gut wie jetzt, ist es uns noch 
niemals gegcmgen ! .... 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Darf ich bi tle den Zw i schenruf beantworten. Dann, Frau Kollegin Kai tenbrunner, würde 
ich unter Umständen einen Großtei I der Bevölkerung befragen, ob es denen auch noch so 
gut geht, wie ihnen normalerweise vorschwebt. 

Mehrere Zwischenrufe! 
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BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Als nächster Debattenredner Kollege Treml. 

GEMEINDERAT . OTTO TREML: 
1 eh möchte mich, meine Dam~n und Herren, nicht gleich entschuldigen, wei I die Stadträ
tin Kaltenbr.unner ist auch nicht so sanft umgegangen mit den Minderheitsfraktionen. Es ist 
so in der Pofitik, ich bin auch für Gleichberechtigung. Eine Frau hat genauso das Recht, 
daß sie uns angreift. Ich glaube, wir brauchen auch nicht zurückhaltend sein. 
Mich hat nur gewundert bei Ihren ganzen Ausführungen, daß Sie eigentlich auf die Argu
mente, die ich aufgezeigt habe, nämlich von wo man das Geld nehmen kann, nicht eingegan
gen ist. Ich habe nicht nur gesagt, wir lehnen die Tarifpolitik ab, den 1,- Schilling, der 
analog nach dem Index viel leicht gerechtfertigt ist, sondern man muß doch das im Zusam
menhang sehen. Man kann doch auch nicht sagen, die Kommunisten treten gegen jede Ge
bühren- und Tariferhöhung ein, wei I sie keine Verantwortung haben. 
Meine Damen und Herren, es gibt Protokolle, gar so sind wir auch nicht. Wir haben einige 
Vorschi äge hier im Gemeinderat ·gemacht, von wo man das Geld nehmen kann. Wir haben 
auch Vorschläge in der großen Politik in der Richtung. Wenn ich natürlich sehe, daß von 
Seiten politischer Mandatare, es gibt verschiedene Mandatare, die in Körperschaften drin-

. nen sind, die einen Einfluß ausüben können auf Politiker, die im Land, im Bund tätig sind. 
So wie man es mit Recht der ÖVP vorwirft. Man muß da auch die eigene Partei sehen, was 
macht denn die eigene Sozialistische Partei, um die Forderung nach 100 ''l'oiger Vergütung 
der Kindergärtnerinnen zum Beispiel? Da sind die Sozialisten und die Kommunisten einer 
Meinung, da könnt Ihr auch im Protokoll nachlesen. Bitte, wie vertreten Eure Abgeordne
ten - wir haben einen Landtaqsabqeordneten im Steyr- Werk, wir haben einen Landesrat Ge
nossen Reich!, der ist Bezirksobmann der Sozialistischen Partei und vertritt auch die Po
litik in vielen Fragen vom Standpunkt, vom Sozialen usw. Richtig und gut, er setzt sich 
nicht überall durch. Aber die Forderung nach 100 "l'oiger Vergütung ist bis jetzt nicht ge
stellt worden. Das würde analog bedeuten, daß wahrscheinlich, soweit ich die Mandatare 
dieses Hauses, nämlich der Mehrheit, kenne, gar nich.t..auf den Gedanken kommen, wenn die Pre i 
se jetzt nicht kostendeckend sind, daß man um einen Schi 11 ing hinaufgeht. 1 eh weiß schon, 
daß die Frage des kostendeckenden Tarifes bei uns gar nicht stimmt, in vielen Fragen nicht 
stimmt, denn die Zuschüsse habe ich sogar beim Rechnungsabschluß positiv angeführt. Es 
unterscheidet sich wohl eine sozialistische Gemeinde in Steyr von einer anderen, das muß 

· man objektiv zugeben. Die Sozialistische Partei ist meiner Meinung nach in Oberösterreich 
so stark, daß sie Forderungen stellen kann oder auch durchsetzen und nicht nur immer 
darauf wartet, bis sie die ·Mehrheitsverhältnisse zu ihren Gunsten ändert. Denn gar so 
schwach ist auch die Sozialistische Partei in der Landesregierung nicht. Es gibt viele 
Verhandlungen, wenn es manchmal auch etwas härtere Bandagen gibt. Aber eines ist auch 
dabei bemerkenswert, das möchte ich hier anziehen. Viel leicht überlegt sich der eine oder 
andere Kollege das. 
Wir reden recht, auch die ÖVP greift, wie ich es jetzt mache, die sozialistischen Vertre
ter an, daß sie mehr machen sollen für die Gemeinden. Aber im Finanzausschuß des Lan
des V1,Urde bereits einstimmig mit allen Vertretern der drei Parteien, die im Landtag drin
en sind, der Budgetentwurf für das Jahr 1978 beschlossen. Da hat die Sozialistische Par
tei auch zur Kenntnis genommen, daß die Gemeinde in der Richtung der Unterstützung Er
satz der Kindergärten nicht dagegen gestimmt bzw. nicht einmal die Forderung erhoben. 
Wir sind in manchen Punkten nicht einverstanden, dafür stimmen wir für das Budget. ~ber 
Sie haben nicht einmal diese Forderung in dieser Richtung erhoben, was die Sozialistische 
Partei mit Recht übereinstimmend von uns verlangt hat. 

BÜRCERME I STER FRANZ WE ISS: 
Kollege Schwarz dazu. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Es ist ein grundsätzlicher Unterschied. Im übrigen möchte ich sagen , die Forderung ist 
sicher erhoben worden, wei I alle unsere Landespol iti!<er die Bestrebungen unterstützen, 
daß nicht 75 sondern 100 % der Kosten für die Kindergärten vergütet werden. Aber nicht 
nur der Personalkosten, sondern darüberhinaus auch des Sachaufwandes und der Kosten, 
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die für die Reinigung usw. anfallen. 
Ich möchte aber doch noch einen Unterschied hier anziehen, weil er, glaube ich, hier zu 
~enig zum Ausdruck gekommen ist. Es ist ein sehr wesentlicher Unterschied zwischen Ta
rif- und Subventionspolitik. Wenn ich hier den Vergleich ziehe mit dem Land, dann muß ich 
sagen, daß sich das Land hier sehr leicht lut. Weil das Land nur' eine Subventionspolitik 
machen kann, fast nur eine Subventionspolitik machen kann, wei I ihre Einnahmen nur zu 
0, 9 % aus eigenen Steuern zustandekommen. Das Land kann praktisch die Einnahmen, die 
es bekommt, nur im Wege von Subventionen, von Bedarfszuweisungen usw. ausgeben, Das 
Land kommt ganz wenig in die Gefahr, Tarife und Gebühren zu erhöhen, wei I alle Einnahmen 
nicht aus Steuern erfolgen, sonder'n eben durch Zuweisungen. Bei uns ist die Relation ja 
wesentlich anders. Ca. 40 %, das schwankt immer etwas, also müssen wir aus eigenen Steu
ern aufbringen. Wenn man das aus dieser Sicht sieht, da muß man auch verstehen, daß wir 
unbedingt in der Lage sein müssen, die Ausgaben eben auch durch Erhöhung dieser Steuern 
entsprechend dadurch zu decken, daß wir bei Tarifen, bei Steuern usw. die entsprechenden 
Regulierungen durchführen. 
1 eh möchte in diesem Zusammenhang doch auch noch einmal auf das Musikschulgesetz hinwei
sen. Ich möchte noch einmal ausdrücl-d ich betonen, daß wir es nicht einsehen, daß hier ei
ne verschiede ne Wertigkeit gibt. Wir verstehen nicht, daß das Land für Landesmusikschulen 
100 % vergütet und daß die Schulen in den Gemeinden nur 55 :yo wert sind. Das verstehen wir 
nicht. Deswegen verzichten wir auf Almosen. Wir wollen nur die gleiche Behandlung. Das 
verlangen wir. Wir kommen also nicht bitten zum Land, sondcr' n wir verlangen, daß wir ge
nauso behandelt werden als Stadt. Wir haben dasselbe Recht dazu wie alle anderen. Ich 
weiß nicht, was für Motive dafür sprechen, daß dort 100 % und hier nur 55 % gewährt wer
den. 
Diese Begründung hat mir noch ni e mand sagen können. 

BÜRGERME I STER-STELLVERTl~ETER KARL FR I TSCH: 
Auch die Sozialisten nicht, d ie einstirnrni g im Landtag dieses Gesetz beschlossen haben. 

BÜRGERMEISTER FR ANZ WE I SS: 
Wir haben keine weiter e V\/ o rtme ldung mehr zu diesem Problem. 
Darf ich den Referenten bitt e n. 

STADTRAT JOHANN ZÖCHL ING: 
1 eh habe gar nicht geglaubt, daß 1, - Schi 11 ing eine solche Debatte heraufbeschwört. Aber 
die anderen Fraktionen haben diesen Schi 11 ing zu verschiedenen anderen Sachen benützt. 
1 eh glaube, ich habe mir auch das Essen in den l<indergärten angesehen. Es gibt außer 
Suppe, Hauptspei s e auch eine Nachspeise. Das heißt, es ist Nachmittag zum Großtei I noch 
eine Jause dabei. Die Erhöhung von S 1 ,-, das heißt auf S 17 ,- bzw. S 19,- ist für die 
Stadtgemeinde der Lebensmitteleinsatz. Das heißt, daß alle übrigen Kosten, Transport·, 

.Herstel I ungskosten, die Verabreichungskosten usw., alles doch noch von der Stadtgem~in
de bezahlt wird. 
1 eh glaube, die Kinder müssen auch bei den Goßel tern essen, die müssen auch, wenn die 
Mutter zuhause ist, essen. 
Ich würde Sie bitten, doch diesem Antrag zuzustimmen. Wenn Sie ~s haben wollen, spreche · 
ich auch bis 22. 00 Uhr, wenn es mir gelingt, damit einen einstimmigen Beschluß herbei zu
führen. 
Ich bitte Sie, Herr Bürgermeister, abstimmen zu lassen: 

BÜf~GERME I STER FRANZ WE ISS: 
Danke. Entsprechend der Gcschäftsor' dn.ung zum Gemeinderat habe ich zunächst über den 
Abänderungsantrag, den Herr Gemeinderat Fuchs eingebracht hat, abzustimmen. Er hat 
ihn nicht sehr genau umrissen und formuliert, worauf er hinausgeht. 1 eh muß trotzdem über' 
Ihren Antrag abstimmen. Qarf ich noch einmal bitten, ihn etwas genauer zu formulieren? 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
1 eh habe entsprechend der Geschäftsordnung § 18 zum Ausdruck gebracht, daß wir bei den 
derzeit gel tcnden T arifcn bleiben wol lcn, also ein E infriere·n ~er Tarife. Das war der In
halt des Antrages. 
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BÜF>.GEf~ME I STEH FRANZ WE ISS:. 
Gut. 1 eh habe ihn nicht metir _genau im Kopf gehabt, nachdem er nicht schriftlich einge
bracht wurde. Er ist zwar mündlich ohne weiteres vortragbar. . 

. ·.Sie haben gehört, der Abänderungsantrag lautet in der Richtung, die Tarife zu belassen 
und keine Vcränder·ungen vorzunehmen. Wer ist für diesen Abänderungsantrag, den muß ich 

· bitten, ein Z~ichen mit der Hand zu geben? Wer ist ge·gen den Antrag? Enthaltungen? 

Abänderungsantrag: 
Dafür·: 5 OVP, 2 FPÖ 
dagegen: 19 SPÖ 
Enthaltungen: 1 Enthaltung - KPÖ 
Mil Mehrheit ist der Abänderungsantrag abgelehnt. 1 m Prolokol l soll vermerkt werden, daß 
? Stimmen dafür sind, 1 Enthaltung, mit Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Hauptantrag. 
Wer für den·vom Referenten gestellten Antrag ist in der berichteten Form, die Abänderung 
der Ausspeisungsbeiträge vorzunehmen, den bitte ich, ein Zeichen mit der Hand zu geben? 
Danke. Gegenpr·obe? Mit Mehrheit angenommen. · · 

Hauptantrag: · 
Dafür·: 19 SPÖ 
dagegen: 5 ÖVP, 2 FPÖ, 1 KPÖ 
Enthul lungen: 
Der Antrag ist beschlossen. Wir kommen zum nächsten Berichtspunkt. 

STADTRAT JOHANN ZÖCHL ING: 
Seit Inkrafttreten des Sozialhilfegesetzes der OÖ. Landesregierung haben die meisten Ge
meinden, vor allen Dingen auch unsere Nachbarstädte Linz und Wels, ihre Hilfsaktionen 
zu Ostern, zu Weihnachten und die Kohlenhilfsaktion eingestellt, 1 eh freue mich, daß wir 
auch in diesem Jahr wiederum die Weihnachtsaktion für unser·e bedürftige n Pensionisten 
und Rentner durchführen. 1 eh darf meiner Fraktion im besonderen und unserem Herrn 
Bürgermeister herzlich danken, daß es mir gelungen ist, den Betrag von S 200,- auf 
S 250 ,- hinaufzusetzen. Diese S 250 ,- werden ungefähr 1. 100 R entner und Pensionisten 
erhalten. Aus diesem Grund kommt der . Antrag des Stadtsenates: 

32) SH-L1550/77 
Weihnachtsaktion 1977 zugunsten bedürftiger 
Pensionisten und Rentner. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Zur Durchführung der Weihnachtsaktion 1977 zugunsten bedürftiger Pensionisten und Rent
ner ist der Betrag von 

S 2 83 . 000 , __ . 
(Schi 11 ing zweihundertdrei undachtzi gtausend) 

vorgesehen. 
· Hieven werden S 142. 700 ,- bei VP 449-53 oH freigegeben, der restliche Betrag von 

S 140.300,- wird beiVP 449-53 oH als überplanmäßige Ausgabe bewilligt, wobei die Dek
kung durch Mehreinnahmen bei den al I gemeinen Deckungsmitteln zu erfolgen hat. 

Ich bitte um Abstimmung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Sie haben den Antrag gehört. Wünscht dazu jemand das Wort zu ergreifen? Kollege Treml. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Werter' Herr Bürger·meister, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Hier handelt es sich um einen erfreulichen Antrag, den unser Stadtrat Zöchling hier vor
bringt. Es freut mich besonders, daß man diese frei wi 11 i ge ~-eistung, diese Weihnachtsak
tion, für unsere Pensionisten und Rentner, also für unsere Armsten der Stadt, es sind 
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i'mmerhin noch 1. 100 Personen, beibehält. Es handelt sich tatsächlich um eine soziale 
Le•istung der Stadtgemeinde Steyr und ich möchte auch hier gleich, so wie ich es im Fi
nanz- und Rechtsausschuß ·schon getan habe, im Namen dies-er' 1·.100 Personen den Dank 
aussprechen, vor al lern den Stadträten, die es ermöglichten, daß man diesen Personen 
heuer schon di~se Sonderzahlung von bisher S 200,- auf S 250,- erhöht ·und .damit auch 
die Mittelfreigabe von S 22'7.000,- auf S 283.000,- beantragt wird. 
Wenn ich sage, es freut mich besonders und ich spr·eche den Dank aus den Stadträten, dann 
hat das eine besondere Bewandtnis. Der Amtsbericht I autet ja ein bisserl anders, nämlich 
daß diese Sonderzahl u~g, so wie bisher', unverändert bleiben sollte. Der gemeinderätl iche 
Wohlfahrtsausschuß hat sich mit dieser Frage beschäftigt und ich habe schon im Ausschuß 
versucht, die Mitglieder des Ausschusses der anderen Parteien zu überzeugen, daß auf 
Grund dieser ganzen Inflation und T euer·ungspol i tik es angezeigt wäre, ein bi sserl was zur 
Beseitigung der· Armut auch in Österreich beizutragen, daß man ihnen zu Weihnachten ei
nen erhöhten Betr·ag gibt. 
Leider war es mirnicht möglich, die Mitglieder aller Parteien im Ausschuß zu überzeugen. 
Wohl waren die meisten Mitglieder, objektiv möchte ich das feststellen, bereit, für das 
kommende Jalw eventuel I Verhandlungen in der Richtung zu führen. Daher freue ich mich 
besonders, daß diese Frage der· Stadtsenat neuerdings behandelt hat und zu diesem Ergeb
nis gekommen ist. 
Außerdem, das steht nicht im Antrag, ist auch eine Ausdehnung der Weihnachtssonderak
tion für unsere Sozialhilfeempfänger mit beinhaltet. Wo ebenfalls der Betrag erhöht wur
de, und zwar wur·den im Antrag die S 400,- für alleinstehende Sozialhilfeempfänger oder 
Haushaltsvorstände auf S 500,- erhöht. Für Mitunterstützte von S 265,- auf S 330,- und 
für Mitunterstützte, die Anspruch haben auf gesetzliche Familienbeihilfe, von S 200,- auf 
S 280,-. Somit auch dieser Betrag, d e r nicht in den Gemeinderat kommen muß, weil er nur 
S 70.000,- ausmacht, ebenfalls erhöht wurde auf S 90.000,-. Sie sehen auch, daß wir ob
jektiv sind als kl e ine Partei und ich möchte nochmals herzlich danken im Interesse der 
Ärmsten unserer Stadt. 

BÜRGERMEISTER FRAN Z WE ISS: 
Darf ich eine weitere Wortm e ldung zu diesem Antrag konstatieren? Kollegin Derflinger. 

GEMEINDERAT MARIA D ERFLINGEH: 
Wertes Präsidium, sehr geehrt e Damen und Herren! 
Wenn auch des öfteren bei Erhöhung von Sozialleistungen von sogenannten "Wahlzuckerln" 
gesprochen wird, glaube ich, wird man der heutigen Änderung eines Amtsvorschlages wohl 
kaum dieses Motiv unterstell en. Es wäre nämlich für uns, .für die Mehrheitsfraktion, si
cher! ich sehr einfach gewesen, erst im nächsten Jahr, also vor einer Nationalrats-, Land
tags- und Gemeinderatswahl auf die Ärmsten unserer städtischen Gemeinschaft Rücksicht 
zu nehmen. Wir haben das nicht getan und haben das auch gar nicht nötig, denn wir glauben, 
dann helfen zu müssen, wenn es notwendig und auch finanziel I vertretbar ist. Das ist im 
gegenständlichen Antrag wohl der Fall. Erfreulich kann ich in diesem Zusammenhang auch 
feststcl len, daß die Zahl jener Pensions- und Rentenbezieher, die an der untersten Ein
kommensgrenze liegen, Gott sei Dank von Jahr zu Jahr geringer wird. Unser Wohlfahrts
staat sor·gt dafür, daß jeder, somit auch der nicht mehr im Arbeitsprozeß Stehende, sei
nen gerechten Anteil am Nationalprodukt, in diesem Fall durch entsprechende Renten bzw. 
andere Sozialleistungen e~hält und auch das besonders durch die Initiative der Sozialisten 
in Oberösterreich geschaffene Sozialhi I fegesetz, das von unserem Steyrer Landesrat Ing. 
Reich! in seiner Funktion als Sozialreferent umsichtig gehandhabt wird, wie meine Kolle
gin l<altenbrunner bereits an9eführt hat, trägt, so glaube ich, sehr wesentlich dazu bei, 
daß in vielen Lebens! agen Här·ten gemildert und Hilfen gegeben werden. Es wird also sehr 
viel für· die Minderbemittelten getan und nicht nur ein bißchen, wie Gemeinderat Treml eben 
gesagt hat. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Kr·eisky bitte .... für die /\r·mut, da sind wir nicht durchgekommen! 

GEMEINDERAT MARIA DERFLINGER: 
Wennylcich auch viele Gerneind~n, das hat auch meine Vorrednerin, die Kollegin Kalten-
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brunner, bereits angeführt, in diesem Zusammenhang bis dahin geleistete Sozialleistungen 
abgeba_l:lt haben, so ist es in unser:emSt:y'.er Gemeinderat _nach wie vor ein Anliegen, un
serer:, Armsten auch weiterhin bestmögl ichste Hilfe angedeihen zu I assen. 
Denn w(:!nn es auch nur mehr ein immer kleiner werdender Teil ist, so gibt es doch auch 
bei uns noch immer Menschen, die noch echte Existenzsorgen haben. Diesen Menschen soll 
auch weiterhi_n unsere Umsicht gelten. 
Ich bin daher sehr froh darüber, daß diese freiwillige Sozialleistung und das möchte ich 
hier besonders hervorgehoben haben durch die heutige Beschlußfassung, eine neuerliche 
Verbesserung erfahren wird. 1 eh glaube aber auch, davon überzeugt sein zu dürfen, daß 
gerade für diese ver'hältnismäßig noch minderbemittelten Einkommensbezieher der von un
serer Mehrheitsfraktion zur Beschlußfassung eingebrachte Erhöhungsbeitrag. dem sich, 
so glaube ich, sicher! ich auch die anderen Fraktionen anschließen werden, gerade anl äß-
1 ich des bevorstehenden Weihnachtsfestes eine willkommene Hi I fe sein kann. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke. Eine Frage, ob zu diesem Punkt noch jemand das Wort wünscht? Das ist nicht der 
F al 1. Der Referent? 

STADTRAT JOHANN ZÖCHLING: 
Kollege Treml hat mir eigentlich das vorweggenommen, daß wir auch bei den Sozialhilfe
empfängern eine Erhöhung vorgesehen haben. 1 eh wollte es zum Schlußwort bringen, da
mit die anderen Fraktionen leichter zu diesem Beschluß finden können. Vielleicht erreichen 
wir jetzt einen einstimmigen Beschluß. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke für das Schi ußwort. Wir kommen zur Abstimmung. Wer ist für den gestellten Antrag 
in der vorgelesenen Farm? Danke. Gegenprobe? Stimmenthaltung? Beides nicht feststellbar, ~ 
somit einstimmig beschlossen. 
Der nächste Punkt bitte! 

STADTRAT JOHANN ZÖCHL ING: 
Sie wissen, daß wir auf der Ennsleite die Versuchsschule, die Ganztagsschule, haben und 
es ist notwendig, ebenfalls eine Betriebsküche einzurichten. Nachdem die Erfahrungen in 
diesem Punkt noch sehr spärlich in Österreich sind und auch in Deutsch! and noch Versuche 
sind, würden wir Ihnen den Vorschlag machen, das Essen in Verbindung mit Eskimo-lglo 
Tiefkühlmenüs zu nehmen und in der Verbindung natürlich auch die Einrichtungen von der 
Firma Stierlen. 
Ich würde Sie bitten, diese Einrichtungen zur Zeit noch nicht zu kaufen, sondern lediglich 
in einem Mi etvertr'ag zu mieten, damit wir, wenn möglich oder irgendwelche Sorgen sind, 
auch mit der Ausspeisung der Fertigmenüs doch wieder auf andere Ausspeisungsarten zu
rückkommen können. Aus diesem Grund habe ich den Antrag des Stadtsenates: 

33) Schu 1-6291 /76 
Ganztagsschule an der HS 2 Ennsleite; 
Verabreichung des Mittagessens an die 
Schüler - Einrichtung einer Betriebsküche. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Dem Abschluß von Verträgen mit der Fa. Stierlen-Maquet, die Anmietung von Maschinen 
und Einrichtungen für die Einrichtung einer Betriebsküche der Ganztagsschule HS 2 
Enns leite im Leasingverfahren sowie die Wartung der Maschinen und Einrichtungen be
treffend, wird nach Maßgabe des Amtsberichtes vom 13. 10. 1977 zugestimmt. 
Aller Voraussicht nach wird mit dem gegenständlichen Küchenbetrieb noch im November 
d. J. begonnen werden. Nach dem Wartungsvertrag ist die jährliche Wartungspauschale 
im vorhinein zu entr'ichten. Es wird daher einer außerplanmäßigen Ausgabe von S 29. 000 ,
bei VP 21-55 zur allfälligen Bezahlung der Miete für die Monate November und Dezember 
1977 sowie fi.ir die im vorhinein eventuell fäl I i ge Wartungspauschale 1977 /78 zugestimmt. 
Die Deckung hat durch Mehreinnahmen bei den al !gemeinen Deckungsmitteln .zu erfolgen. 
Für die folgenden Vertragsjahre werden die Mittel für die Bezahlung der monatlichen Mict
l<ostcn und der jährlichen Wartungspauschale im jewci I i gen Budget vorgesehen. 
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Gemäß § 44 (5) des Statutes für· die Stadt Steyr wird der· Magistrat wegen Dringlichkeit 
zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt. 

1 eh bitte um Annahme meines Antrages. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Sie haben den Antrag gehört. Es hat sich gemeldet Herr Gemeinderat Schodermayr. An
schl icßend Gemeinder·at Dr. Stel lnberger. 

GEMEINDERAT JOHANN SCHODERMAYR: 
Wertes Präsidium, meine sehr geschätzten Damen und Herren des Gemeinderates! 
Durch die Freigabe dieser Mittel werden die Voraussetzungen für die erfolgreiche Durch
führung des vom Bundesminister· für Unterricht genehmigten Schulver·suches geschaffen. 
Würde hier die Gemeinde nicht mitmachen, wär·en alle Bestrebungen auf Bundesebene zum 
Sehei ter'n verurteilt. Wenn man sich aber entschließt, neue Wege in der Bildungspol i.tik: zu 
gehen, müssen alle Opfer bringen und in diesem F al I ist es wiederum die Gemeinde Steyr, 
die, wie schon so oft, ihren Beitrag leistet. Steyr wird dadurch immer mehr zum echten 
Schul zcntrum der Region. Handelsakademie, Handelsschule,. Bildungsanstalt für l<.inder
gärtner·irmen, Bundesgymnasium - alles mit Hi I fe der Stadt entstanden bzw. weiterentwik-
kel t. Fr·auenberufsschule, HTL, ein dicht ausgebautes Pflichtschulsystem, beginnend von 
Vorsehulk I assen bis zur pol ytesc hnischen Schule, die heute mit 7 großen KI assen dasteht, 
mit Schulversuchen wie Sportklas sen und jetzt einer Ganztagsschule. Ein gut ausgebautes 
Sonderschulnetz schafft Bildungsmöglichkeit en auch für diejenigen behinderten Kinder, die 
früher einmal doch sehr- benacht e iligt waren. Wenn man dazu noch die begleitenden Maß
nahmen sieht wie Kinde rgärt en, H or·te, die Aktionen der· Jugendverbände, der Kirche und 
Vereine, die Aktivitäten d e r Spo rtor· ganisationen, aber auch sozial er Gruppen, wie heute 
schon erwähnt die L eb en shi I f , , dann muß m an doch davon sprechen, daß gerade auf dem Sek
tor der heranwachsenden Juqend sehr- , sehr vi e l geschehen ist. Soweit bekannt ist, arbeitet 
auch die Stadtverwaltung an d e :- B ildung eines Jugendrates ähnlich dem Seniorenr·at, damit 
das Mit srwacherecht al lc r inl c r e s s i e ,- t en St e yrer in entsprechender Weise gesichert ist. 
1 eh bin mir sicher, daß d e r b e go n nene Schulversuch ein voller Erfolg werden wird. Als 

· Schulaufsichtsorgan für d en Pfli c ht schulbereich Steyr-Stadt und als sozialistischer Ge
meinder·at möchte ich j e t z t sch o n hir die B ereitstellung der Mittel für den Schulversuch 
Ganztagsschule auf d e ,- Enns le it e d c: r S tadtgeme inde sehr herz I ich. danken. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 eh danke für diesen Bei 1,-ag. Nächster Sprecher Kollege Dr. Stellnberger. 

GEMEINDERAT DR. ALOI S STELLNBERGER: 
Sehr verehrte Damen und Herren! 
1 eh möchte nur ein Wo,~t verlieren über die Art der hier benatragten Ausspeisung, die na
türlich zu begrüßen ist. Das Unternehmen, in welchem ich beschäftigt bin, verabreicht 
nämlich schon seit 3, 4 Jahren diese Tiefkühlkost, und zwar von der gleichen Firma, die 
hier genannt wurde. 1 eh darf meine Erfahrungen dahingehend bekanntgeben, daß, soweit 
ich informiert bin, in der Kollegenschaft vollste Zufriedenheit mit der Tiefkühlkost herrscht. 
Sowohl was die Qualität anbei angt, als auch die Quantität sowieso. Es sind auch keiner! ei 
Auswirkungen zu bemerl<:en, daß sich dieses Essen auf die Gesundheit nachträglich nieder
schlagen würde, nachdem immerhin schon ein so I anger Zeitraum vergangen ist. 
Was besonde,-s auffällt, ist die hohe Qualität der Essensportionen und auch überraschend 
der Preis. Man knnn d en Speiseplan so gestalten, daß eine große Palette ist, von S 10,
angefangen bis S 25,-. Unser Speiseplan z.B. enthält jeden Tag irgend eine Fleischspei
se und trotzdem liegt er nur knapp über S 20,-. Was aber noch überraschender ist, ist 
die Tatsache, daß man nicht ständig vom Erzeuger mit Preiserhöhungen belästigt wird. Ob
wohl bei uns über 3 Jahre das Essen geliefert wir·d, ist bisher erst eine Preiserhöhung von 
2 oder 3 % eingetreten. Das ist eine Tatsache, die äußerst begrüßenswert ist. Zu der Art 
der Anschaffung der Kücheneinr·ichtung mu(~ man sagen, daß natürlich die hier ausgcr-ech
ncte Leasingmethode sehr teuer ist und jede andere Art der Anschaffung günstiger wär·e. 
Sie ist nur dadurch gcirechtfertigt, daß man sie eben vielleicht nur auf kurze Zeit anwendet 
und bei einem Definitivum dann vielleicht nach einem Jahr sofort an den Erwerb des Eigen-
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(ums denkt, weil das sie.herlieh günstiger ist, sogar wenn man dafür Kredite aufnimmt. 
Zum Letzten möchte ich sagen, daß aus dem Amtsbericht hervorgeht, daß die Küchenein
richtungen relativ umfangreich angesetzt sind, ·sodaß man.-daraus schließen könnte, daß 

• vielleicht auch andere Personen und Institutionen, die mit dieser Art des Essens verso.rgr 
werden wollen,· viel leicht die Möglichkeit haben, hier einbezogen zu werden, wenn später 
einmal fest steht, daß man dieses Essen beibehält. 
Danke schön: 

BLIRGERME I STER FRANZ WE ISS: 
Ich danke auch für diesen Beitrag. Eine weitere Bemerkung zum Antrag sehe ich nicht 
mehr. Keine Anzeige für eine Wortmeldung? 
Der Referent wünscht kein Schi uß wart. Wir kommen zur Abstimmung. 1 st jemand gegen den 
gestellten Antrag? 1 eh sehe, das ist nicht der Fall. Eine Enthaltung? Wird auch nicht ge
übt. Dieser Antrag ist einstimmig beschlossen. 
Wir kommen zum nächsten und letzten Antrag. 

STADTRAT JOHANN ZÖCHL ING: 
Er betrifft ebenfalls wieder die Ganztagsschule auf der Ennsleite, Adaptieru11g des Spei
sesaales. 

34) Schul-6291/76 
Ganztagsschule an der HS 2 Ennsleite; 
Adaptierung Speisesaal Peuerbachstraße 2 - 4. 

Der Gemeinderat wolle bcschl ießen: 
Die Bürger·mei sterverfügung vom 13. 10. 1977, Schul -6291 /76, womit wegen Dring! ichkeit 
Nachstehendes angeordnet wurde, wir·d hiermit genehmigt: 
"Auf Grund des Amtsberichtes ·der MA VI vom 13. 10. 1977 wir·d für Adaptierungsar·beiten 
im Speisesaal Peuer-bachstraße 2 - 4 für die Schulausspe isung der HS 2 Ennsleite der 
Betrag von 

S 340.000,--
(Schi 11 ing dreihundertvi erzi gtausend) 

als außerplanmäßige Ausgabe bei VP 21-94 oH bewilligt. 
Die Deckung dieser außerplanmäßigen Ausgabe hat durch Me hre innahmen be i den all ge
meinen Deckungsmitteln zu erfolgen. 
Die Aufträge sind_ wie folgt zu vergeben: 

1. Baumeisterarbeiten: 
Firma Drössler, Steyr, zum Anbotpreis von 

2. Elektroinstallationsarbeiten: 
Fi1-ma Berger, Steyr, zum Anbotpreis von 

3. Sanitäre I nstal I ationsarbeiten: 
Firma Schützner, Steyr, zum Anbotpreis von 

4. Heizungsinstallationsarbeiten: 
Firma Schützner, Steyr, zum Anbotpreis von 

5. Bauschlosserarbeiten: 
Firma Vösl, Steyr, zum Anbotpreis von 

6. Verglasungsarbeiten: 
Firma Eckelt, Steyr, zum Anbotpreis von 

7. Verfl iesun~Jsarbeiten: 
Firma l<ittinger, Steyr, zum Anbotpreis von 

8. Malerarbeiten: 
Firma Huber, Steyr, zum Anbotpreis von 

9. Tischle1-a1-beiten 1: 
Firma Fuchs, Steyr, zum Anbotpreis von 

10. Tischlerarbeiten 11: 
Firma Wiesner u. Hager-, Altheim, zum Anbotpreis. von 

11. Tapeziererarbeiten: 
. Firma Preisler, Stey1-, zum Anbotpreis von 
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8ÜRGERME I STER FRANZ WE ISS: 
Sie haben den Antrag gehört. Er ist mehr oder weniger ul s Ergänzungsantrag anzusehen. 
1 eh sehe durch das E inr'äumen der Akten; daß keine Bereitschaft mehr besteht zur Dis
kussion. 1 eh darf dennoch fragen, es meldet sich aber niemand. 
Gibt es eine Gegenstimme zum Antrag? Nicht, auch keine Enthaltung ist angezei gl, somit 
ist auch der letzte Antrag heute einstirnmi g beschloss~n. 1 eh danke für die Mitwirkung an 
der heutigen-Sitzung, d i e zweifelsohne schon geraume Zeit, also mehr als 5 Stunden, 
dauert. 
Als letzte Meldung noch der Hinweis, daß wir in unseren Anträgen und Beschlußfassungen 
einen Betrag von S 14,126.000, - inkludiert haben. Das zur Vormerkung. Es wird auch im 
Protokoll vermerkt. 
Die Sitzung darf ich mit dieser Erklärung, damit Sie nach Hause kommen, kurz und bündig 
abschließen. Ich danl~e Ihnen. 

Die Sitzung ist beendet. 

Ende der Sitzung: 19. 20 Uhr. 

ORSI T ZENDE: 

D 11?' PROTOKOLLPRÜFER: 

t?) A ,, 
Jlci,H~PP-P4'.rc· (JlvVvi, _ _./·. 

t1 I j 
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